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UNSER KLIMA SCHÜTZEN...
Diese BunDesregierung hat eine Mission. Sie ist angetreten, um unseren wohlstand und die hohe 

Lebensqualität in Österreich zu sichern. Globale Klimaveränderungen werden großen Einfluss haben. Auf die wirtschaft, die
Gesellschaft und die Umwelt. Daher ist es wichtig, Antworten auf diese großen Fragen zu finden und einerseits den Klimaschutz
konsequent voranzutreiben und gleichzeitig eine nachhaltige Entwicklung zu gewährleisten – wirtschaftswachstum und 
Umweltschutz müssen Hand in Hand gehen. Sauberes wachstum ist keine option, sondern eine Notwendigkeit.

Unsere Klima- und Energieziele sind ambitioniert, aber machbar. Sie sind auch ein Bekenntnis zu europäischen und internatio-
nalen Zielen, zu denen wir uns verpflichtet fühlen.  Sie sind aber nur dann machbar, wenn es uns gelingt, alle Bürgerinnen und
Bürger sowie alle Bereiche der wirtschaft mitzunehmen und bestmöglich zu unterstützen. Klimaschutz wird eine österrei-
chische Erfolgsgeschichte, wenn wir gemeinsam an einem Strang ziehen und jeder einen Beitrag leistet. Die Energiewende wird
nur gelingen, wenn sie von allen mitgetragen und vorangetrieben wird, vom privaten „Häuselbauer“ bis zur Großindustrie. 
Es ist wichtig, die Chancen zu erkennen: Jede und jeder kann für sich selbst ein Stück „Energie-Selbstversorger“ werden und 
z.B. Strom für die Eigenwärme oder für das eigene E-Auto selbst herstellen. Das leistet nicht nur einen Klimabeitrag, es macht
vor allem unabhängig. 

wir brauchen ein Energiesystem, das sicher, nachhaltig, innovativ und wettbewerbsfähig zugleich ist. wir wollen unsere treib-
hausgasemissionen senken, erneuerbare Energie verstärkt ausbauen, Energie- und ressourceneffizienz erhöhen, saubere tech-
nologien forcieren und die wettbewerbsfähigkeit des Standorts steigern. Daher werden wir verbesserte rahmenbedingungen
für zukunftsfähige und nachhaltige Investitionen schaffen. wir müssen vorreiter bei der Forschung und Umsetzung innovativer
Lösungen werden und unseren international erfolgreichen technologieanbietern einen attraktiven Heimmarkt bieten. 

Damit das gelingt, braucht es eine klare Perspektive und einen integrierten Ansatz. Diesen liefert die Klima- und Energiestrate-
gie. Unsere #mission2030 gibt orientierung bis 2030 und Planbarkeit für Bund, Länder und Gemeinden sowie für wirtschaft
und Gesellschaft. wir setzen uns ambitionierte, aber gleichzeitig realistische Ziele. wir setzen auf Anreize statt verbote, auf 
Entlastung statt Belastung, auf Einbindung statt Bevormundung. wir werden die Chancen der Energiewende nutzen und mutig
vorangehen! 

willkommen bei der #mission2030.

Machen Sie mit! 

VORWORT
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Ihre ELISABEtH KÖStINGEr
Bundesministerin für Nachhaltigkeit
und tourismus



... MUTIG UND GEMEINSAM
Wir Wollen uns Daran machen, ein nachhaltiges Energie- und Mobilitätssystem zu entwickeln! wir

bekennen uns zu einer aktiven Klimaschutzpolitik und wollen mit klaren Zielsetzungen Österreich auf einen schrittweisen weg
der Dekarbonisierung bringen. So nutzen wir die Chancen der kommenden transformation für unseren wirtschaftsstandort.
Diese integrierte Klima- und Energiestrategie stellt einen ersten Schritt auf diesem langen und spannenden weg dar!

Als verkehrsminister ist mir insbesondere die umwelt- und innovationsfreundliche Mobilitätswende ein Anliegen, da uns bei
der Senkung der Emissionen im Sektor verkehr besonders große Herausforderungen erwarten. Um diese zu bewältigen, werden
wir viele Hebel im Personen- und Güterverkehr in Bewegung setzen müssen. Schlüsselrollen werden dabei der Elektrifizierung
und der Digitalisierung zukommen. viele neue trends, wie beispielsweise Sharing, bieten immenses Potenzial zur verbesserung
unseres Mobilitätssystems, erfordern aber auch die Anpassung gesetzlicher rahmenbedingungen. wichtig ist eine Stärkung des
öffentlichen verkehrs als rückgrat unseres Mobilitätssystems, aber auch neue Mobilitätskonzepte, insbesondere im ländlichen
raum oder auch im Güterverkehr. Neben rein technischen optionen ist es mir wichtig, dass wir uns auf sanfte Mobilitätsfor-
men wie radfahren und zu-Fuß-gehen rückbesinnen und diese fördern: Denn die zukünftige Mobilität ist aktiv, geteilt, digital
und nachhaltig. 

Um diese Zukunft zu ermöglichen, benötigen wir einerseits einen neuen gesellschaftlichen Konsens darüber, wie wir unser 
Mobilitäts- und Energiesystem zukünftig organisieren. Daher arbeiten wir bereits gemeinsam mit Bund, Ländern und Gemeinden
an einem den Zielen der Klima- und Energiestrategie folgenden Aktionsplan wettbewerbsfähige & Saubere Mobilität 2030. An-
dererseits ist noch viel Forschung und Entwicklung nötig, daher freut es mich als Forschungs- und Innovationsminister 
besonders, dass wir mit der vorliegenden Strategie auch wichtige Schwerpunkte in der Mobilitäts- und Energieforschung setzen.
wir möchten nicht nur einen klaren rahmen für die Erreichung der Klima- und Energieziele 2030 geben, sondern mit Leucht-
turmprojekten auch erste konkrete Schritte in diese richtung gehen.

Lassen Sie uns die vor uns liegenden Herausforderungen als Chance verstehen, bei der Klimaschutz und wirtschaftswachstum
nicht im widerspruch stehen. Lassen Sie uns gemeinsam und aktiv in diesen transformationsprozess gehen und die erfolg-
reiche Zukunft Österreichs mitgestalten, um ein sauberes, faires, sicheres und wettbewerbsfähiges Mobilitäts- und Energie-
system zu erreichen. 

VORWORT
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Ihr NorBErt HoFEr
Bundesminister für verkehr,
Information und technologie



1. ÖSTERREICHS WEG IN EINE KLIMA-
VERTRÄGLICHE GESELLSCHAFT

Österreich Bekennt sich zu den internationalen Klimazielen und zu einer aktiven Klimaschutz- und
Energiepolitik. Zentrales Ziel der Klimapolitik der Bundesregierung ist die reduktion von treibhausgasemissionen. Österreich
wird seine treibhausgasemissionen bis 2030 um 36 % gegenüber 2005 reduzieren. Dafür ist eine koordinierte, abgestimmte
Klima- und Energiepolitik notwendig, die die Balance zwischen ökologischer Nachhaltigkeit, wettbewerbsfähigkeit/Leistbar-
keit und versorgungssicherheit jetzt und in der Zukunft gewährleistet. Aus diesem Grund hat die Bundesregierung als eine ihrer
ersten wichtigen Maßnahmen die Erstellung einer integrierten Klima- und Energiestrategie beschlossen, um damit verantwor-
tung für einen konsequenten Dekarbonisierungspfad bis 2050 zu übernehmen. 

Österreich befindet sich auf dem weg der transformation zu einem möglichst effizienten und klimaneutralen Energie-, Mobili-
täts- und wirtschaftssystem entlang der gesamten Energiewertschöpfungskette (Erzeugung, transport, Umwandlung, ver-
brauch) inklusive aller damit in Zusammenhang stehender Produkte und Dienstleistungen. Daher soll ein klares Bild gezeichnet
werden, wie wirtschaft und Gesellschaft die sich daraus ergebenden Chancen bestmöglich nützen können. Die vorliegende in-
tegrierte Klima- und Energiestrategie ist dabei als Beginn für einen langfristigen Prozess zu verstehen. Sie setzt den Startschuss
für eine konsequente weiterentwicklung durch Neuorientierung der künftigen Klima-, Energie- und Mobilitätspolitik. 

Die Strategie gibt orientierung für alle Handlungsfelder bis 2050 sowie für bevorstehende Investitionen, insbesondere für die
Zeit bis 2030: Durch klare rahmenbedingungen soll die Strategie helfen, Fehlinvestitionen und Strukturbrüche zu vermeiden.
Die Klima- und Energiestrategie leitet einen Paradigmenwechsel ein: erneuerbare Energien und Energieeffizienz werden künftig
Standard für Investitionen sein. Damit schafft die Klima- und Energiestrategie die erforderlichen voraussetzungen für die heimi-
sche wirtschaft, auch in einer sich dekarbonisierenden welt den Industriestandort zu sichern und wettbewerbsfähig zu bleiben.
Dadurch soll Österreich am weltmarkt zu einem der Innovationstreiber für moderne Energie- und Umwelttechnologien wer-
den. Zur Stärkung der heimischen Forschung wird Österreich der globalen „Mission Innovation-Initiative“ beitreten und als
„front runner“ Schlüsseltechnologien vorantreiben. 

Österreich hat aufgrund der bestehenden Netzinfrastruktur, Kraftwerkskapazitäten und heimischen Energieressourcen ein sehr
hohes Niveau an versorgungssicherheit. Bei der transformation des Energiesystems liegt die oberste Priorität darauf, dieses
hohe Niveau der Sicherheit der Energieversorgung jederzeit aufrechtzuerhalten. Es gilt, die Energieversorgungssicherheit zu
stärken und unabhängiger von Energieimporten zu werden. Dafür ist es notwendig, die Produktion erneuerbarer heimischer
Energieträger zu erhöhen sowie Energie effizienter und intelligenter zu nutzen. Den neuen Entwicklungen im Strommarkt, wie
der dezentralen Erzeugung, den neuen Speichertechnologien und der Digitalisierung, muss auch im Infrastrukturbereich rech-
nung getragen werden. Zu diesem Zweck soll es einen sozial- und umweltverträglichen Ausbau sowie eine Modernisierung der
Netzinfrastruktur geben. Die angedachten Maßnahmen sollen umwelt- und naturverträglich sein und der weiteren Bodenver-
siegelung sowie Beeinträchtigungen von Kulturlandschaft und Lebensräumen Einhalt gebieten. 

Der Anteil der erneuerbaren Energien in Österreich liegt derzeit bei rund 33,5 %. Strom wird bereits zu rund 72 % aus erneuer-
baren Quellen erzeugt. Damit ist Österreich, was den Stromsektor betrifft, heute schon vorreiter in Europa, wenngleich in den
letzten Jahren nennenswerte Nettoimporte an Elektrizität erforderlich waren. Die Bundesregierung hat sich daher zum Ziel 
gesetzt, bis zum Jahr 2030 Strom in dem Ausmaß zu erzeugen, dass der nationale Gesamtstromverbrauch zu 100 % (national 
bilanziell) aus erneuerbaren Energiequellen gedeckt ist. Dazu wird es einen Ausbau aller erneuerbaren Energieträger, der Infra-
struktur, Speicher und Investitionen in Energieeffizienz brauchen.

In den kommenden Jahren müssen vor allem in den Bereichen verkehr und raumwärme verstärkt Akzente gesetzt werden, um
mithilfe der eingesetzten Mittel maximale Ergebnisse erzielen zu können. Speziell in diesen beiden Sektoren sind die größten
Einspar- und reduktionspotenziale zu finden. 

Die Investitionen in die Bahninfrastruktur der letzten Jahre und die damit einhergehende Bedienung der Fläche hat Österreich
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zum vorreiter des Personenverkehrs auf der Schiene in der Europäischen Union gemacht. Dennoch muss in der Mobilität der
Zukunft verstärkt neben der Nutzung von Möglichkeiten durch die Digitalisierung und einem wesentlich stärkeren Fokus auf
verbesserte Services auch weiterhin auf den Ausbau leistungsstarker öffentlicher verkehrsmittel gesetzt und die Siedlungsent-
wicklung gemeinsam mit den Ländern und Gemeinden verbessert werden. Im Güterverkehr muss die verlagerung von der
Straße auf die Schiene durch verbesserte Services und Anreize vorangetrieben und der kombinierte verkehr (Schiene, wasser,
Straße) gestärkt werden.  Für den Übergang zu Niedrigst- und Nullemissionsfahrzeugen wird sich der Mix zugunsten alternati-
ver Antriebssysteme und Kraftstoffe auf Basis erneuerbarer Energien (Elektromobilität, wasserstoffmobilität, Bio-CNG/
Bio-LNG und Bio-Kraftstoffe) verschieben.

Die Bundesregierung will unbürokratisch Energieeffizienzmaßnahmen bei Unternehmen und Haushalten forcieren. Energie-
effizienzpotenziale sind auf allen Ebenen, vor allem im Gebäudebereich, im verkehr sowie bei Industrie und den klein- und 
mittelständische Unternehmen (KMUs) zu heben, wobei den Unternehmen Freiheitsgrade für Innovation gewährt und weitere
Kostenbelastungen vermieden werden müssen. Die öffentliche Hand muss dabei vorbild sein.

Die Erreichung der langfristigen Klima- und Energieziele wird mit den technologien von heute alleine nicht möglich sein.
Daher muss Österreich seine Innovationskraft und veränderungsprozesse wie Digitalisierung und Dezentralisierung verstärkt
nutzen, um mit neuen Schlüsseltechnologien das Energiesystem zu modernisieren und auf Sektorkopplung zu setzen. Auf dem
weg dorthin müssen aber auch vernünftige Brückentechnologien genutzt werden. Die Bundesregierung will die Chancen für
die Industrie (z.B. durch wasserstoff ), für den Gebäudesektor (durch innovatives Bauen und Sanierung), für den Mobilitätssek-
tor (z.B. durch alternative Antriebe) und für den ländlichen raum (durch Bioökonomie) bestmöglich nutzen.

Die Energiewende muss durch öffentliche wie auch private Investitionen vorangetrieben werden. Öffentliche Mittel sollen pri-
vate Mittel stimulieren und verstärkt auf Innovation und Forschung fokussieren. Alle öffentlichen Anreizsetzungen und Förde-
rungen sollen auf wirkungen, die der Erreichung der Klima- und Energieziele entgegenstehen, geprüft werden. 

Österreichs Bundesländer, Städte und Gemeinden sind wichtige Partner für die transformation des Energiesystems und den
Klimaschutz. Sie haben eigene Energie-, Mobilitäts- und/oder Klimastrategien mit konkreten Zielen entwickelt. Mit der inte-
grierten Klima- und Energiestrategie soll ein rahmen geschaffen werden, der die Bundesländer, Städte und Gemeinden bei
ihren Bemühungen unterstützt; dies gilt insbesondere für die Erarbeitung und weiterentwicklung von Maßnahmenplänen.

Den Bürgerinnen und Bürgern soll in Zukunft ermöglicht werden, aktiv am Energiesystem zu partizipieren, etwa als Konsumen-
tinnen und Konsumenten sowie auch als Produzentinnen und Produzenten von Energie („Prosumer“) in erneuerbare Energie-
träger zu investieren. Durch verstärkte Bewusstseinsbildung und Informationskampagnen sollen die Nachfrage nach klima-
freundlichen und energieeffizienten Produkten, Dienstleistungen und technologien erhöht und entsprechende Investitionen
angeregt werden. Hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können durch entsprechende Aus- und weiterbildungs-
programme die notwendige transformation mitgestalten.

Die vorliegende integrierte Klima- und Energiestrategie basiert einerseits auf den internationalen und nationalen rahmenbedin-
gungen (Kapitel „wo Österreich heute steht“), andererseits auf dem willen, die notwendigen transformationsschritte hin zu
einer dekarbonisierten Gesellschaft aktiv zum vorteil unserer wirtschaft mitzugestalten (Kapitel „Ziele für ein klimaverträgli-
ches wirtschaftssystem“ und „was uns wichtig ist“). Das Kapitel „Österreichs weg zum Ziel“ beschreibt die wichtigsten Maß-
nahmen in den einzelnen Sektoren und im Kapitel „Leuchtturmprojekte“ werden jene vorhaben ins rampenlicht gerückt, die
als erste Umsetzungsschritte getätigt werden sollen. weiters wird auf den wichtigen Themenbereich der Klimawandelanpassung
eingegangen. Schließlich wird im Kapitel „Laufendes Monitoring und nächste Schritte“ beschrieben, wie eine regelmäßige 
Evaluierung der Klima- und Energiestrategie, sowie der konkrete Übergang zu Maßnahmenplänen erfolgen sollen.

Erstmals seit 1954 gibt der Bund 2019 weniger aus als er einnimmt. Das bedeutet das Ende der Schuldenpolitik – ohne neue
Steuern. Diesen weg der nachhaltigen Budget- und Steuerpolitik gilt es auch in den 2020er-Jahren fortzusetzen. Maßnahmen
dürfen nicht auf dem rücken der nachfolgenden Generation finanziert werden. Es ist daher im Sinne der budgetären Nachhal-
tigkeit sicherzustellen, dass bei Maßnahmen, die von haushaltsrechtlicher bzw. steuerpolitischer relevanz sind, die strukturelle
Gegenfinanzierung eingehalten wird. Zudem werden die steuerpolitischen Maßnahmen im Zuge der Steuerstrukturreform 
behandelt.
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       2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT

                 soWohl auf europäischer als auch auf internationaler eBene wurde in den 
vergangenen Jahren eine reihe von Aktivitäten zur Bewältigung der Problemlagen im Klima- und Energiebereich in Angriff 
genommen oder umgesetzt. Für die Entwicklung einer österreichischen Klima- und Energiestrategie stellen die nationale Aus-
gangssituation sowie europäische und internationale rahmenbedingungen wichtige Bezugspunkte dar.

          ÖSTERREICHISCHER RaHMEN
vergleicht man die Entwicklung von treibhausgasemissionen, erneuerbarer Energie und Energieeffizienz mit der wirtschaftli-
chen Entwicklung seit 2005, so ist festzustellen, dass Österreich bereits deutliche Fortschritte in allen drei Bereichen erzielen
konnte. Am erfolgreichsten konnte die Aufbringung erneuerbarer Energie gesteigert werden, auch die treibhausgasemissionen
sind deutlich gesunken, während der Primärenergieverbrauch stabilisiert werden konnte. Für die beiden letztgenannten Indika-
toren ist über die gesamte Zeitreihe auch die relative Entkoppelung gegenüber der BIP-Entwicklung erkennbar. Allerdings sind
in den Jahren 2015 und 2016 treibhausgasemissionen, Primärenergieverbrauch und BIP wieder weitgehend parallel ange-
stiegen.

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT

- - -  8  - - -

aBBilDung 1: inDexierte entWicklung Der treiBhausgasemissionen, 
Der erneuerBaren energie nach richtlinien-Definition, Des primärenergie-
verBrauchs unD Des BruttoinlanDsproDukts (real), 2005-2016 (2005=100)
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aBBilDung 2: treiBhausgasemissionen Österreichs 1990, 2005 unD 2016
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treiBhausgasemissionen

Die treibhausgasemissionen (tHG-Emissionen) Österreichs sind zwischen 2005 und 2016 erheblich gesunken: von 92,7 Mil-
lionen tonnen Co2-Äquivalent (Mio. t Co2eq) im Jahr 2005 auf 79,7 Mio. t Co2eq im Jahr 2016. Dem aktuell leicht ansteigen-
den trend der beiden letzten bilanziell erfassten Jahre 2015 und 2016 will Österreich konsequent entgegenwirken.
- - -     Im Jahr 2016 stammten 36,5 % der Emissionen aus jenen Sektoren, welche dem EU-Emissionshandel (EU-EtS) 
          unterliegen. 
- - -     Die restlichen 63,5 % der tHG-Emissionen (non-EtS) sind in Österreich durch das Klimaschutzgesetz (KSG; 
          BGBl. I Nr. 106/2011 i.d.g.F.) geregelt. 
- - -     Minderungen sind bevorzugt durch eine reduktion des Einsatzes fossiler Energie zu erbringen, die für rund 75 % 
          der Emissionen verantwortlich ist. In vielen Sektoren stehen hier marktfähige Alternativen (durch Erhöhung der 
          Energieeffizienz und/oder den Einsatz erneuerbarer Energie) zur verfügung. 
- - -     Im Mobilitätsbereich sind aufgrund massiver Emissionssteigerungen um 66 % seit 1990 besondere reduktionen 
          gefordert.

energieaufBringung unD –verBrauch

Im Zeitraum von 2005 bis 2016 war der Bruttoinlandsverbrauch stabil bei 1.435 Petajoule, der Primärenergieverbrauch ist um
12 Petajoule von 1.362 Petajoule auf 1.350 Petajoule gesunken und der Endenergieverbrauch um 20 Petajoule von 1.101 Peta-
joule auf 1.121 Petajoule gestiegen.

Der Anteil erneuerbarer Energie wurde von 23,7 % auf 33,5 % erhöht. In absoluten Zahlen entspricht das einem Zuwachs von
125 Petajoule im angeführten Zeitraum, davon 38 Petajoule Strom, 66 Petajoule wärme sowie 21 Petajoule Bio-Kraftstoffe.

Der Anteil fossiler Energieträger am Endenergieverbrauch beträgt etwa 67 %. Der Importanteil von fossiler Energie liegt in
Österreich derzeit bei etwa 90 %. Die Ausgaben für Energieimporte betrugen 2016 rund 9 Milliarden Euro.

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT
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aBBilDung 3: BruttoinlanDsverBrauch in Österreich 1990, 2005 unD 2016 
nach energieträgern
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Quelle: Statistik Austria

Bruttoinlandsverbrauch 1990
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Bruttoinlandsverbrauch 2005
1435,9 Petajoule

Bruttoinlandsverbrauch 2016
1435,4 Petajoule



aBBilDung 4: energieverBrauch in Österreich 1990, 2005 unD 2016

Quelle: Statistik Austria
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2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT

Produzierender Bereich
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verkehr
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Dienstleistungen
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Landwirtschaft
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Energetischer 
Endverbrauch 1990
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Energetischer 
Endverbrauch 2016

1121 Petajoule
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EUROPÄISCHER RaHMEN FÜR DIE KLIMA- UND 
ENERGIEPOLITIK BIS 2030 UND 2050 

Bereits 2009 und 2011 hat der Europäische rat ein konditionales langfristiges Klimaziel bis 2050 im Einklang mit anderen 
Industrieländern von 80 - 95 % treibhausgasreduktion formuliert. Im oktober 2014 hat der Europäische rat darauf aufbauend
die folgenden Ziele für 2030 festgelegt:
- - -     reduzierung der treibhausgasemissionen der EU um mindestens 40 % gegenüber 1990
- - -     EU-weite Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energie am Bruttoendenergieverbrauch auf mindestens 27 %1

- - -     EU-weite verbesserung der Energieeffizienz um mindestens 27 % 2

- - -     Grenzüberschreitende Stromverbindungsleitungen von mindestens 15 % der heimischen Erzeugungskapazität
- - -     versorgungssicherheit und Speicherkapazitäten im Gasbereich ausbauen

Um eine weichenstellung im Sinne des Pariser Abkommens zu erwirken, hat die Europäische Kommission im November 2016
und 2017 ihre vorschläge unter anderem im „Clean Energy Package” sowie ab 2017 in „Clean Mobility Packages” vorgelegt. 
Entsprechend dieser vorschläge wird derzeit vor allem über die Neugestaltung der europäischen rechtsakte in den Bereichen
Elektrizitätsbinnenmarkt, Governance der Energieunion, erneuerbare Energie, Energieeffizienz, Gebäude sowie Mobilität ver-
handelt. Die verhandlungen zum „Clean Energy Package” und den „Clean Mobility Packages” auf europäische Ebene sind zum
Zeitpunkt der Erstellung dieser Strategie nicht abgeschlossen.

Der europäische treibhausgasemissionsreduktionspfad wird maßgeblich durch die Instrumente des europäischen Emissions-
handels (EU EtS) für größere Emittenten der Sektoren Energie und Industrie bzw. die Effort Sharing Decision für Quellen 
außerhalb des Emissionshandels vorgegeben.

Die laufenden verhandlungen zum Governance-System3 sollen sicherstellen, dass die Klima- und Energieziele auf europäischer
Ebene eingehalten werden und jeder Mitgliedstaat seinen Beitrag leistet. Die gemeinsame europäische Politik liefert jedenfalls
wichtige Grundlagen sowie den Handlungsrahmen für die österreichische Klima- und Energiepolitik. Dementsprechend bildet
die vorliegende Strategie, insbesondere die Zielfestlegungen in Kapitel 3, die Basis für die Erstellung des Integrierten Nationalen
Energie- und Klimaplans für Österreich gemäß der Governance verordnung.

GLOBALER RaHMEN
Mit dem bei der weltklimakonferenz der vereinten Nationen im Dezember 2015 in Paris von 195 Staaten beschlossenen 
Pariser Klimaschutzübereinkommen, das von Österreich als einem der ersten EU Mitgliedstaaten ratifiziert wurde und das am 
4. November 2016 in Kraft getreten ist, besteht ein global rechtsverbindliches vertragswerk zum Klimaschutz. Gemeinsame
Ziele sind:
- - -     Die Begrenzung des Anstiegs der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 °C über dem vorindustriellen 
          Niveau und Anstrengungen, um den temperaturanstieg auf 1,5 °C über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen.
- - -     Die Herstellung eines Gleichgewichts zwischen anthropogenen treibhausgasemissionen aus Quellen und dem Abbau 
          solcher Gase durch Senken in der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts.
- - -     Die Steigerung der Fähigkeit, sich durch mehr Klimaresilienz und geringere treibhausgasemissionen an die Auswirkungen 
          des Klimawandels anzupassen. 
- - -     Die vereinbarkeit der Finanzströme mit einem weg hin zu niedrigen treibhausgasemissionen und klimaresilienter Ent-
          wicklung.

2. WO ÖSTERREICH HEUTE STEHT

1 Das Europäische Parlament fordert eine Erhöhung auf 35 %. Die Positionen werden in den nächsten Monaten zwischen Parlament und rat verhandelt.
2 Im November 2016 hat die EU Kommission in ihrem vorschlag das Energieeffizienzziel auf 30 % bis 2030 angehoben. Das Europäische Parlament fordert eine 
Erhöhung auf 35 %. Die Positionen werden in den nächsten Monaten zwischen Parlament und rat verhandelt.
3 vorschlag für eine verordnung über das Governance-System der Energieunion (CoM(2016) 759final) vom 2. Dezember 2016. 
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3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄG-
LICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM

Das ZielDreieck Ökologische nachhaltigkeit – versorgungssicherheit – wettbewerbs-
fähigkeit/Leistbarkeit bildet den rahmen für die österreichische Klima- und Energiestrategie. Diese unterschiedlichen Zielset-
zungen müssen gleichwertig berücksichtigt und so aufeinander abgestimmt sein, dass diese sich gegenseitig bestmöglich unter-
stützen. Nur so kann eine nachhaltige und leistbare Dekarbonisierung im Einklang mit wachstum und Beschäftigung kosten-
und ressourceneffizient erreicht werden, die Innovationsfähigkeit österreichischer Unternehmen gestützt und die globale Ent-
wicklung hin zu erneuerbarer Energie strategisch genutzt und mitgestaltet werden.

ÖKOLOGISCHE NACHHALTIGKEIT 
Die Bundesregierung möchte für die österreichische wirtschaft und Gesellschaft einen starken Impuls für Infrastrukturausbau,
Energieversorgungssicherheit, Entwicklung neuer Marktmodelle, Innovation, Forschung und Entwicklung leisten, mit dem Ziel
einer weiterentwicklung des Energiesystems zu einer modernen, ressourcenschonenden und dekarbonisierten Energiever-
sorgung bis 2050. 

treiBhausgasZiele

Österreich wird seine treibhausgasemissionen bis 2030 um 36 % gegenüber 2005 reduzieren. Im Jahr 2016 lagen die österrei-
chischen tHG-Emissionen im Bereich außerhalb des EU Emissionshandels bei rund 50,6 Millionen tonnen Co2-Äquivalent
(Mio. t Co2eq). Das Ziel für 2030 liegt bei etwa 36,4 Mio. t Co2eq, was eine Abnahme um rund 28 % bedeutet. Alle Sektoren 
außerhalb des EU Emissionshandels werden einen Beitrag zur Zielerreichung leisten. Der Schwerpunkt liegt auf den Sektoren
verkehr und Gebäude, in denen das größte reduktionspotenzial besteht. Diese reduktion soll durch Maßnahmen in Öster-
reich erreicht werden und damit einen wichtigen Schritt richtung Dekarbonisierung darstellen.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM
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Ist-werte

Ziel-werte

Quelle: Umweltbundesamt



Die treibhausgasemissionen der Unternehmen, die dem EU Emissionshandel unterliegen, müssen EU-weit bis 2030 um 43 %
gegenüber 2005 gesenkt werden und tragen somit ebenso zum europäischen Gesamtziel bei. Dies entspricht einem jährlichen
reduktionspfad um 2,2 %. Bis 2050 strebt Österreich einen Ausstieg aus der fossilen Energiewirtschaft – die Dekarbonisierung
– an.

Der verkehr ist mit einem Anteil von 46 % der Gesamtemissionen (außerhalb des Emissionshandels) derzeit der emissions-
stärkste Sektor. Zur Erreichung des Gesamtziels bis 2030 ist eine reduktion der Emissionen um rund 7,2 Mio. t Co2eq auf rund
15,7 Mio. t Co2eq (aktuell: 22,9 Mio. t Co2eq) vorgesehen. Dadurch kann sich Österreich als vorreiter in der Elektromobilität
sowie bei den alternativen Antrieben positionieren und starke Impulse auf Bundes- und Landesebene für einen weiteren Ausbau
des öffentlichen verkehrs setzen. Zudem wird ein Pfad eingeschlagen, der mit dem im regierungsprogramm verankerten Ziel
einer fossil-freien Mobilität bis 2050 kompatibel ist.

Im Gebäudesektor besteht ebenfalls großes Minderungspotenzial, vor allem durch thermische Sanierung, die einen wichtigen
ökonomischen Impuls für heimisches Gewerbe bringt, verzicht auf fossile Energieträger im Neubau sowie Umstellung auf er-
neuerbare Energieträger und hocheffiziente Fernwärme im Gebäudebestand. Dadurch können die Emissionen bis 2030 sozial-
und wirtschaftsverträglich um rund 3 Mio. t Co2eq auf rund 5 Mio. t Co2eq (aktuell: 8 Mio. t Co2eq) vermindert werden. 

Im Sektor Energie und Industrie (ohne Anlagen im Emissionshandel) soll durch die Forcierung von Energieeffizienzmaßnah-
men sowie eine möglichst breite Umstellung auf erneuerbare Energieträger oder strombasierte verfahren ein Innovationsschub
ausgelöst werden. 

Im Bereich der landwirtschaftlichen Produktion sind Emissionsreduktionen besonders schwierig darstellbar. Die flächende-
ckende Bewirtschaftung zur Erhaltung der Ernährungssicherheit, zur Produktion von rohstoffen und zur Forcierung einer Bio-
ökonomie stellen einen Zielkonflikt dar. treibhausgasreduktionen sind insbesondere durch den Einsatz erneuerbarer Kraftstoffe
und effizienter Antriebe im Bereich des landwirtschaftlichen Maschineneinsatzes sowie beim Düngemitteleinsatz erreichbar. 

In der Abfallwirtschaft sowie bei den fluorierten treibhausgasen (F-Gase) sollen durch EU-rechtliche (F-Gas-verordnung) und
österreichische Maßnahmen (Umsetzung Kreislaufwirtschaftspaket) die Emissionen gesenkt und die internationalen Zielset-
zungen erfüllt werden. 

Der Großteil der tHG-Emissionen ist energiebedingt und entsteht aus der verbrennung fossiler Brennstoffe. Die Steigerung
der Energieeffizienz sowie der Umstieg auf erneuerbare Energien sind daher die wichtigsten Hebel, um eine reduktion der
tHG-Emissionen zu erreichen. Eine Kohärenz von tHG-reduktion, dem Ausbau erneuerbarer Energien sowie gesteigerter
Energieeffizienz ist daher für eine effiziente Zielerreichung wesentlich.

erneuerBare energie 

Österreich setzt sich das Ziel, den Anteil erneuerbarer Energie am Bruttoendenergieverbrauch bis 2030 auf einen wert von 
45 - 50 % anzuheben. Derzeit liegt der Anteil bei 33,5 %, das Zwischenziel von 34 % für 2020 ist damit bereits annähernd 
erreicht.

Ziel ist es darüber hinaus, im Jahre 2030 den Gesamtstromverbrauch zu 100 % (national bilanziell) aus erneuerbaren Energie-
quellen im Inland zu decken. Dieser Ausbau berücksichtigt die erwartete Zunahme des Stromverbrauchs, da erneuerbarer
Strom aus Österreich in den Bereichen Mobilität, Gebäude und Produktion zur Substitution von importierten fossilen Energie-
trägern eingesetzt wird. Dabei wird auf die Zukunftstrends Digitalisierung, Dezentralisierung und Partizipation gesetzt. 
Der Stromaustausch im europäischen Binnenmarkt wird auch weiterhin eine wichtige rolle spielen müssen. Österreichs Ziel ist
daher, einen ausgeglichenen Saldo von importiertem und exportiertem Strom zu erreichen und den Bedarf mit erneuerbarer
Energie im Inland zu decken.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM
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Ausgleichs- und regelenergie, netzbetriebsnotwendige Flexibilität sowie die Bereithaltung gesicherter Leistung werden weiter-
hin entsprechend der technischen und wirtschaftlichen Machbarkeit zur Gewährleistung der versorgungssicherheit zur ver-
fügung gestellt. Dabei wird eine 100%ige erneuerbare Stromversorgung im durchschnittlichen regelbetrieb angestrebt.

Strom zur Eigenversorgung im Bereich der Sachgüterproduktion soll aus Gründen der ressourceneffizienz weiterhin aus der
ressourcenschonenden, effizienten verwendung von Kuppelprodukten an Firmenstandorten (z.B. in der Stahl- oder Papierin-
dustrie) erzeugt werden, auch auf Basis nicht erneuerbarer Energie. Es handelt sich hierbei in aller regel um emissionshandels-
pflichtige Unternehmen, die für ihre Co2-Emissionen Zertifikate abgeben müssen. Daraus folgt, dass die oben genannten
Strommengen nicht durch zusätzliche Exporte ausgeglichen werden müssen. 

trotz des bereits heute erheblichen Stellenwerts von erneuerbarer Energie im wärmemarkt besteht nach wie vor eine hohe 
Abhängigkeit von importierten fossilen Energieträgern. Um diese Abhängigkeit zu vermindern, werden Biomasse, Solarthermie
und Umgebungswärme bis 2030 weiter ausgebaut werden. Die Details dazu werden in einer nationalen wärmestrategie 
gemeinsam mit den Bundesländern festgelegt. 

Ein wesentlicher Anteil von Erdgas soll in Zukunft durch erneuerbares Methan ersetzt werden. „Greening the gas“ durch Bio-
methan aus biogenen reststoffen, durch wasserstoff und synthetisches Methan aus erneuerbaren Stromquellen auf Basis eines
deutlich verbesserten Systems von Herkunftsnachweisen sind Hauptkomponenten zur nachhaltigen weiterentwicklung des
Energiesystems. 

Eine gleichbleibende Absolutmenge an nachhaltig produzierten Bio-Kraftstoffen wird zumindest im Zeitraum bis 2030 durch
die zunehmende Marktdurchdringung der Elektromobilität einen höheren relativen Anteil im vergleich zu fossilen Kraftstoffen
einnehmen. 

energieeffiZienZ 

Energieeffizienzmaßnahmen zählen zu den volkswirtschaftlich günstigsten vermeidungshebeln von treibhausgasemissionen
und stehen als Leitmotive der Energieunion auch für Österreich an vorderer Stelle. Zu beachten sind die mitunter langen 
betriebswirtschaftlichen Amortisationszeiten, welche die realisierung von Energieeffizienzmaßnahmen erschweren können.
Zentrale Maßnahmen, wie der Umstieg auf Elektromobilität sowie die Erhöhung der Sanierungsrate, sind ohne wohlstandsver-
luste mit hohen Steigerungen der Energieeffizienz verbunden (bei E-Mobilität um den Faktor 3).

Der vorschlag der Europäischen Kommission im „Clean energy“-Paket sieht ein Energieeffizienzziel von 30 % für 2030 auf EU-
Ebene vor. Den Mitgliedstaaten wird allerdings ermöglicht, neben der Mitteilung des Primär- und Endenergieverbrauches, das
Energieeffizienzziel als eine relative Einsparung basierend auf dem Bruttoinlandsprodukt zu definieren. Bei der Energieeffizienz
soll die Primärenergieintensität kontinuierlich weiter gesenkt werden. Da auch in Zukunft wachstum, insbesondere im indus-
triellen Bereich, ermöglicht werden soll, wird für Österreich das Ziel gesetzt, die Primärenergieintensität um 25 - 30 % gegen-
über 2015 zu verbessern. Sollte bis 2030 ein Primärenergiebedarf von 1.200 Petajoule (PJ) überschritten werden, so sollen diese 
darüberhinausgehenden Energiemengen durch erneuerbare Energie abgedeckt werden. Aufgrund des festgelegten Anteils der
erneuerbaren Energie am verbrauch sowie der festgelegten treibhausgasemissionsziele muss bei steigendem Energieverbrauch
entsprechend mehr erneuerbare Energie eingesetzt werden.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM
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VERSORGUNGSSICHERHEIT
Der versorgungssicherheit ist auch in der transformation des Energiesystems höchste Priorität beizumessen. Nachhaltige ver-
sorgungssicherheit bedeutet, dass sowohl die kurz- und langfristige physikalische verfügbarkeit von Energie in ausreichender
Menge und zu jedem beliebigen Zeitpunkt gewährleistet ist als auch die Leistbarkeit des Preises für Energiekonsumenten. 

interne Dimension Der versorgungssicherheit

Die weitere Erschließung heimischer, insbesondere erneuerbarer Energiequellen ist notwendig, um die versorgungssicherheit
Österreichs auch in Zukunft zu gewährleisten und die Importabhängigkeit für alle Energieträger zu reduzieren. 

Durch die Schaffung entsprechender rahmenbedingungen eröffnet der Ausbau erneuerbarer Energie die Chance, das Ausmaß
dezentraler, heimischer Energieversorgung zu erhöhen und regionale versorgungskonzepte zu stärken. Der Ausbau erneuerba-
rer Energie im Strombereich trägt zudem signifikant zu der bis 2030 geplanten Beseitigung der bilanziellen Importabhängigkeit
bei. 

Für eine angestrebte 100%ige bilanzielle Stromversorgung durch erneuerbare Energie im Jahre 2030 sind ausreichende und 
jederzeit abrufbare Ausgleichs- und regelenergiekapazitäten sowie netzbetriebsnotwendige Flexibilität bereit zu stellen und zu
erhalten, die dies ökonomisch und ökologisch ermöglichen. Eine besondere rolle spielen hierbei hocheffiziente Kraft-wärme-
Kopplungsanlagen (KwK-Anlagen), die zur Aufrechterhaltung der Strom und wärmeversorgung insbesondere in Ballungs-
räumen notwendig sind. 

Des weiteren sollen mehr sowie an den erhöhten Bedarf angepasste Investitionen in die Speicherinfrastruktur und das Übertra-
gungs- und verteilnetz getätigt werden. Bereits getätigte volkswirtschaftliche Investitionen (z.B. Infrastrukturen, Leitungen, Spei-
cher, Kraftwerke) sollen zur transformation des Energiesystems beitragen. Auf bestehende Kapazitäten muss zurückgegriffen
werden und vorhandene Netzinfrastrukturen müssen zusätzliche Aufgaben übernehmen (z.B. Power-to-Gas, Power-to-Heat,
wind-to-Hydrogen, Power-to-Liquids). 

Die nachhaltige Gewährleistung der versorgungssicherheit insbesondere in energieintensiven Branchen beruht derzeit zu
einem großen teil auf Erdgas, was auch mittelfristig nur teilweise substituierbar ist. Notfallreserven sollen auch in Zukunft in
ausreichendem Umfang zur verfügung stehen, um Krisensituationen bewältigen zu können.

externe Dimension Der versorgungssicherheit

Angesichts der unsicheren geopolitischen Entwicklungen ist es – neben dem Ausbau heimischer Erzeugungskapazitäten – in
den nächsten Jahren von großer strategischer Bedeutung, die Abhängigkeit Europas und Österreichs von einzelnen großen Im-
portländern zu reduzieren und die Energierouten zu diversifizieren. Die reduzierung der Abhängigkeit von großen Importen ist
von gesamteuropäischer Bedeutung. Daher setzt sich Österreich für eine EU-weit abgestimmte weitergehende Diversifizierung
der Energieimporte ein. Zudem wird die internationale Abstimmung im Krisenfall wichtiger.

Die wesentliche rolle Österreichs als eine wichtige Drehscheibe für den europäischen Gasmarkt, einschließlich der Speiche-
rung von Gas in Langzeitspeichern, soll im Sinne der gesamteuropäischen versorgungssicherheit weiter gewährleistet sein. 
Österreich arbeitet im rahmen der multilateralen Energiepolitik eng mit internationalen Energieorganisationen zusammen, um
durch aktive Mitarbeit sichere, transparente, wettbewerbliche und nachhaltige Energiemärkte und Energiesysteme zu schaffen.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM

- - -  16  - - -



WEttBEWERBSFÄHIGKEIT UND LEISTBARKEIT
Die Umsetzung eines Dekarbonisierungspfades ist ein langfristiger Prozess. Dazu braucht es rahmenbedingungen, die techno-
logieoffen, in Abstimmung mit den europäischen Zielvorgaben und mit Blick auf die wettbewerbliche Konkurrenz auf diesen
Pfad ausgerichtet sind. Dies betrifft alle wirtschaftsbereiche des Standortes Österreich mit entsprechenden Auswirkungen auf
heutige und zukünftige Arbeitsplätze. Entlang des Dekarbonisierungspfades muss der öffentliche Mitteleinsatz effizient, effektiv
und zielgerichtet sein.

Die erfolgreiche Implementierung der Klimaziele muss international gleichgerichtet sein, um im Sinne eines „level playing field“
die wettbewerbsfähigkeit der österreichischen wirtschaft, insbesondere der energieintensiven Industrie, zu erhalten und damit
die Industriequote in Österreich zu erhalten bzw. auszubauen. Gleichzeitig sollen auch die Absatzchancen für Innovationen
sowie Umwelt- und Klimatechnologien aus Österreich in wachsenden Exportmärkten gestärkt werden.

soZiale leistBarkeit

Es ist ein Ziel der Politik, anzustreben, dass alle Bevölkerungsgruppen ihren elementaren Energie- und Mobilitätsbedarf decken
können. Konsumentinnen und Konsumenten sollen dies aktuell und in Zukunft zu gesellschaftlich tragbaren Kosten bewerk-
stelligen können. Dabei können durch gemeinsame Lösungen von wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft Belastungssituatio-
nen und Härtefälle sozial abgefedert werden. Im Sinne der gesellschaftlichen Akzeptanz ist möglichst hohe transparenz zu
gewährleisten, die Interessierten leichten und raschen Zugang zu Informationen und weiterbildung ermöglicht. 

Wirtschaftliche leistBarkeit

Ziel ist es, dass österreichische Unternehmen Energiedienstleistungen weiterhin zu wirtschaftlich leistbaren Preisen beziehen
können. Die erfolgreiche transformation des Energiesystems erfordert Preisanreize, die Energieeffizienz und die Nutzung er-
neuerbarer Energieträger unterstützen. wettbewerbliche Preisbildungsmechanismen sollen Marktverzerrungen unter Berück-
sichtigung von Steuern, Abgaben und Anreizen soweit wie möglich eindämmen. Es sollen Haushalte, Gewerbe und Industrie in
die Lage versetzt werden, sich aktiv am Energiemarkt zu beteiligen und auf Preissignale zu reagieren.

level playing fielD für eine starke inDustrielle Basis

Für energieintensive, aber im internationalen vergleich hocheffiziente Unternehmen und Anlagen ist ein umfassender Carbon-
Leakage-Schutz eine kurz- und mittelfristig wichtige Basis, um eine transformation zu emissionsfreien Prozessen zu erreichen.
Das Emissionshandelssystem soll die vollständige Dekarbonisierung unseres Energiesystems bis 2050 wirksam unterstützen. 

Fehlende bzw. unterschiedliche globale Carbon-Preise in der Industrie können aber auch zu Abwanderungen bzw. Investitions-
stopps in den energieintensiven Industriezweigen beitragen („Carbon Leakage“). Daher werden entsprechend der Emissions-
handelsrichtlinie die effizientesten 10 % der Carbon Leakage-gefährdeten Industrieanlagen bis 2030 Gratiszuteilungen im
Ausmaß von 100 % erhalten.

stärkung von forschung, entWicklung unD innovation

Die Positionierung Österreichs als „Energieinnovationsland“ in Forschung und Entwicklung von Zukunftstechnologien ist eine
wesentliche Grundvoraussetzung für den Erfolg des wirtschafts- und Beschäftigungsstandorts Österreich. 

wo Österreich heute schon Innovationsvorreiter im Bereich der Klimaschutz- und Energietechnologien ist, muss diese Position
erhalten und ausgebaut werden. technologiesprünge lassen sich nicht planen, aber ihre wahrscheinlichkeiten sollen durch ein
innovationsfreundliches Umfeld erhöht werden. Die Dekarbonisierung wird wesentlich durch innovative technologien ermög-
licht werden. Manche befinden sich im Stadium der Erprobung und deren weitere Entwicklung erfordert die gezielte Unterstüt-
zung der modellhaften Erprobung. Insgesamt sollten die öffentlichen und privaten Anstrengungen deutlich erhöht werden.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM
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WettBeWerBsfähige energiemärkte stärken

Eine auf erneuerbaren Energieträgern basierende Elektrizitätsversorgung bis zum Jahr 2030 bedarf funktionierender, grenzüber-
schreitender, liquider Großhandelsmärkte und Preiszonen, um entsprechende Preissignale zu generieren. Die erforderlichen 
Investitionen müssen sich überwiegend über den Markt refinanzieren. Marktverzerrende Anreize, die dem Dekarbonisierungs-
pfad entgegenstehen, sind soweit wie möglich einzudämmen und unverfälschte, wettbewerbliche Preisbildungsmechanismen
(wieder) herzustellen. 

BuDgetäre leistBarkeit

Die öffentlichen Haushalte bilden zusammen mit den Unternehmen und den privaten Haushalten die wesentliche Finanzie-
rungsquelle klima- und energiespezifischer Maßnahmen. So schaffen nachhaltige öffentliche Finanzen jenen Handlungsspiel-
raum, der notwendig ist, um strategische optionen zur Einhaltung der Klima- und Energieziele entwickeln zu können. Die
Bundesregierung bekennt sich daher vor dem Hintergrund der langfristigen Herausforderungen der Dekarbonisierung zu einer
nachhaltigen Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und zur dauerhaften Senkung des gesamtstaatlichen Schuldenstandes.
voraussetzung hierfür ist unter anderem, die Kompatibilität der bestehenden Ausgaben- und Einnahmenstruktur mit den klima-
und energiespezifischen Zielvorgaben kritisch zu hinterfragen. Dabei gilt es auch, das risiko für die öffentlichen Haushalte auf-
grund versäumter oder verspäteter Handlungen (Kosten des Nichthandelns) zu minimieren, da diese dem Ziel der dauerhaften
Senkung des gesamtstaatlichen Schuldenstandes entgegenwirken.

3. ZIELE FÜR EIN KLIMAVERTRÄGLICHES WIRTSCHAFTSSYSTEM
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       4. WAS UNS WICHTIG IST

                 im sinne einer nachhaltigen klima- unD energiepolitik folgt die österreichische Bun-
desregierung Grundsätzen, die als Leitlinien für die Umsetzung der Strategie zu sehen sind.

          ENERGIE ALS GESAMTSYSTEM (SEKTORKOPPLUNG)
Das Energiesystem muss sich weiterentwickeln. Ein Kernaspekt des wandels ist die Sektorkopplung. Dies bedeutet, dass bislang
getrennte Systeme (Strom, wärme, Mobilität, Industrie) miteinander verknüpft werden. Die Sektorkopplung ermöglicht mit
Hilfe erneuerbarer Energien, die vor allem elektrischen Strom liefern, alle Sektoren der wirtschaft zu dekarbonisieren. Zudem
wird durch Einsatz energieeffizienter technologien, wie wärmepumpenheizungen oder Elektrofahrzeuge, eine deutliche Sen-
kung des Energieverbrauchs ermöglicht. Die Sektorkopplung ermöglicht die Nutzung großer und günstiger Energiespeicher au-
ßerhalb des Stromsektors sowie eine starke Erhöhung der Flexibilität in der Stromnachfrage. Dadurch können die
Schwankungen der variablen erneuerbaren Energien wie wind- und Solarenergie ausgeglichen werden, ohne zu stark auf teu-
rere Stromspeicher setzen zu müssen. Biomasse als natürlicher Energiespeicher hilft, das Energieangebot zu flexibilisieren und
den Ausgleich aus Angebot und Nachfrage herzustellen. Aus Biomasse können bedarfsgerecht sowohl wärme und Kälte, als
auch Strom und nachhaltige Bio-Kraftstoffe bereitgestellt werden. 

Gerade weil die Sektorkopplung Synergieeffekte bei der Integration von hohen Anteilen erneuerbarer Energien ermöglicht, wird
sie als Schlüsselkonzept bei der Energiewende und dem Aufbau von dekarbonisierten Energiesystemen betrachtet. Folgende
Kopplungselemente werden derzeit eingesetzt oder getestet: Power-to-Gas, Power-to-Heat, Power-to-Chemicals und Kraft-
wärme-Kopplung.

          ERHALT EFFIZIENTER BESTANDSANLAGEN 
Bestehende effiziente Anlagen sollen im Einklang mit den Klima- und Energiezielsetzungen optimal genutzt werden. Die dazu
bereits getätigten volkswirtschaftlichen Investitionen beispielsweise in Leitungen, Speicher oder Kraftwerke sollen aktiv zur
transformation des Energiesystems beitragen. Die zentrale wärme- und Kälteversorgung von Ballungsräumen durch Nutzung
der Abwärme aus bestehenden hocheffizienten KwK-Anlagen, der Müllverbrennung, industrieller Abwärme und der effizien-
ten Nutzung von wärme aus Biomasseanlagen ist der Schlüssel zur Umsetzung einer integrierten Stadtentwicklung. 

Bestehende wind- und wasserkraftwerke sowie hocheffiziente Biomasseanlagen in Landwirtschaft und Industrie sollen auch in
Zukunft zur Erreichung des 100 % erneuerbaren Stromziels und der wärmeversorgung aus erneuerbaren Quellen beitragen.
Der Erhalt bestehender hocheffizienter Anlagen minimiert den verbrauch an Flächen und ressourcen und unterstützt so eine
naturverträgliche transformation des Energiesystems.

          DEkaRBONISIERUNG OHNE ATOMSTROM
Atomkraft ist keine Antwort auf den Klimawandel – diese Position wird Österreich auf allen Ebenen konsequent vertreten und
sich dafür einsetzen, dass auch weiterhin keine finanziellen Mittel für die Atomkraft bereitgestellt werden. Dafür wird Österreich
auf europäischer und internationaler Ebene weiterhin gegen die Kernenergienutzung auftreten und auf die ständige verbesse-
rung der nuklearen Sicherheit drängen.
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          EMISSIONSARME MOBILITÄT DER ZUKUNFT
Mobilität muss erhalten und gefördert, jedoch zukünftig nachhaltiger organisiert werden. Dabei folgt Österreich dem Prinzip
vermeiden – verlagern – verbessern: 
- - -     vermeiden von nicht unbedingt erforderlichen verkehren (etwa Leerfahrten, verkehrssparende raumordnung oder 
          Stärkung von teleworking).
- - -     verlagern von verkehren auf effiziente verkehrsträger wie Bahn, Fahrrad oder zu Fuß gehen.
- - -     verbessern der eingesetzten technologien mit dem Ziel einer verlagerung auf alternative Kraftstoffe und Strom aus erneu-
          erbaren Energiequellen. 

In der Mobilität ist bis 2050 eine weitgehende Dekarbonisierung möglich. Der fossile Energieeinsatz kann durch Umstellung
auf emissionsfreie Fahrzeuge und den Einsatz von erneuerbarer Energien weitgehend ersetzt werden. Zusätzlich zur Elektrizität
werden für jene Anwendungen, die schwer elektrifizierbar sind, beispielsweise nachhaltige Bio-Kraftstoffe oder mit erneuerbarer
Energie hergestellter wasserstoff zum Einsatz kommen. 

Öffentlich zugängliche verkehrsangebote sowie die aktive Mobilität (radfahren, Fußverkehr) bilden das rückgrat nachhaltiger
Personenmobilität. Mobilität und Siedlungsentwicklung sind voneinander abhängig. Im Güterverkehr erfolgt eine verlagerung
auf die Schiene und die Binnenschifffahrt. voraussetzungen hierfür sind neben entsprechender Infrastruktur, ökonomischer
rahmenbedingungen und verhaltensänderungen auch die wesentlich gestiegene Bedeutung von Mobilitätsmanagement und
neuen Mobilitätsservices sowie Digitalisierung zur multimodalen vernetzung. Die Mobilitätswende führt zu großen Investiti-
ons- und Innovationsimpulsen, benötigt aber auch neue Finanzierungs- und Geschäftsmodelle für eine vernetzte und inte-
grierte Mobilität der Zukunft. Das stärkt den wirtschaftsstandort Österreich, führt zu positiven Beschäftigungseffekten und
fördert die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger in Städten und regionen. Damit wird ein kosteneffizienter, sozial- und
wirtschaftsverträglicher verkehr sichergestellt.

          TECHNOLOGIENEUTRaLITÄT AUF DEM 
         DEkaRBONISIERUNGSPFAD BIS 2050

Der erforderliche Umbau des Energiesystems kann nicht mithilfe eines einzigen Energieträgers oder einer technologie allein
bewerkstelligt werden. Gesucht ist ein ausgewogener Energiemix, der konsequenterweise entlang des Dekarbonisierungspfades
den Ausbau heimischer erneuerbarer ressourcen forciert und gezielt Brückentechnologien im Sinne der versorgungssicherheit
einsetzt. technologieneutralität im Sinne der Klima- und Energiestrategie bedeutet jedoch auch einen raschen Ausstieg aus
Kohle, ein kurz- bis mittelfristiges Aus für Ölheizungen sowie den Umstieg auf Null- und Niedrigstemissionsfahrzeuge. Durch
die Unabhängigkeit von Erdölimporten wird Österreichs Unabhängigkeit sowie die Eigenversorgung mit heimischer Energie
massiv gesteigert, zudem sinken durch den Umstieg auf effiziente technologien die Kosten und risiken für Energieversorgung
und Mobilität.

          STANDORT – WACHSTUM UND ARBEITSPLÄTZE 
         SCHAFFEN UND SICHERN

Die Energie- und Mobilitätspolitik bedient sich der Steuerungsinstrumente und regularien der sozialen Marktwirtschaft. Preis-
bildung und Investitionsentscheidungen haben daher in einem von wettbewerb geprägten Marktumfeld zu erfolgen. Einzelne
technologien und Energieträger sollen innerhalb eines stabilen rechtsrahmens miteinander konkurrieren können, um Innova-
tionen zu beschleunigen.
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Die notwendige Umstellung auf ressourcenschonende versorgungssysteme, erneuerbare Energie und effiziente Mobilitätssys-
teme wird als Chance für die österreichische wirtschaft wahrgenommen (Stichworte „Green Growth“; „Green Jobs“, „wachs-
tumsmarkt Umwelttechnik“ etc.). Bei allen zu treffenden Maßnahmen ist zu berücksichtigen, dass der Standort für die
energieintensive Industrie gesichert und wettbewerbsfähig bleibt. Standortsicherung und Ausbau von Green Jobs sollen Arbeits-
plätze schaffen und sichern.

          FORSCHUNG UND INNOVATION ALS  
         TRIEBKRaFT FÜR ÖSTERREICHISCHE LÖSUNGEN 
         AUF GLOBALEN MÄRKTEN

Forschung und technologieentwicklung spielen in der weltweiten Dekarbonisierung eine Schlüsselrolle. Ausgehend von bereits
erreichten Innovationserfolgen hat Österreich noch ein großes Potenzial, innovative technologien und Lösungen zu entwi-
ckeln, erfolgreich umzusetzen und Österreich zum „Innovation Leader“ zu machen. Bereits heute hat Österreich Pioniere, die
mit intelligenten und zukunftsorientierten Klima- und Energietechnologien und Systemlösungen zeigen, wie man erfolgreich
weltmärkte ansprechen kann. Diesen weg gilt es mit verstärkten Anstrengungen weiter fortzusetzen. Mit missionsorientierten
Forschungs- und Innovationsaktivitäten der wirtschaft sowie der öffentlichen Hand sollen gemeinsam mit Forschungseinrich-
tungen und Bedarfsträgern Entwicklung und Erprobung von mutigen Lösungen unterstützt werden. Um globale Märkte nach-
haltig anzusprechen, ist darüber hinaus die weltweite Sichtbarkeit der österreichischen Innovationskraft durch internationale
Zusammenarbeit zu gewährleisten. Der geplante Beitritt Österreichs zur globalen Initiative „Mission Innovation“ wird wesent-
lich zu diesem Ziel beitragen.

          DIGITALISIERUNG ALS CHANCE – 
         UNABHÄNGIGKEIT UND WAHLFREIHEIT STÄRKEN  

Die Digitalisierung der Energiewende kann eine Schlüsselfunktion bei Lösungen für die Herausforderungen der Dezentralisie-
rung, Flexibilisierung und effizienten Nutzung von Energie und Mobilität spielen. So kann sie als „Enabler“ eines fortschreiten-
den Ausbaus der erneuerbaren Energien dienen. Die Steuerung und regelung mittels digitaler technologien wird im Zuge der
Energiewende eine immer größere rolle spielen und neue, zukunftsfähige Geschäftsmodelle entstehen lassen. Langfristig wird
die verknüpfung der Sektoren Strom, wärme und Mobilität ins Zentrum der IKt-gestützten optimierung des Energie- und
Mobilitätssystems rücken. Durch die Einführung von „Smart Meter“-Systemen wird das Demand-side-management für alle Be-
völkerungsgruppen begünstigt. Die Digitalisierung der Energiewende wird dazu beitragen, eine Dekarbonisierung entwickelter
volkswirtschaften voranzutreiben.

          BÜROKRaTIEABBAU, STRUKTUREN SCHAFFEN
Innovationen und Investitionen brauchen geeignete rahmenbedingungen. Um Investitionsblockaden zu lösen, sind Planungs-
und rechtssicherheit sowie der Abbau von Bürokratie von entscheidender Bedeutung. Das betrifft insbesondere Infrastruktur-
projekte, die für die Energiewende notwendig sind.

Derzeit sind die verfahren zu kompliziert und langwierig. Dadurch wird die transformation des Energiesystems gebremst und
die versorgungssicherheit mittelfristig gefährdet. Ziel ist daher eine Beschleunigung, Entbürokratisierung und vereinfachung
von Genehmigungsverfahren im Einklang mit Bürgerrechten und relevanten EU-vorgaben. So sollen Hemmnisse abgebaut und
vermehrt Investitionen in das Energiesystem initiiert werden.
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          SYNERGIEEFFEKTE ZWISCHEN DEN GEBIETS-
         KÖRPERSCHAFTSEBENEN FÜR KOSTENEFFIZIENTE 
         UMSETZUNG NUTZEN

Die Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ist eine wesentliche voraussetzung für eine kosteneffektive Er-
reichung der Klima- und Energieziele. Daher müssen relevante Strategien und gesetzliche Bestimmungen in Zukunft so aufei-
nander abgestimmt werden, dass eine kosteneffektive Dekarbonisierung Österreichs erreicht wird. Dies erfordert unter
anderem klare Kompetenz- und Aufgabenteilung sowie die vermeidung von Doppelgleisigkeiten. 

          FÖRDEREFFIZIENZ BEI DER VERGABE 
         ÖFFENTLICHER MIttEL UND NUTZUNG VON 
         MARKTKRÄFTEN

Förderungen durch die öffentliche Hand sollen unter anderem darauf ausgerichtet sein, Marktversagen zu beheben und Innova-
tionen zu stimulieren. Die vergabe öffentlicher Mittel muss dabei nach objektivierbaren, transparenten Kriterien erfolgen und
im Hinblick auf die Erreichung der Ziele den größtmöglichen Nutzen bei geringstmöglichen Kosten bringen. weiters gilt:
- - -     Mehrfachförderungen sind zu vermeiden und abzubauen. 
- - -     Förderungsinstrumente des Bundes, der Länder und Gemeinden werden nach dem Prinzip der Kosteneffektivität auf-
          einander abgestimmt. Hierfür sollen Monitoringmechanismen etabliert werden.
- - -     Die Förderung noch nicht wettbewerbsfähiger technologien soll primär auf die Entwicklung zur Marktreife abzielen. 
- - -     Der Erreichung der Klima- und Energieziele entgegenstehende Anreize und Förderungen können das risiko zusätzlicher 
          Belastungen für die öffentlichen Haushalte erhöhen. Überprüfung und stufenweiser Abbau möglicher kontraproduktiver 
          Maßnahmen sind daher wichtige Bausteine hin zur Entwicklung einer budgetschonenden Strategie zur Einhaltung der 
          Zielvorgaben. 

          NACHHALTIGE FINANZEN 
Ein erfolgreicher Dekarbonisierungspfad bedeutet, dass öffentliche und private Finanzen sowie das damit verbundene Investiti-
onsumfeld kosteneffektiv und nachhaltig zur Einhaltung der Klima- und Energieziele beitragen. Private Investitionen sollen ver-
stärkt mobilisiert werden, um in Energie-, verkehrs- und Klimaschutzprojekte zu investieren.
Dabei gilt es unter anderem 
- - -     zur Thematik „Green Finance“ jene Instrumente zu identifizieren, die im Zusammenspiel zwischen öffentlicher Hand und 
          Privatsektor im Hinblick auf die Erreichung der Ziele den größtmöglichen Nutzen bei geringstmöglichen Kosten und 
          risiken bringen,
- - -     investitions- und strukturpolitische reformen voran zu treiben, die den Übergang zu einer kohlenstoffarmen und 
          energieeffizienten wirtschaft erleichtern,
- - -     für den Standort Österreich ein nachhaltiges, zukunftsorientiertes und sicheres Investitionsumfeld sicherzustellen,
- - -     negative „Lock-in Effekte“, das heißt langfristige kohlenstoffintensive Investitionen, die mit hohen künftigen Übergangs-
          kosten einhergehen, zu vermeiden und somit das risiko von „stranded assets“ zu minimieren. 
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5. ÖSTERREICHS WEG ZUM ZIEL: 
WAS WIR TUN WOLLEN

Die folgenDen acht QuerschnittsaufgaBen beschreiben die wichtigsten Handlungsfelder
der Klima- und Energiepolitik. Daraus werden in Kapitel 6 Leuchtturmprojekte dargestellt, die vorranging umgesetzt werden
sollen.

AUFGABE 1: INFRaSTRUKTUR FÜR EIN NACH-
HALTIGES ÖSTERREICH AUSBAUEN  

Um die Klima- und Energieziele bis 2030 und die notwendige Dekarbonisierung bis 2050 zu erreichen, ist eine schrittweise 
Anpassung der Infrastruktur unerlässlich, da diese einen wesentlichen Einfluss auf die Aufbringung (z.B. Kraftwerkspark, 
Schienennetz) und verwendung (z.B. Anteil öffentlicher verkehr) hat. Dabei bekennt sich die Bundesregierung zu folgenden
Grundprinzipien, unabhängig davon, ob es sich um Infrastruktur für Mobilität, Gebäude, Industrie, Gewerbe oder die Energie-
wirtschaft im engeren Sinne handelt:
- - -     Investitionen in Infrastrukturvorhaben, die der Energiewende dienen, sind gesellschaftlich erwünscht; bestehende 
          Barrieren sollen sukzessive abgebaut werden. 
- - -     Neue Infrastrukturvorhaben sollen die Erreichung der Klima- und Energieziele unterstützen, „Lock-in-Effekte” müssen 
          vermieden werden.
- - -     Investitionssicherheit für neue vorhaben ist unerlässlich, um privates Kapital zu mobilisieren. 
- - -     Bestehende Infrastruktur soll im Einklang mit den Klima- und Energiezielsetzungen optimal genutzt werden.
- - -     Die Anpassung der Infrastruktur soll ökonomisch optimiert erfolgen und die versorgungssicherheit stärken. 
- - -     Die Infrastruktur der Zukunft ist nicht nur physisch, sondern auch digital. Die Digitalisierung ermöglicht nicht nur eine 
          wesentlich effizientere Nutzung der bestehenden Infrastruktur, sondern auch neue Services. 

horiZontalthemen

abbau von Barrieren – ausbau beschleunigen
Innovationen und Investitionen in eine nachhaltige und sichere Energiezukunft brauchen geeignete rahmenbedingungen. 
Um Investitionsblockaden zu lösen, sind Planungs- und rechtssicherheit sowie der Abbau von Bürokratie von entscheidender 
Bedeutung. Das betrifft insbesondere Infrastrukturprojekte, die für die Energiewende notwendig sind. Strukturelle Änderungen
werden nicht nur die Erzeugungsseite betreffen, auch auf der Endkundenseite werden verstärkt kleinskalige Stromerzeugungs-
anlagen einen wesentlichen Faktor bilden. 

Derzeit sind die verfahren zu komplex und langwierig. Dadurch wird die transformation des Energiesystems gebremst und die
versorgungssicherheit mittelfristig gefährdet. Ziel ist daher, eine Beschleunigung, Entbürokratisierung und vereinfachung von
Genehmigungsverfahren im Einklang mit Bürgerrechten und EU-vorgaben, ohne Umweltschutzinteressen hintanzustellen. 

vermeidung von lock-in-effekten
Neue Investitionen in langlebige Infrastrukturvorhaben, deren Nutzung fossile Energie bedingt, sind zu vermeiden, da sie der
Erreichung von Klima- und Energiezielen entgegenstehen und volkswirtschaftlich kontraproduktiv sind. Einerseits besteht das
risiko, dass derartige Investitionen vorzeitig abgeschrieben werden müssen, andererseits erschweren sie die Erreichung der
staatlichen Klima- und Energieziele, wodurch zusätzliche Ausgaben notwendig werden.
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erneuerbare stromerzeugung 
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, dass bis zum Jahr 2030 Strom in dem Ausmaß erzeugt wird, dass der nationale
Gesamtstromverbrauch zu 100 % (national bilanziell) aus erneuerbaren Energiequellen gedeckt ist. Dazu wird der Ausbau aller
erneuerbaren Energieträger notwendig sein. Ein wesentlicher teil davon soll durch dezentrale Photovoltaik-Anlagen erfolgen
(u.a. „100.000 Dächer“), sowie durch Ausbau von windkraft, wasserkraft und anderer Anlagen. Dezentralisierung spielt dabei
ebenso eine rolle wie überregionale Strukturen, die insbesondere für eine sichere und kostengünstige versorgung der Industrie
mit Strom notwendig sind. 

erneuerbare Wärmeerzeugung 
Die Umstellung des Energiesystems im wärmesektor ist eine der zentralen Herausforderungen für das Gelingen der Energie-
wende, was einen langfristigen Umbau der Anlagen sowohl für raumwärme und warmwasser als auch für gewerbliche und in-
dustrielle Prozesswärme erfordert.

flexiBilisierung Der energiesysteme

Zur Maximierung des Einsatzes von erneuerbaren Energien bei effizienter Nutzung von vorhandenen und neuen Infrastruktu-
ren muss die Nutzung von Flexibilität im Energiesystem forciert werden. Darunter versteht man verschiedene Möglichkeiten,
das durch den Einsatz von wind- und Sonnenenergie unstetiger werdende Energieangebot mit der Energienachfrage in Ein-
klang zu bringen und gleichzeitig die Stabilität und versorgungssicherheit des gesamten Energiesystems aufrechtzuerhalten.
Dazu gehören:
- - -     Flexibilität im Bereich der Energiebereitstellung (Sektorkopplung, gezielter zeitlicher Einsatz nicht volatiler Quellen wie 
          Biomasse etc.)
- - -     Flexibilität im verbrauch (z.B. Pufferung von thermischer Energie für Heizung und Kühlung in Gebäudemassen, 
          Anpassung industrieller und gewerblicher Prozesse)
- - -     Flexibilität durch Speicher (z.B. Stromspeicher, wärmespeicher, Gasspeicher) 
- - -     Flexibilität durch intelligentes Netzmanagement (z.B. Smarte Stromnetze, flexible wärmenetze)

Die verschiedenen optionen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Eigenschaften beispielsweise in Bezug auf Energiemenge,
Speicher- oder Lastreduktionsdauer, Einsatzgeschwindigkeit oder zeitliche verfügbarkeit. Um die Flexibilitätspotenziale nutzbar
zu machen, sind neben der technischen Machbarkeit auch die wirtschaftlichen und organisatorischen rahmenbedingungen
entscheidend, also Fragen nach dem entsprechenden Markt- und regulierungsrahmen sowie nach erfolgreichen Geschäftsmo-
dellen. Das zukünftige Energiemarktdesign soll es daher Unternehmen verstärkt ermöglichen, ihre Flexibilität system- und netz-
dienlich zu vermarkten. 

energieinfrastruktur – netZ- unD kraftWerksausBau

- - -     Bestehende energieinfrastruktur erweitern
          Die mit einem erhöhten Anteil erneuerbarer Energie im Stromsystem einhergehenden Herausforderungen, wie beispiels-
          weise zeitliches und räumliches Auseinanderdriften von Erzeugung und verbrauch, volatilität, erhöhter transportbedarf 
          oder Systemstabilität, erfordern eine Erweiterung der bestehenden Netzinfrastruktur (verteil- und Übertragungsnetz) 
          sowie die vorhaltung flexibler Kraftwerkskapazitäten.
- - -     Österreichischen netzinfrastrukturplan entwickeln
          Im Sinne der Gesamtbetrachtung des Energiesystems soll eine Abstimmung und verbesserte Koordinierung des Netzaus-
          baus mit dem Ausbau erneuerbarer Energiequellen erfolgen. Aufbauend auf der strategischen Energieplanung im Strom-
          und Gasbereich wird mit den Ländern und Gemeinden ein österreichischer Gesamtplan entwickelt. 
- - -     europaweit koordinierten netzausbau vorantreiben
          Um die versorgungssicherheit zu gewährleisten sowie engpassbedingte versorgungsunterbrechungen zu vermeiden, wird 
          neben angebots- und nachfrageseitigen Maßnahmen zur Strommengensteuerung ein beschleunigter und europaweit 
          koordinierter Aus- und Umbau, insbesondere der Übertragungsnetze, forciert.
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- - -     netzausbau mit ausbau erneuerbarer energie synchronisieren
        Die Netzbetreiber sind daher durch ihre Investitionen „Key-Enabler” für Investitionen in erneuerbare Energie. Der Netz-
          ausbau und der Ausbau der erneuerbaren Energien müssen systemisch erfolgen. Synchronität und Gesamtplanung bringen 
          versorgungs- und Planungssicherheit sowie Kosteneffizienz.
- - -     reservekapazitäten sicherstellen
        Reservekapazitäten sollen marktbasiert, beispielsweise durch Ausschreibung unter allen möglichen Marktteil-
        nehmern, kostengünstig sichergestellt werden.
- - -     lokale netze und speicherbetreiber ermöglichen
        Um den Markt zu stärken, werden regulatorische Barrieren für lokale Initiativen zur Erzeugung, verteilung und 
          Speicherung von Strom und wärme sukzessive abgebaut.
- - -     offen und transparent kommunizieren
        Um mehr Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern und Stakeholdern zu erreichen, wird deren frühzeitige und effektive 
          Einbindung bei Infrastrukturvorhaben gewährleistet.
- - -     abwärme nützen
        Die versorgung von Gebäuden und Betrieben mit effizient aufgebrachter Fernwärme wird auch in Zukunft eine 
          wesentliche rolle, insbesondere in Ballungsräumen, einnehmen. Neben der Aufbringung aus verschiedenen erneuerbaren 
          Energiequellen (Biomasse, Geothermie, Solarthermie, Photovoltaik etc.) sowie der Kraft-wärme-Kopplung kommt auch 
          der Einspeisung von Abwärme aus Produktionsbetrieben eine wesentliche Bedeutung zu. 
- - -     gesetzliche regelung zur Begründung von leitungsrechten für fernwärme
        Fernwärme wird dadurch benachteiligt, dass keine Möglichkeit zur Begründung von Leitungsrecht durch Bescheid besteht, 
          wenn der Liegenschaftseigentümer die Zustimmung verweigert. Dies verursacht unnötige Mehrkosten, aus denen eine 
          Kostenbarriere für Anschlüsse resultiert.
- - -     erleichterungen im starkstromwegerecht
          Mittelspannungsleitungen (bis 45 kv) sollen in Zukunft elektrizitätsrechtlich bewilligungsfrei gestellt werden.
- - -     infrastruktur für Wasserstoff und Biogas forcieren
        Um nicht-fossile Energieträger zu forcieren und rechtssicherheit für Investoren zu schaffen, sollen wasserstoff und Biogas 
          dem Erdgasabgabegesetz zugeordnet werden. Dadurch soll für diese Energieträger eine steuerliche Begünstigung 
          entstehen. 

speicher

Energiespeicherung ist eine voraussetzung für die verstärkte Nutzung von erneuerbarer Energie. Die Speicherung von Strom
am ort der Stromerzeugung oder des Stromverbrauchs kann Netzengpässe zeitlich mindern oder sogar vermeiden und somit
zum Ausgleich zwischen Erzeugung und Nachfrage maßgeblich beitragen.

Die im europäischen vergleich überdurchschnittlich hohen Speicherkapazitäten sowie die günstige topographie versetzen
Österreich in die Lage, auf ganz spezifische Stärken bei der Integration von erneuerbarer Energie aufzubauen. vor allem Pump-
speicherkraftwerke, Gasspeicherkapazitäten, das Gasleitungssystem sowie künftige innovative Speichertechnologien bieten zu-
sätzliche Nutzungs- und Entwicklungsmöglichkeiten, um erneuerbare Energie optimal in den Energiemarkt zu integrieren.

Stromspeicher sind ein wichtiges Instrument zur Netzstabilisierung und Aufrechterhaltung der versorgungssicherheit. Pump-
speicherkraftwerke können in Zeiten eines Erzeugungsüberhangs Strom aus dem Netz nehmen und bei einer Unterversorgung
wieder in den Markt einspeisen. Andere technologien, wie z.B. Power-to-Gas, können künftig als saisonaler Speicher eingesetzt
werden und auf das bereits verfügbare Gasnetz zurückgreifen oder als elektrochemische Speicher für Kurzzeitspeicherung von
Elektrizität dienen.
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wasserstoff ist einer der vielversprechendsten Lösungsansätze für das Energietransport- und Speicherproblem. 
wesentliche Handlungsfelder sind:
- - -     gasspeicher erhalten
        Gas kann im Unterschied zu anderen Energieträgern in großen Mengen gespeichert werden und ist damit jederzeit flexibel 
          einsetzbar. Zudem sind die Speicher auch für Methan aus erneuerbaren Quellen nutzbar. In den österreichischen Gas-
          speichern lagern vor winterbeginn mehr als acht Milliarden Kubikmeter Gas. Das würde ausreichen, um den jährlichen 
          Gasverbrauch in Österreich abzudecken.
- - -     elektrochemische energiespeicher forcieren
        Elektrochemische Energiespeicher stellen in ihrer Positionierung – als groß- oder kleinskalige Speichereinheiten – in den 
          oberen wie auch den untersten Netzebenen des Elektrizitätssystems eine Lösungsoption zum Ausgleich der dargebots-
          abhängigen Erzeugungscharakteristik der erneuerbaren Energie dar. 
- - -     speicher für systemdienlichkeit belohnen
        Da neue Speichertechnologien einen ganz wesentlichen Beitrag zur transformation des Energiesystems leisten, soll deren 
          Flexibilität bei der Gestaltung der Netztarife honoriert werden. Speicher sollen von Endverbrauchergebühren befreit 
          werden sowie von der Ökostromförderung profitieren.
- - -     speichermöglichkeiten bei tiefer geothermie unterstützen
        Die geothermische Energie kann als grundlastfähige und erneuerbare Energiequelle in hohem Maße zur versorgungs-
          sicherheit beitragen. Im Gegensatz zur oberflächennahen Geothermie ermöglichen tiefe Geothermieprojekte die Nutzung 
          höherer temperaturstufen. Mögliche Synergieeffekte ergeben sich durch die verwendung bereits bestehender Erdöl- und 
          Erdgassonden in ausgeförderten Lagerstätten, insbesondere durch Minimierung der risiken nicht erfolgreicher Bohrungen 
          und der hohen Bohrkosten.

infrastruktur für sauBere moBilität

Mobilität ist ein Grundbedürfnis der Menschen und für eine offene volkswirtschaft von zentraler Bedeutung. Allerdings muss
Mobilität klimafreundlicher, d.h. mit stetig sinkendem Anteil fossiler Energieträger gestaltet werden. Dies bedingt auch den
Umbau der notwendigen physischen und vor allem digitalen Infrastrukturen. Dabei spielen ein verbessertes Angebot im öffent-
lichen verkehr, verkehrsflussoptimierungen zur ökoeffizienteren Nutzung der Infrastruktur, Mobilitätsmanagement für Be-
triebe, Gemeinden und tourismus sowie die Nutzung der Digitalisierung für neue Mobilitätsservices wie Carsharing oder ride
Sharing genauso eine rolle wie eine verbesserte Fuß- und radwegeinfrastruktur. 

e-mobilität & alternative antriebe
Investitionen in einen strategisch geplanten und bedarfsgerechten Aufbau von Infrastruktur sind essenziell, um E-Mobilität und
alternative Antriebe voranzubringen. Hier gilt es vor allem, die Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge in Zusammenarbeit mit
privatwirtschaftlichen Anbietern auszubauen. Es werden verbesserte rahmenbedingungen geschaffen, um insbesondere in
Mehrparteienhäusern die Errichtung von Ladestationen zu erleichtern.

Öffentlicher verkehr (Öv): investitionen in verkehrsinfrastruktur und services
Dem öffentlichen verkehr kommt im verkehrssystem der Zukunft eine sehr hohe Bedeutung zu. Öffentliche verkehrsmittel
sind deutlich energieeffizienter und platzsparender als der Pkw-verkehr. In einem dekarbonisierten verkehrssystem müssen 
öffentlich zugängliche Mobilitätsangebote als barrierefrei für alle Bevölkerungsgruppen zugängliches rückgrat der Mobilität 
verstanden werden. Dafür ist ein flächendeckendes, optimal abgestimmtes, öffentliches Liniennetz (Schiene und Bus) in 
Kombination mit anderen bedarfsorientierten öffentlichen Mobilitätsangeboten und Mobilitätsservices österreichweit umzu-
setzen.

Erhaltung und Ausbau des öffentlichen verkehrs und damit der Mobilität in urbanen Zentren sowie im ländlichen raum sind
daher essenziell. Insbesondere in Ballungsräumen bietet die bestehende Öv-Infrastruktur aber keine durchgängig ausreichen-
den Kapazitäten für eine weitreichende verlagerung. Mehr Kapazität ermöglicht potenziell hohe verlagerungspotenziale, 
darüber hinaus können auch zusätzliche Nachtzugverbindungen Leistungen im Flugverkehr einsparen.
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Daher sind folgende Maßnahmen besonders wichtig:
- - -     Mit der Umsetzung des Zielnetzes 2025+ ist die Grundlage für einen effizienten Schienengüterverkehr sowie für einen in-
          tegrierten taktfahrplan in Österreich geschaffen. Zusammen mit der Herstellung von Kostenwahrheit zwischen den 
          verkehrsträgern und der konsequenten Überprüfung bestehender Normen im Straßengüterverkehr werden die infrastruk-
          turellen Kapazitäten im öffentlichen verkehr und der Schiene bis 2030 weitestgehend ausgeschöpft.
- - -     Das zu entwickelnde Zielnetz für das Schienensystem in Österreich für 2050 ist im Jahr 2030 in voller Umsetzung und die 
          Planungsarbeiten sind abgeschlossen. Die Grundlagen für die Investitionsentscheidungen werden im Zeitraum 2017-2022 
          geschaffen. Die Erreichung des Zielnetzes bis zum Jahr 2050 wird laufend evaluiert und Maßnahmen werden gegebenen-
          falls angepasst, wobei die Priorisierung der Maßnahmen auch im Hinblick auf die Maximierung der Co2-reduktion 
          erfolgt.
- - -     Im Personenverkehr erfolgt ein Ausbau intermodaler verkehrsknoten, um die Durchgängigkeit zwischen Pkw und Öv, 
          unter anderem zur Umsetzung des „Mobilität-als-Service“ Ansatzes, deutlich zu verbessern. Der bundesweite Ausbau von 
          Park & ride-, Bike & ride- und Carsharing-Lösungen an Bahnhöfen ist ein Kernelement zur Attraktivierung des öffentli-
          chen verkehrs für Pendlerinnen und Pendler.
- - -     Leistungsfähige, weitgehend elektrifizierte Öv-Systeme bilden die Basis eines Co2-neutralen verkehrssystems im Bal-
          lungsraum. Eine umfassende Zusammenarbeit und Abstimmung der betroffenen Gebietskörperschaften schafft effiziente 
          Stadt-Umland-verkehrssysteme über verwaltungsgrenzen hinweg. In randlagen ermöglicht ein gezielter Ausbau bedarfs-
          orientierter Systeme den Lückenschluss auf der „letzten Meile“. Empfohlene Mindeststandards für den Schienenpersonen-
          verkehr werden umgesetzt.
- - -     Auch im ländlichen raum kann der öffentlich zugängliche Öv eine wirkung zur Co2-reduktion entfalten. Der Elektro-
          mobilität, aber auch dem Ausbau der Multimodalität (Bike & ride, Park & ride) oder neuen Mobilitätsservices kommen 
          hier besondere Bedeutung zu. Im Sinne einer freien wahl der verkehrsmittel für die Bevölkerung, für Gäste sowie die 
          regionale wirtschaft wird der öffentliche Linienverkehr (Schiene und Bus) weiterentwickelt und flächendeckend mit 
          bedarfsorientierten öffentlichen Mobilitätsangeboten und Mobilitätsservices, wie zum Beispiel Sharing, Pooling oder 
          Mikro-Öv Systeme als Zubringer zum öffentlichen Linienverkehr, ergänzt. Effiziente, effektive und innovative regional-
          bahnlösungen und automatisierte Systeme, die dazu beitragen, dass bedarfsorientierte Systeme wirtschaftlich angeboten 
          werden können, werden entwickelt.

kombinierter verkehr (kv) & güterverkehrslogistik
- - -     Der Logistikstandort Österreich soll durch die Entwicklung von Logistik-Hubs sowie die Sicherstellung der dafür not-
          wendigen Schieneninfrastruktur gestärkt werden. Auch die ökologische Abwicklung steigender warenströme aus ost-
          europa und Asien per Bahn soll mittels des Bahn-Projekts „Neue Seidenstraße“ gestärkt werden.
- - -     Kernbestandteil der stärkeren verlagerung auf die Schiene ist eine Analyse effizienter und effektiver Strategien zur Inter-
          nalisierung externer Effekte auf der Straße. Dies umfasst u.a. heimische verladeknoten („Hubs“ bzw. terminals) zwischen 
          den verkehrsmodi Schiene, Straße und wasser im kombinierten verkehr für eine stärkere verlagerung von Gütern auf die 
          energieeffizienten transportmittel Bahn und Schiff auf der Basis „Zielnetz 2025+“ und „ÖBB rahmenplan“. Potenzielle 
          innovative Kv-Lösungen für mittlere und längere Entfernungen beziehen sich auf verladetechnik, Leichtwaggons und 
          speziell entwickelte Ladeeinheiten.

rad-/fußgängerverkehr
52 % der in Österreich zurückgelegten wege sind kürzer als fünf Kilometer. rad-/Fußgängerverkehr ist speziell in Stadt-Um-
land regionen gerade für diese Distanzklassen eine klimafreundliche und energieeffiziente Alternative. Die Benutzung ist 
jedoch unmittelbar von der Qualität der verkehrsinfrastruktur für diese transportarten abhängig. Die für eine aktive Mobilität
notwendige Qualitätssteigerung des verkehrsangebots muss geschaffen werden. Ziel ist daher die Umsetzung und weiterent-
wicklung des Masterplans radfahren sowie der radinfrastrukturausbauprogramme in Zusammenarbeit der Gebietskörper-
schaftsebenen, um eine Erhöhung des radanteils in Österreich von 7 % auf 13 % bis 2025 zu erreichen. In Städten kann dieser
Anteil zukünftig noch wesentlich höher sein. Darüber hinaus gilt es, den Masterplan Gehen zur Förderung des Fußgängerver-
kehrs durch die Gebietskörperschaftsebenen umzusetzen und weiterzuentwickeln sowie intermodale Schnittstellen mit dem 
öffentlichen verkehr zu verbessern.
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nachhaltige österreichische (verkehrs-)infrastruktur & mobilitätsservices
Ein dekarbonisierter verkehr verlangt den Einsatz von Elektromobilität auf Straße und Schiene sowie die Errichtung einer pas-
senden Energieversorgungsinfrastruktur und eine wesentlich bessere Abstimmung mit verfügbaren Netzkapazitäten. In diesem
Sinne müssen die Entwicklungen und wechselwirkungen mit weiteren Sektoren, speziell der Energieaufbringung und der Ener-
gienetze (Stichwort „Sektorkopplung“), analysiert werden. Darüber hinaus ist die zunehmende rolle von Mobilitätsservices
und neuen Umsetzungsmodellen einzubeziehen.

Ein Prozess zur Entwicklung und Umsetzung einer nachhaltigen Mobilitätsinfrastruktur für E-Mobilität, alternative Kraftstoffe
und den Umweltverbund ist nötig und soll in einem strategischen Infrastruktur- und raumordnungskonzept in Zusammenar-
beit mit Ländern und Gemeinden als Grundlage für die infrastrukturelle weiterentwicklung Österreichs erarbeitet werden. Dies
umfasst den bedarfsgerechten, zukunftsorientierten und aufeinander abgestimmten Ausbau sowie die weitere optimierung leis-
tungsfähiger Infrastrukturen für Straße, Schiene, Luftverkehr und wasserstraßen. Die schrittweise Umsetzung von Maßnahmen
zur nachhaltigen reduktion verkehrsbedingter Emissionen, vor allem auch unter Nutzung der unterstützenden Potenziale der
Digitalisierung, steht dabei im Fokus.

geBäuDe

raumheizung, Klimaanlagen und warmwasser sind für rund 27 % des Energieverbrauchs in Österreich verantwortlich. Die
relevante Energiedienstleistung ist mit einem Bruchteil des derzeit dafür verwendeten Energieeinsatzes erreichbar, sofern die
Gebäude hohe thermische Qualität aufweisen. Für den Gebäudebestand bedeutet dies, dass eine hohe Sanierungsrate und 
Sanierungsqualität angestrebt wird, im Neubau höchste thermische Qualität in Kombination mit einer Energieversorgung ohne
fossile Energie. Der Austausch von Heizanlagen auf fossiler Basis durch Anlagen mit erneuerbarer Energie (biogene ressourcen,
Solarenergie oder durch hocheffiziente wärmepumpen, Nah- und Fernwärme), oft in verbindung mit der thermischen 
Sanierung von Gebäuden, soll aus einem Mix von Instrumenten unterstützt werden (u.a. Gestaltung der Energieausweise ein-
schließlich Empfehlungen für langfristige Sanierungskonzepte). 

Durch flexibles, gebäudeseitiges Lastmanagement können Gebäude verstärkt als thermische Speicher und zu verschiebung 
elektrischer Lasten genutzt werden. voraussetzung dafür sind die Kopplung elektrischer und thermischer Systeme, beispiels-
weise durch Nutzung von Gebäudemassen als thermische Speicher für raumwärme und Kühlung. Um Kosten für Infrastruktur
und die Nachfrage an motorisiertem Individualverkehr nicht unnötig zu erhöhen, soll die Zersiedlung gestoppt werden. Die 
Errichtung von Gebäuden in bestehenden Siedlungsstrukturen, eine Funktionsdurchmischung der Siedlungsbereiche und
deren Erschließung mit öffentlichen verkehrsangeboten sind dafür unverzichtbar.

proDuktion unD Dienstleistungen in inDustrie unD geWerBe

Industrie und Gewerbe sind wichtige Energieverbraucher, oft aber auch Energieerzeuger. So ist die Nutzung von industrieller
Abwärme eine oft ökonomisch und ökologisch vorteilhafte option, Gebäude mit wärme zu versorgen. Der Umstieg von auf
fossilen Energieträgern basierenden industriellen verfahren auf klimafreundliche Produktionsweisen ist auch mit dem Umbau
von Infrastruktur verbunden. von besonderer Bedeutung ist dabei der Umstieg auf Strom und/oder wasserstoff (hergestellt
durch Elektrolyse aus erneuerbarem Strom), die eine entsprechende Infrastruktur benötigen. Deshalb wird eine international
akkordierte wasserstoff-Strategie entwickelt, die sich auch mit technischen, regulatorischen und ökonomischen Aspekten einer
Infrastruktur zur Erzeugung von wasserstoff mithilfe von erneuerbarem Strom (z.B. Elektrolysesystem auf Basis der Proton 
Exchange Membrane-technologie) sowie der Speicherung auseinandersetzt. 

In Zeiten zunehmender Nutzung erneuerbarer Energiequellen werden Flexibilitäten immer wichtiger. Diese ermöglichen 
weiterhin einen stabilen Ausgleich zwischen Stromerzeugung und Strombedarf und gewährleisten somit versorgungssicherheit.
Eine weitere vielversprechende Flexibilitätsoption ist das Demand Side Management (DSM), mit dem gezielt Lasten aufgrund
von Marktsignalen zu- und abgeschalten werden. Das zukünftige Energiemarktdesign soll es Unternehmen verstärkt 
ermöglichen, ihre jeweilige Flexibilität unter anderem als regelleistung zu vermarkten. 
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AUFGABE 2: NOTWENDIGE ÖKONOMISCHE 
RaHMENBEDINGUNGEN SCHAFFEN UND 
INVESTITIONEN MOBILISIEREN 

co2-minDestpreis auf europäischer eBene

treiber für eine erfolgreiche transformation des Energiesystems sind Kohlenstoffpreise auf europäischer und internationaler
Ebene sowie sonstige Preisanreize, die Energieeffizienz und die Nutzung erneuerbarer Energieträger unterstützen. Die Bundes-
regierung unterstützt daher Bemühungen, die Festsetzung eines Co2-Mindestpreises für die im EU Emissionshandelssystem
(EtS) gehandelten Co2-Zertifikate einzuführen. Die Umsetzung eines Co2-Mindestpreises kann das EU EtS sinnvoll ergän-
zen. Die Höhe des Preises muss so gewählt werden, dass eine ausreichende Lenkungswirkung, also ein Brennstoffwechsel in der
Stromerzeugung weg von der Co2-intensiven Kohle, erreicht wird. Im Falle eines europäischen Mindestpreises für Co2 sind
Mechanismen zum Erhalt der Standortqualität im Kontext anderer Mitgliedstaaten zu prüfen.

ets-auktionserlÖse für klima- unD energierelevante projekte

Die Auktion von Zertifikaten im EU-Emissionshandelssystem generiert Erträge für Mitgliedstaaten, die eine bedeutende Quelle
zur Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen darstellen können. Die Auktionserlöse aus dem Emissionshandelssystem sollten
in Österreich vorrangig zur Erreichung der Klima- und Energieziele verwendet werden. Ab 2020 ist mit steigenden Erlösen zu
rechnen.  

privatkapital moBilisieren

Die Einhaltung der Zielvorgaben gemäß Art. 2 des Pariser weltklimaübereinkommens bedingt eine explizite Einbindung des
Privatsektors. Die im regierungsprogramm 2017-2022 festgehaltenen Initiativen zur „Mobilisierung von privatem Kapital zur
Lösung gesellschaftlicher Herausforderungen“ (u.a. Green Bonds und Impact Investment) sollen im Einvernehmen mit dem
BMF auf ihre voraussichtlichen budgetären, sachpolitischen und finanzmarktrelevanten Effekte hin analysiert werden. 

elektriZitätsmarktDesign

Eine Aufgabe des künftigen Marktmodells ist die Ermöglichung und Gewährleistung des Zugangs für neue Marktteilnehmer
(wie Aggregatoren und Energiedienstleistungsunternehmen) zu gleichen Bedingungen. Unternehmen und Energieversorger
können sich zu Energiedienstleistern entwickeln, neue Produkte bzw. Dienstleistungen anbieten und Konsumentinnen und
Konsumenten als Prosumer einbinden. Insbesondere die Zielsetzung, im Jahre 2030 den Gesamtstromverbrauch zu 100 % aus
erneuerbaren Energiequellen im Inland zu decken, basiert auf einem markanten wachstumsschub der inländischen Strom-
produktion aus erneuerbarer Energie. Zur gesicherten Abdeckung der erwarteten verbrauchsteigerung muss das Marktdesign
für alle Bereiche des Stromsystems auf die Zielsetzung ausgerichtet werden. 

Folgende Handlungsfelder sind für die Neugestaltung des Elektrizitätsmarkts notwendig:
- - -     anpassung der netztarifstruktur: smart meter und prosumer-netztarife für haushalte und Betriebe 
        forcieren
          Um das Potenzial von Netzstabilisierung und Lastausgleich auszuschöpfen, sollten Haushalte und Betrieb mit unterbrech-
          baren Geräten, wie beispielsweise wärmepumpen, Photovoltaik, Stromspeicher und Elektrofahrzeugen, mit innovativen 
          Geschäftsmodellen von günstigen „Prosumer-Netztarifen” profitieren. Der Ausbau von Beteiligungsmöglichkeiten an 
          Strom- und wärmeerzeugungsanlagen soll auf dem Prinzip der Freiwilligkeit basieren. Jeder Prosumer erhält ein recht auf 
          einen Smart Meter und damit ein recht auf Partizipation an solchen innovativen Modellen.
- - -     stabile rahmenbedingungen und Bürokratieabbau für aggregatoren forcieren
        Aggregatoren sollen durch stabile rahmenbedingungen und Bürokratieabbau an der Marktteilnahme unterstützt werden. 
          Dies erfordert einen klaren rechtsrahmen sowohl für Aggregatoren als auch für Drittparteien.
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- - -     Bewusstseinsbildung sowie rechte für konsumentinnen und konsumenten stärken
          Im Einklang mit den neuen Entwicklungen müssen die rechte für Konsumentinnen und Konsumenten angepasst und 
          gestärkt werden. Erforderlich ist auch verstärkte Kommunikation, Bewusstseinsbildung und Information.
- - -     infrastrukturkosten gerecht aufteilen
        Die Kosten für Erhalt bzw. Ausbau der für die transformation des Energiesystems notwendigen Netzinfrastruktur müssen 
          auch bei steigender Eigenversorgung auf alle Netznutzer fair verteilt werden. In diesem Zusammenhang soll eine Nicht-
          Saldierung von Zählpunkten gewährleistet werden.
- - -     Blockchain erproben
        Blockchain in der Energiewirtschaft ermöglicht die Abwicklung direkter Geschäfte mit geringen Energiemengen aus vielen 
          kleinskaligen Anlagen zwischen Erzeuger und verbraucher, um eine drastische Senkung der transaktionskosten herbeizu-
          führen. Es sollen daher Pilotprojekte angestoßen werden, auch um Antworten auf drängende regulierungsfragen zu finden.
- - -     eigenstromsteuer streichen
        Bereits derzeit ist die Eigenstromproduktion der ersten 25.000 kwh steuerbefreit. Damit sind vor allem Kleinerzeuger 
          (private sowie kleinere Unternehmen) bereits jetzt steuerlich begünstigt. wirtschaft und Private sollen auf ihren Dächern 
          vermehrt Photovoltaik-Module zur Energiegewinnung einsetzen. Der wegfall der Eigenstromsteuer soll im rahmen der 
          Steuerstrukturreform behandelt werden.
- - -     alternative finanzierungsinstrumente und Bürgerbeteiligungen ausbauen
          z.B. durch eine „Energiewende-Anleihe“ für Erneuerbare und Effizienz-Projekte.

ausBau Des ausgleichs- unD regelenergiemarktes soWie systemstaBilität

Für die Systemstabilität ist ein Gleichgewicht zwischen Erzeugung und verbrauch unbedingt und jederzeit erforderlich. Abwei-
chungen von diesem Gleichgewicht, die etwa durch Kraftwerksausfälle oder unerwartete verbrauchsänderungen verursacht
werden können, müssen durch permanente Lieferung oder Entnahme von Leistung kompensiert werden. Diese regelleistungs-
fähigen Kraftwerke müssen spezielle Anforderungen erfüllen, um ein hohes Maß an Flexibilität bieten zu können. Um weitere
Stabilität in das System zu bringen, ist ein größerer Markt dieser regelleistungsfähigen Kraftwerke von vorteil. 

Stabile rechtliche rahmenbedingungen auf europäischer und nationaler bis hin zur Länderebene ermöglichen den Neueintritt
einer großen Anzahl von teilnehmern in den Ausgleichs- und regelenergiemarkt. Dadurch wird die durch den starken Ausbau
der Erneuerbaren bedingte volatilität in großen teilen kompensiert, sodass zur Aufrechterhaltung der Netz- und Systemstabili-
tät weniger konventionelle Kraftwerke benötigt werden. Österreichs Energieversorgungsunternehmen planen in den nächsten
Jahren aus der verstromung von Kohle auszusteigen. Es ist dabei wichtig, den Prozess zum Ausstieg aus der Stromerzeugung
durch Kohle in Österreich weiter zu beschleunigen.

wesentliche Handlungsfelder sind:
- - -     korrekte preissignale für marktakteure aussenden
          Um Investitionen und vermehrte Flexibilität anzureizen, sollte der Markt korrekte Preissignale aussenden. Das bedeutet 
          auch Preisspitzen (Knappheitspreise) zuzulassen sowie Interventionen in den Preisbildungsmechanismus einzuschränken. 
          Negative Großhandelspreise sollen im europäischen Einklang vermieden werden.
- - -     eintritt in den regel- und ausgleichsenergiemarkt attraktiver gestalten
        Behördliche Auflagen ändern, verkürzung der Intervalle erleichtern und Eintritt neuer teilnehmer forcieren. Dabei sollen 
          kontraproduktive Anreize im Hinblick auf die Klima- und Energieziele vermieden werden. 
- - -     funktionsweise des energiebinnenmarkts stärken und flexibilität erhöhen
          Eine wesentlich intensivere Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den europäischen Übertragungsnetzbetreibern, 
          aber auch den EU-Mitgliedstaaten ist erforderlich. Ein integrierter europäischer Strommarkt erfordert gut funktionierende 
          kurzfristige Märkte und ein größeres Maß an grenzüberschreitender Zusammenarbeit in Bezug auf Folgetag-, Intraday- und 
          Ausgleichsmärkte.
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- - -     jährliches flexibilitätsreporting einführen
          Zur besseren Erfassung des Marktes für regel- und Ausgleichsenergie ist insbesondere eine jährliche Erhebung des 
          Flexibilitätspotenziales, der Anzahl von Flexibilitätsanbietern an den regelenergiemärkten sowie der Anzahl jener 
          Industriekunden, welche Flexibilität bereitstellen, erforderlich.
- - -     tarifstruktur ausgewogen anpassen
        Systemdienlich flexibel gestaltete Netztarife können für das Energiesystem ausgleichend wirken und somit die Gesamt-
          systemkosten reduzieren. Die Netztarifstrukturen sollen vereinfacht und für den Kunden transparenter gemacht werden, 
          um auch zukünftigen dynamischen Preisentwicklungen rechnung zu tragen. 
- - -     netzstabilität sicherstellen
          Auch künftig sollen kosteneffiziente, zukunftsweisende und versorgungssichere Netzstabilisierungskonzepte zur Sicherheit 
          des Gesamtsystems beitragen.

moBilität

Ökonomische rahmenbedingungen, insbesondere Investitionen und Leistungsbestellungen durch die öffentliche Hand, För-
derungen und steuerliche rahmenbedingungen beeinflussen wesentlich Mobilitätsverhalten und verkehrsentwicklung. Sozial-
und wirtschaftssysteme richten sich nach den ökonomischen rahmenbedingungen aus. Dies betrifft sowohl die wahl des
Standorts für wohnen und wirtschaften als auch die wahl, Qualität und Energieintensität der eingesetzten transportmittel.
Analysen zeigen, dass im derzeitigen verkehrssystem zu den Zielvorgaben kontraproduktiv wirkende finanzielle Maßnahmen
existieren. Es gilt auch, korrekte Preissignale für Marktakteure auszusenden. 

Die Schaffung geeigneter ökonomischer rahmenbedingungen sowie zielgruppenspezifischer Angebote und Maßnahmen im
Güter- und Personenverkehr ist daher eine zentrale voraussetzung für die Erreichung eines nachhaltigen und dekarbonisierten
verkehrssystems. 

Steuerliche Anreizsysteme für die Anschaffung effizienterer und emissionsärmerer Fahrzeuge sollen entsprechend den aktuellen
Entwicklungen überprüft werden. Experimentierklauseln sollen die Pilotierung nachhaltiger sektorübergreifender Angebots-
konzepte (Sektorkopplung, wohnen und Mobilität, touristische Angebote) aber auch neuer technologien wie beispielsweise
Blockchain-Anwendungen ermöglichen.

Die weiterentwicklung einer modernen öffentlichen Plattform zur mobilitätsformunabhängigen Planung von Mobilität vom
Abfahrts- zum Zielort ist Grundlage für personalisierte, energieeffiziente Serviceangebote. Ein neues österreichweites tarif- und
vertriebssystem für den öffentlichen verkehr sowie die transparente Gestaltung von Finanzierungs- und verrechnungsströmen
sollen die Grundlage von integrierten und einfachen tarifstrukturen bilden.

Auch verkehrsvermeidendes verhalten erfordert die Anpassung ökonomischer rahmenbedingungen. Hier gilt es zukünftig, 
optionen wie etwa teleworking oder ökologische Zustellsysteme, insbesondere im dicht besiedelten städtischen Bereich, zu
stärken.

Die Gestaltung der Güterverkehrslogistik in urbanen räumen nimmt eine Schlüsselrolle bei der Erreichung der Klima- und
Energieziele ein. Die Implementierung Co2-neutraler City Logistiksysteme bis 2030 wird angestrebt, mit dem Ziel bis 2050 
urbane Logistiksysteme Co2-neutral zu gestalten. Dies geschieht durch einen geeigneten, adaptiven Mix aus regulativen, 
logistischen, kooperativen und technologischen Maßnahmen.
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sanierungsoffensive unD erneuerBare Wärme für geBäuDe

Dem Gebäudebereich kommt für die Erreichung der klima- und energiepolitischen Zielsetzungen eine zentrale rolle zu. rund
27 % des Endenergieverbrauchs Österreichs wird für die Bereitstellung von raumwärme, warmwasser und Kühlung in 
Gebäuden aufgewendet. Bis 2030 wird eine reduktion der treibhausgasemissionen um 3 Millionen tonnen Co2-Äquivalent
(von derzeit rund 8 auf unter 5 Mio. t Co2eq) angestrebt. Um den Bedarf an fossiler Energie zur Bereitstellung von raumwärme
und warmwasser deutlich zu senken, müssen mehrere ineinandergreifende Maßnahmen umgesetzt werden. Große Einsparpo-
tenziale sind vor allem im Gebäudebestand vorhanden, die bereits mit heutiger technik realisiert werden können. Die thermi-
schen Standards müssen im Neubau und in der Sanierung weiter verbessert werden. Die Sanierungsrate soll von derzeit rund 
1 % auf durchschnittlich 2 % im Zeitraum 2020 bis 2030 angehoben werden. Heizungsanlagen, die mit fossilen Brennstoffen 
betrieben werden, spielen immer noch eine erhebliche rolle, auch wenn der Anteil erneuerbarer Energieträger in den letzten
Jahren gestiegen ist. Derzeit sind österreichweit noch ca. 700.000 Ölheizungen im Einsatz, deren Alter bei durchschnittlich über

20 Jahren liegt. 

Diesbezügliche Maßnahmen sind in den Leuchttürmen 4 und 5 beschrieben.

technologische transformation hin Zu einer co2-freien inDustrie 

Die wichtigsten Energieträger für die österreichische Industrie sollen nach 2030 Strom und wasserstoff (beide aus erneuerbaren
Quellen), synthetisches, erneuerbares Methan („Power-to-Gas”) sowie biogene Stoffe sein. Diese transformation soll unter an-
derem durch den Ausbau der Erzeugungskapazitäten (z.B. Strom) gezielt unterstützt werden. In Bereichen, in denen es derzeit
noch keine technologischen Ansätze für eine emissionsarme und energieeffiziente Produktion gibt, soll eine entsprechende
Ausrichtung der Forschungs- und Innovationspolitik forciert werden.

Bis das Ziel einer Co2-freien energieintensiven Industrie auf technologischem weg erreicht ist, soll der Emissionshandel so aus-
gestaltet werden, dass Anreize für Investitionen in innovative, treibhausgasarme technologien für Anlagen unterhalb der Bench-
mark bestehen und die wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven Industrie am Standort Österreich gesichert ist. Dazu ist es
erforderlich, dass die effizientesten 10 % der Carbon Leakage-gefährdeten Industrieanlagen bis 2030 im EtS 100 % Gratiszu-
teilung erhalten. In Industriesektoren außerhalb des Emissionshandels sollen Maßnahmen, Anreizmechanismen und gezielte
Investitionsförderungen die technologische transformation hin zu einer Co2-freien Industrie begünstigen.

Durch BioÖkonomie Zum Bio-Basierten Wirtschaftskreislauf 

Der ländliche raum in Österreich ist auch mit Blick auf die transformation des Energiesystems ein Zukunftsraum. Forst- und
Landwirtschaft, sowie die damit verbundenen gewerblichen und industriellen Sektoren in Österreich sind wichtige Akteure
einer Bioökonomie, in der fossile zunehmend durch biogene rohstoffe ersetzt werden. Durch Fokussierung auf bestehendes
österreichisches Know-how und regionales Potenzial werden folgende Zielsetzungen angestrebt:
- - -     Die universitäre wie außeruniversitäre Innovationskraft sowie die Zusammenarbeit innerhalb der Forschung sowie von 
          F&E mit dem privaten Sektor ist zu stärken.
- - -     rohstoffimporte durch die Bereitstellung lokal und regional verfügbarer rohstoffe sind zu verringern und eine Erhöhung 
          der österreichischen wertschöpfung in Industrie und wirtschaft ist zu erreichen.
- - -     resilienz gegenüber rohstoffpreis-Schwankungen ist zu erhöhen und etwaige versorgungsengpässe sind zu vermeiden.

Das regierungsprogramm sieht den Beschluss und die Umsetzung eines Nationalen Aktionsplans für Bioökonomie vor. 
Kernelemente dieses Aktionsplans sind ein Forschungsschwerpunkt Bioökonomie sowie die Gründung und Förderung eines
österreichischen Bioökonomie-Clusters zur Bündelung und Erhöhung der Schlagkraft bestehender Aktivitäten.
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AUFGABE 3:  EVALUIERUNG DES FÖRDER- 
UND ABGABENSYSTEMS ZUR ERREICHUNG DER 
KLIMA- UND ENERGIEZIELE 

Ökonomische rahmenbedingungen sowie Investitionsmöglichkeiten sind für die Erreichung der Ziele dieser Strategie von 
großer Bedeutung. 

WechselWirkungen mit Dem BuDget- unD steuersystem

Der Prüfung der Umsetzbarkeit bzw. Finanzierbarkeit von klima- und energiespezifischen Maßnahmen kommt eine zentrale 
Bedeutung zu. Dabei gibt es direkte Effekte auf das Budget- und Steuersystem, die sich eindeutig einer bestimmten Maßnahme
zurechnen lassen sowie indirekte Be- und Entlastungen der öffentlichen Haushalte in wechselwirkung mit anderen Instrumen-
ten. Budgetschonende Handlungsoptionen setzen eine Berücksichtigung dieser direkten und indirekten Effekte voraus. 
vor dem Hintergrund der dabei notwendigen reformen bekennt sich die Bundesregierung zu folgenden Schritten: 
- - -     Budgetschonende änderung der gesamtstaatlichen ausgabenstruktur
        Alle klima- und energiespezifischen Maßnahmen müssen zu einer kosteneffektiven Ausrichtung der gesamtstaatlichen Aus-
          gabenstruktur beitragen. wenn eine neue Maßnahme zu zusätzlichen Belastungen der öffentlichen Haushalte führt, haben 
          im Gegenzug an anderer Stelle entsprechende Entlastungen im Bundeshaushalt zu erfolgen, wobei diese vorzugsweise 
          solche Ausgaben betreffen sollen, die den Klima- und Energiezielen entgegenstehen. 
- - -     Zusammenarbeit zwischen Bund, ländern und gemeinden
        Das BMNt stellt im Einvernehmen mit dem BMF eine abgestimmte Umsetzung der Maßnahmenprozesse in § 3 KSG und 
          § 28 FAG 2017 sicher. Darüber hinaus soll auch das im aktuellen FAG-Pakt für die transparenzdatenbank gestartete Pilot-
          projekt „Umwelt und Energie“ verlängert und somit die Kohärenz und Kompatibilität des klimarelevanten gesamt-
          staatlichen Fördersystems vorangetrieben werden. 
- - -     einhaltung der budgetären obergrenzen
        Alle Maßnahmen des Bundes müssen innerhalb der obergrenzen des jeweils geltenden Bundesfinanzrahmens ihre 
          budgetäre Bedeckung finden. Dies impliziert auch eine strikte Einhaltung der BvA für die Jahre 2018 und 2019 sowie der 
          obergrenzen des BFrG 2019-2022. In zukünftigen Budgetverhandlungsprozessen sollen alle ressorts darauf achten, keine 
          den Klima- und Energiezielen entgegenstehenden Maßnahmen vorzusehen.
- - -     analyse der kosteneffektivität der klima- und energiespezifischen instrumente
        Um einen kosteneffektiven Mitteleinsatz zu garantieren, sollen klima- und energierelevante Förderinstrumente regelmäßig 
          auf ihre Kosteneffektivität und wirkungsorientierung überprüft werden. Budgetär zentrale Instrumente der klima- und 
          energiespezifischen Förderlandschaft werden von den zuständigen ressorts und dem BMF ab September 2018 stufen-
          weise im rahmen von Spending reviews analysiert.  
- - -     analyse kontraproduktiver subventionen
        Unter der Leitung des BMF und im Einvernehmen mit dem BMNt und BMvIt ist bis Juni 2019 eine Liste von Subven-
          tionen zu erstellen, die den Klima- und Energiezielen, inklusive der damit verknüpften Implikationen für den Standort 
          Österreich, entgegenstehen zu erstellen.
- - -     prüfung der finanzierbarkeit von maßnahmen
        Klima- und energiespezifische Maßnahmen, die von haushaltsrechtlicher bzw. steuerpolitischer relevanz sind, müssen im 
          Einvernehmen mit dem BMF vorgelegt werden. 
- - -     sonstige herausforderungen für die öffentliche hand
        Die Zielvorgaben des Pariser Übereinkommens bedingen Chancen und Herausforderungen für die öffentlichen Haushalte 
          gleichermaßen. Für eine fundierte Abschätzung der sonstigen Implikationen auf den Bundeshaushalt wird innerhalb der 
          nächsten zwei Jahre ein gemeinsamer Bericht von BMF und BMNt erstellt. Dieser gemeinsame Bericht soll aus der Sicht 
          des Bundeshaushalts auch Einschätzungen zum derzeitigen und zukünftigen risiko von Stranded Investments umfassen. 
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AUFGABE 4: RECHTLICHE RaHMENBEDINGUNGEN 
FÜR EIN KLIMAFREUNDLICHES ÖSTERREICH 

energiegesetZ neu aB 2020

Für den Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung sind die rahmenbedingungen neu zu gestalten. Ein neues, umfassendes
Energiegesetz ermöglicht die Umsetzung der Zielsetzungen für den Ausbau erneuerbarer Energie in Österreich. Ein Ziel ist es,
im Jahre 2030 Strom in dem Ausmaß zu erzeugen, dass der Gesamtstromverbrauch zu 100 % (national bilanziell) aus erneuer-
baren Energiequellen gedeckt ist. wasserkraft, windkraft und Photovoltaik werden Motor dieses Ausbaus sein. Ein begrenzter
Beitrag wird in der Stromerzeugung aus Biomasse erwartet. Die Potenziale dieses Energieträgers liegen in erster Linie im 
wärmebereich.

Die erfolgreiche transformation des Energiesystems erfordert Preisanreize, die Energieeffizienz und die Nutzung erneuerbarer
Energieträger unterstützen. Um eine Sektorkopplung und damit eine gesamthafte Betrachtung der Systeme für Strom, wärme
und Mobilität als Grundpfeiler dieser transformation zu ermöglichen, müssen Schnittstellenthematiken stärker berücksichtigt
werden. Eine Anpassung und weiterentwicklung der Förderungspolitik soll im Sinne der beihilfenrechtlichen vorgaben der EU
vorgenommen werden. Durch Anpassung der Förderstruktur können ein positives Investitionsklima sichergestellt sowie admi-
nistrative Barrieren abgebaut werden. Dadurch wird die Marktintegration der erneuerbaren Energie erleichtert.

Zur Erreichung der klima- und energiepolitischen Ziele sollen alle Innovationen genutzt werden können. Für die Forschungs-
und Innovationskraft der Unternehmen sollen alle wege offenbleiben. Dabei können sowohl technologieanreizsysteme als
auch marktnahe, technologieneutrale Fördersysteme wirken. Das Gesetz soll spätestens 2020 in Kraft treten und die Aufgaben-
bereiche des bisherigen Ökostromgesetzes integrieren. 

- - -     vermarktungsverantwortung stärken
        Es muss gewährleistet werden, dass es jedem Anbieter möglich ist, am Markt wirtschaftlich vertretbar teilzunehmen und 
          durch eine große Anzahl von Anbietern das Ziel der Kosteneffizienz zu erreichen. Unter diesen voraussetzungen ist es 
          möglich, dass Marktteilnehmer ihre Produktverantwortung (Preis-, Mengen- und regelenergierisiko, Ausgleichsenergie-
          kosten, Netzdienstleistungen) wahrnehmen. 
- - -     fokus auf marktprämien und investitionsförderungen
        Das derzeitige Fördermodell soll auf Grundlage der aktuellen EU-beihilferechtlichen Vorgaben angepasst werden, 
          um die Produzenten von erneuerbarer Energie mittelfristig an den Markt heranzuführen. Die Überleitung der derzeitigen 
          tarifförderung auf ein marktkonformes und wettbewerbsfähiges Fördersystem, welches auf Marktprämien und Inves-
          titionsförderungen fokussiert und – wo sinnvoll – Ausschreibungsmodelle einbezieht, soll rasch umgesetzt werden. Damit 
          soll trotz ansteigendem Ausbau von erneuerbarer Energie das Fördervolumen gegenüber dem Ist-Stand nicht erheblich er-
          höht werden.  
- - -     verstärkt auf kosteneffizienz achten
          Der weitere Ausbau der erneuerbaren Energie soll kosteneffizient und marktkonform erfolgen. Dabei können auch Aspekte 
          wie Systemkosten durch den Einsatz von regel- und Ausgleichsenergie mit einbezogen werden. Hinsichtlich zukünftiger 
          Förderungen muss Handlungsspielraum gegeben sein, wenn von technologien keine Kosteneffizienz mehr zu erwarten ist.
- - -     erleichterter ausbau bestehender sowie errichtung neuer energieerzeugungsanlagen und kraftwerke für 
        erneuerbare energie
          Der gewünschte Ausbau von erneuerbarer Energie kann nur durch begünstigende legistische rahmenbedingungen
          erfolgen. Die notwendigen erneuerbaren Energietechnologien sollen damit rasch und konsequent um- bzw. eingesetzt 
          werden können. Der Zunahme der erneuerbaren Energie und dem schrittweisen rückgang der fossilen Energie muss auch 
          im Energieeffizienzbereich rechnung getragen werden. 
- - -     forcierung der verknüpfung von Ökostromförderungen mit speicherkapazitäten
          Durch eine verknüpfung von Ökostromförderung mit der Bereitstellung von Speicherkapazitäten soll, wo sinnvoll, der 
          Ausbau von Speichern bei gleichzeitig verstärkter volatilität im Strommarkt forciert werden.
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BunDesgesetZgeBungskompetenZ für energierecht

Die Aufgabenverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ist komplex und teils nicht mehr zeitgemäß. Daher ist eine
Neuverteilung der verantwortlichkeiten im Sinne einer Entflechtung veralteter Zuständigkeiten und einer Schaffung klarer 
regelungs- und verantwortungsstrukturen erforderlich. vor allem Innovationen und Investitionen in eine saubere und sichere
Energiezukunft erfordern geeignete rahmenbedingungen. Gleichzeitig ist es wichtig, die Strukturen im Energiebereich zu 
straffen. Für einen zielgerichteten und effizienten Mitteleinsatz braucht es daher strukturelle vereinfachungen und mehr 
transparenz.

energieeffiZienZ nach 2020

Basierend auf den vorgaben der Energieeffizienz-richtlinie (EED) hat sich Österreich Energieverbrauchsziele und Energieein-
sparziele bis 2020 gesetzt. Mit dem Bundes-Energieeffizienzgesetz (EEffG) erfüllt Österreich die EU-vorgaben zur Forcierung
der Energieeffizienz bis 2020. Neben dem verpflichtungssystem tragen eine reihe von Maßnahmen, z.B. wohnbauförderungen,
Energieförderungen und Umweltförderungen der Bundesländer sowie die Förderinstrumente des Bundes zu mehr Energieeffi-
zienz bei. Die Entwicklungen innerhalb der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizienz erfordern eine Neugestaltung
der nationalen rahmenbedingungen für den Zeitraum bis 2030. Um das Energieeffizienzgesetz entsprechend der EU-regelun-
gen weiterzuentwickeln, wird im September 2018 ein Prozess gestartet, der das bestehende regelwerk evaluieren soll. Unter
Einbindung der relevanten Stakeholder sollen Handlungsoptionen erarbeitet werden. 

Folgende Themen sollen dabei auch einfließen:
- - -     Erhöhung der jährlichen Anlagenerneuerungsrate bei Pumpen, Motoren, Lüftungen und Beleuchtungsanlagen
- - -     Einbeziehung des Energieverbrauchs über den Lebenszyklus bei der öffentlichen Beschaffung durch total Cost 
          of ownership (tCo) 
- - -     vorbereitung/Durchführung von Pilotprojekten zu „energieeffiziente Stadt” und „energieeffizientes Dorf ”
- - -     Energiesparen durch Energieeffizienzsteigerung und Umstellung auf erneuerbare Energieträger
- - -     Förderprogramm zur Implementierung von Energiemanagementsystemen für Klein- und Mittelbetriebe

uvp-gesetZ

Auch im Sinne der Erreichung der Klima- und Energieziele sowie dem dafür notwendigen Infrastrukturausbau sind Bürokratie-
abbau und verfahrensvereinfachungen erforderlich. Dazu wird eine Novelle des UvP-G erarbeitet. Diese sieht eine verantwor-
tungsvolle Beschleunigung und vereinfachung von Genehmigungsverfahren vor, ohne ökologische Standards zu gefährden. Im
Sinne der verfahrensökonomie soll es 
- - -     eine kürzere Frist für den Schluss des Ermittlungsverfahrens, 
- - -     die Einzelrichterzuständigkeit für Beschwerdeverfahren im Feststellungsverfahren oder 
- - -     eine klare Zuständigkeitsregelung für bundesländerübergreifende verfahren geben. 

moBilität

Neben den ökonomischen rahmenbedingungen beeinflussen vor allem auch die rechtlichen rahmenbedingungen den Ablauf
bzw. die Entwicklungen im transportsystem. Dies betrifft die Umweltauswirkungen einzelner transportmittel, etwa durch 
bestehende Grenzwerte für den treibhausgasausstoß, wie auch rechtliche Bestimmungen zur verkehrsorganisation bzw. 
verkehrsablauf, etwa über Geschwindigkeitsbeschränkungen oder Bestimmungen für den ruhenden verkehr (z.B. die Stell-
platzregelungen der Länder). Aufgrund der föderalen Struktur Österreichs liegen dabei unterschiedliche Zuständigkeiten der 
Gebietskörperschaften vor. Neben der Bundesebene liegen wichtige Handlungsfelder für eine emissionsfreie Mobilität und 
Dekarbonisierung im Kompetenzbereich der Länder wie beispielsweise raumplanung, Stellplatzregelungen, öffentlicher 
verkehr und verkehrsorganisation. Im Kompetenzbereich der Städte und Gemeinden betrifft dies beispielsweise Flächen-
widmungen, Bauordnungen, verkehrsorganisation, öffentlicher verkehr, rad- und Fußgängerverkehr. Eine gute Abstimmung
und Zusammenarbeit der Gebietskörperschaften ist daher für die emissionsfreie Mobilität und Dekarbonisierung des verkehrs 
essenziell.
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Für die Zielerreichung nötig ist daher die Koordination und Abstimmung der Strategien und Handlungsfelder zwischen Bund,
Ländern, Städten und Gemeinden, die Identifikation und Beseitigung von für die Dekarbonisierung kontraproduktiven rege-
lungen und Bestimmungen, sowie die Abstimmung der rechtlichen rahmenbedingungen von Bund, Ländern, Städten und Ge-
meinden zur Unterstützung eines dekarbonisierten verkehrssystems.

Besonders gegenüber Innovationen gilt es offen zu sein und optimale rechtliche rahmenbedingungen etwa für (E-)Carsharing,
E-taxis, automatisiertes Fahren und andere neue Mobilitätsformen zu schaffen. Eine Entbürokratisierung ist dabei ebenso Ziel
wie zum Beispiel die Evaluierung des Nacht-60ers für LKw, die Ausnahme von Fahrverboten für E-Fahrzeuge, die Neuregelung
und Anpassung von Gewichtstoleranzen und Maßen, die Forcierung von nichtmonetären Anreizen für saubere Mobilität oder
notwendige legistische Anpassungen im Gebäude- und Infrastrukturbereich besonders zur Errichtung von E-Ladestationen.

neu errichtete geBäuDe

Nach 2020 errichtete Gebäude – die somit bis 2050 keiner umfassenden Sanierung unterzogen werden – sollen höchste 
Effizienzstandards aufweisen. Diese Gebäude sollen ohne den Einsatz fossiler Brennstoffe für raumwärme, warmwasser und 
Kühlung auskommen.

Die baurechtlichen Standards dafür sollen spätestens 2020 festgeschrieben werden und die Planbarkeit von Investitionen ge-
währleisten. Dies umfasst auch Klimawandelanpassungsmaßnahmen (z.B. passive Kühlung durch Beschattungsmaßnahmen).
Der von klimaaktiv entwickelte Gebäudestandard zeigt schon heute jene Anforderungen, die nach 2020 relevant sein werden.
Jedenfalls wird der vorgabe der EU-Gebäuderichtlinie nachgekommen, wonach ab dem 1. Jänner 2021 sämtliche Neubauten 
als Niedrigstenergiegebäude auszuführen sind.

Gebäudekonzepte der Zukunft müssen in einem Gesamtsystem betrachtet werden. Standortentscheidungen determinieren 
wesentlich die Mobilität, darüber hinaus werden Gebäude aber auch eine grundlegende rolle bei der Speicherung von Energie
spielen. Dabei wird künftig eine vielfalt an nachhaltigen Lösungen zur Umsetzung gelangen, je nach Standort und Nutzungsart.
In dicht verbauten Gebieten im rahmen des großvolumigen wohnbaus sind gänzlich andere Konzepte zu verfolgen als bei klei-
neren Gebäudeeinheiten (z.B. reihenhäuser/gekoppelte Bauweise, Einfamilienhäuser). wohngebäude weisen zudem deutlich
andere Energieverbrauchsprofile auf als etwa Bürogebäude oder Schulen. Allen Gebäudeformen sollte jedoch gemeinsam sein,
dass die Gebäudehülle eine höchstmögliche Effizienz in Hinblick auf Heizwärme- und Kühlbedarf aufweisen und somit nur
mehr ein verhältnismäßig geringer Energieverbrauch abzudecken ist. Neben den bautechnisch gebotenen Niedrigstenergiege-
bäuden werden sich auch Passiv- oder Plusenergie-Gebäudestandards in zunehmendem Maße am Markt etablieren. 4 

aBfallWirtschaft

Österreich hat im internationalen vergleich eine sehr hoch entwickelte und ausdifferenzierte Abfallwirtschaft. wesentliche 
Beiträge zu den Emissionen entstehen aus der Abfallverbrennung mit Energieauskopplungen (wodurch in anderen Bereichen
Co2-Emissionen vermieden werden, vor allem raumwärme) sowie durch Methanemissionen aus Deponien.

Ziel ist eine hocheffiziente Kreislaufwirtschaft. Sie leistet nicht nur einen wichtigen Beitrag zum wertvollen Umgang mit res-
sourcen und zum Klimaschutz, sondern minimiert die Abhängigkeit von importierten fossilen und metallischen anderen roh-
stoffen (z. B. Metalle, Phosphor). Abfallvermeidung, wiederverwendung und verstärktes recycling werden unter anderem
durch intelligente Produktregelungen forciert (Produktdesign, Materialauswahl, reparierbarkeit, verlängerung der Nutzungs-
dauer etc.), welche jedoch keine Maßnahmen der Abfallwirtschaft im engeren Sinne darstellen.

4 Demonstrationsgebäude aus den Forschungsprogrammen „Haus der Zukunft” und „Stadt der Zukunft”, BMvIt, 2017 
(www.nachhaltigwirtschaften.at/resources/hdz_pdf/SdZ_technicalGuide2017.pdf ).
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Handlungsfelder – Beitrag der Abfallwirtschaft zur Zielerreichung bis 2030:
- - -     Mit Blick auf 2030 sollen Methanemissionen aus Deponien unter anderem durch Bewässerung bei gleichzeitig 
          verbesserter Deponiegaserfassung sowie durch aerobe in-situ Stabilisierung reduziert werden. 
- - -     Bei der Abwasserbewirtschaftung bietet die optimierung der Stickstoffentfernung Potenzial zur Senkung der 
          Lachgasemissionen.

fluorierte treiBhausgase

Die Senkung der treibhausgasemissionen aus fluorierten treibhausgasen (F-Gase) ist ein erklärtes Ziel der Europäischen
Union. Die Quotierung der in der EU auf den Markt gebrachten F-Gase soll deren Menge (gemessen in Co2-Äquivalent) bis
2030 um 79 % senken. Anstelle von F-Gasen werden natürliche Kältemittel bzw. Kältemittel mit niedrigem treibhausgaspoten-
zial verwendet. Durch Maßnahmen in den entsprechenden rechtsakten der Europäischen Union sollte es möglich sein, durch
Innovationen und technische Entwicklungen diese Emissionen bis Mitte des Jahrhunderts weitgehend zu vermeiden.

Handlungsfelder – Beitrag des Sektors zur Zielerreichung bis 2030:
- - -     Überwachung der Einhaltung der (weitgehend durch EU-recht harmonisierten) Bestimmungen der verordnung 
          (EU) Nr. 517/2014, insbesondere der Beschränkungen und verbote.
- - -     Beobachtung der Fortschritte im rahmen des Quotensystems und der in Folge der verknappung an F-Gasen erforderli-
          chen Umstellungen.
- - -     Für die berührten wirtschaftskreise stellt sich die Aufgabe, F-Gase in allen stationären Kälte- und Klimaanlagen sowie 
          wärmepumpen durch natürliche Kältemittel oder solche mit niedrigem treibhausgaspotenzial schrittweise zu ersetzen 
          Ebenso wird es in den kommenden Jahren erforderlich sein, F-Gase als treibmittel für Schaumstoffe (z. B. Isolierplatten für 
          Gebäude) zu ersetzen.
- - -     Mittelfristig sollte eine Einschränkung der verwendung von Schwefelhexafluorid in Schaltanlagen angestrebt werden.
- - -     Einschränkung der verwendung von F-Gasen in medizinischen Aerosolen durch teilweisen Umstieg auf Pulverinhalatoren 
          und vergleichbare HFKw-freie Systeme.

AUFGABE 5: FORSCHUNG UND INNOVATION 
ALS SCHLÜSSEL FÜR EINEN ERFOLGREICHEN 
STANDORT

Mit Forschung, technologieentwicklung und Innovation wird es gelingen, neue Lösungen zu entwickeln, veränderungs-
prozesse aktiv mit zu gestalten und österreichische Akteure auf internationalen Märkten zu positionieren. Die Aufgabe, die 
Dekarbonisierungsagenda sowohl technisch möglich als auch wirtschaftlich tragfähig und sozial verträglich zu gestalten, 
erfordert dabei eine langfristige Forschungs-, technologie- und Innovationspolitik.

Neue Energielösungen und Energietechnologien werden sich aller voraussicht nach zum größten wachstumsmarkt des 21. Jahr-
hunderts entwickeln. Für exportorientierte technologieanbieter im Energiebereich ist es wichtig, neben der anwendungsorien-
tierten Implementierung und Umsetzung im Heimmarkt Europa auch die globalen Märkte zu berücksichtigen. Für den
referenzmarkt ist neben einem strukturierten Zusammenspiel von technologieanbietern und -anwendern die verstärkte Aus-
richtung des öffentlichen Beschaffungswesens auf Innovationen notwendig. Damit kann die oft schwierige Phase bis zum ersten
Markteintritt bewältigt werden. Im Bereich innovativer Energielösungen konnte Österreich als Exportland bereits international
punkten und sich mit klugen Lösungen für die Energiezukunft erfolgreich am weltmarkt positionieren. 
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missionsorientierte forschungsschWerpunkte

Die Klima- und Energiestrategie verfolgt das Ziel, Österreich im Energiebereich zum Innovation Leader zu machen. Hierfür 
bedarf es einer signifikanten Steigerung der öffentlichen Forschungs- und Innovationsausgaben im Sinne von „Mission Innova-
tion”. Zur Stärkung der heimischen Forschung wird Österreich der globalen „Mission Innovation-Initiative” beitreten und als
„front runner” Schlüsseltechnologien vorantreiben. Dabei ist die Hebelwirkung der direkten Forschungsförderung im Sinne der
Stimulierung privater Mittel für Energieinnovationen zu berücksichtigen, insbesondere vor dem Hintergrund zukunftsorientier-
ter Investitionen in Österreich. Es sind weitere Anreize vorzusehen, um eine deutliche Erhöhung der Forschungs- und Innovati-
onsquote durch Aktivierung privater Investitionen in Forschung, Entwicklung und Umsetzung zu erreichen. 

Die missionsorientierte Ausrichtung der Forschungs- und Innovationsschwerpunkte wird die Bündelung aller Kräfte zur 
Umsetzung konkreter gemeinsamer vorhaben sowie ein fokussiertes und effizientes Innovationsmanagement unterstützen. 
Das für eine akzeptierte Umstellung notwendige Zusammenspiel von Forschung, wirtschaft und Politik muss dabei die 
Menschen mit ihren Grundbedürfnissen (wohnen, Mobilität, Arbeiten etc.) ins Zentrum stellen. Im Kern geht es um Lösungen
für einen ökonomisch erfolgreichen und klimaverträglichen wirtschaftsstandort.

Österreichisches energieforschungs- unD innovationssystem

Im rahmen der österreichischen Energieforschungs- und Innovationsstrategie5 wurden unter Anwendung eines funktionsori-
entierten Zugangs thematische Schwerpunktsetzungen für Österreichs Forschung und Entwicklung identifiziert. Bedarfsorien-
tierte Zielsysteme stehen im vordergrund die Erzeugungs-, Umwandlungs- und Speichertechnologien sind optimal in das
Zielsystem zu integrieren. Um die notwendigen langfristigen Entscheidungs- und Handlungsspielräume zur Erreichung der
Energieziele zu ermöglichen, bedarf es der weiterentwicklung dieses systemischen Ansatzes, der die wechselbeziehungen 
zwischen den einzelnen Handlungsebenen umfassend einbezieht.

entWicklung von schlüsseltechnologien

Die Bundesregierung hat sich in ihrem Arbeitsprogramm die Modernisierung unserer Energiesysteme durch die Entwicklung
von Schlüsseltechnologien zum Ziel gesetzt und dazu eine technologieoffene Energieforschungsinitiative verankert. Durch hei-
mische ressourcen und Know-how sollen missionsorientierte Forschung und Entwicklung für spezifische Herausforderungen
im Energiesystem umgesetzt werden. Durch großflächige Erprobung von technologien bzw. Lösungen im realbetrieb wird
technologieführerschaft erreicht und ein kräftiger Entwicklungs- und Umsetzungsschub angestoßen. Die Innovationskräfte des
Landes – von Green tech Start-Ups über die kleinen und mittleren Unternehmen bis hin zu den internationalen Industriebe-
trieben und Forschungseinrichtungen – sollen aktuelle veränderungsprozesse, wie beispielsweise die Digitalisierung und 
Dezentralisierung unserer Energiesysteme oder die Diversifizierung der Mobilitätssysteme, mit Innovation im Sinne der Klima-
verträglichkeit aktiv gestalten können.
- - -     sektorkopplung
          Erarbeitung integrierter Systemlösungen für die Kopplung von Infrastrukturen, technologien und Dienstleistungen für 
          Strom, wärme und Mobilität.
- - -     Digital and smart energy
          Systemintegration neuer technologien für die Energiespeicherung und Flexibilisierung der Energieversorgungssysteme als 
          wesentlicher Enabler für hohe Anteile erneuerbarer Energie bei gleichzeitiger Sicherstellung von Sicherheit und resilienz.
- - -     marktfähige gesamtlösungen und technologiebasierte Dienstleistungen
          Entwicklung neuer Geschäftsmodelle in verbindung mit Digitalisierung durch die Berücksichtigung neuer trends in der 
          Gesellschaft. 

5 BMvIt (2017): https://nachhaltigwirtschaften.at/de/e2050/publikationen/energie-forschungs-innovationsstrategie.php
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Bei aktuellen Forschungsprogrammen sollen Schwerpunkte in richtung alternative Antriebstechnologien (etwa wasserstoff/
Brennstoffzelle) gesetzt werden, beispielsweise im öffentlichen Busverkehr oder bei verschublokomotiven. Die zukünftige 
Forschung im Bereich Fahrzeugtechnologien soll sich vorrangig auf Null- und Niedrigstemissionsfahrzeuge fokussieren.

Durchgängiges fÖrDerportfolio von Der grunDlagenforschung Bis Zur markt-
üBerleitung

Sogenannte Breakthrough-technologien werden nicht nur bei der Energiegewinnung, sondern verstärkt auch bei der Energie-
verwendung eingesetzt. Um diese Entwicklungen voranzutreiben, sind neue voraussetzungen für eine orientierte Grundlagen-
forschung zu schaffen, aber auch Möglichkeiten, die Innovationskraft von Entrepreneuren und Start-Ups im Bereich der FtI
Initiativen verstärkt einzubinden. Die Programme des Klima- und Energiefonds decken derzeit den gesamten Innovations-
prozess von der Grundlagenforschung bis zur Demonstration ab. 

AUFGABE 6: VERaNTWORTUNG FÜR JEDE UND 
JEDEN – BILDUNG FÜR EINE NACHHALTIGE 
ZUKUNFT UND BEWUSSTSEIN SCHAFFEN 

Mit der vorliegenden Strategie soll den Bürgerinnen und Bürgern in Zukunft ermöglicht werden, aktiv am Energiesystem zu 
partizipieren. Durch verstärkte Bewusstseinsbildung und Informationskampagnen soll die Nachfrage nach klimafreundlichen
und energieeffizienten Produkten, Dienstleistungen und technologien erhöht sowie entsprechende Investitionen angeregt 
werden. Dabei muss eine gemeinsame vorgangsweise von Bund, Ländern und Gemeinden angestrebt werden.

Wirkungsvolle einBinDung aller marktteilnehmer unD consumer 
empoWerment

Für die transformation der Energiesysteme ist es notwendig, dass Haushalte aktive Akteure und Profiteure des wandels sind. 
Es ist daher auch Ziel, die Endkundinnen und Endkunden zu stärken („consumer empowerment“) und mögliche systemische 
Kosten/Nutzen-Schieflagen bestmöglich zu vermeiden bzw. auszugleichen. Eine faire und nachhaltige Energiewende muss von
allen getragen werden.

Die Digitalisierung der Infrastruktur im Energiesystem wie durch den derzeit erfolgenden rollout der Smart Meter ermöglicht
bisher passiven Endkundinnen und Endkunden nun auch aktiv und flexibel neue Produkte und Dienstleistungen zu nutzen. 

Möglichkeiten für Konsumentinnen und Konsumtenten, selbst Energie zu produzieren, zu speichern und zu verwenden, wer-
den unterstützt und gestärkt. Dabei werden nicht nur Einfamilienhäuser im Eigentum berücksichtigt, zukünftig wird mehr
Fokus auf Mehrparteienhäusern im Eigentumsbereich sowie vor allem auf Misch- und Mietgebäude gelegt. Es gilt nun, die not-
wendigen voraussetzungen dafür zu schaffen, da durch bessere Lastenverteilung mittels weiterer regel- und Ausgleichsenergie-
möglichkeiten vorteile für das Gesamtsystem entstehen. weiters können die zukünftigen Prosumer von flexiblen Preis- bzw.
Anreizmechanismen profitieren. Bei neuen, komplexen tarifstrukturen ist auf transparenz und Nachvollziehbarkeit besonderes
Augenmerk zu legen. Im Einklang mit den neuen Entwicklungen müssen Konsumentenrechte angepasst und gestärkt werden.
Erforderlich ist auch die verstärkte Kommunikation, Bewusstseinsbildung und Information.

Auch die weiterentwicklung bestehender Mobilitätsplattformen zur vernetzung eines transparenten, öffentlich zugänglichen
Mobilitätsangebots, im Sinne der Mobilität-als-Service und zur Etablierung integrierter tür-zu-tür-Angebote, ist notwendig. 
Digitalisierung erlaubt neue Services wie ride-Sharing, on-Demand öffentlichen verkehr und personalisierte Serviceangebote,
die einerseits neue Geschäftsmodelle ermöglichen und andererseits energieeffizientes Mobilitätsverhalten unterstützen.
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BeWusstseinsBilDung

Als übergreifendes Thema wurde die Erhöhung des Bewusstseins für effiziente Energienutzung in der Bevölkerung erkannt. 
Als vorbild diente die Mobilisierung zur Abfalltrennung in den 1980er Jahren, die Österreich eine vorreiterrolle bei moderner 
Abfallwirtschaft und Umwelttechnologie einbrachte. Das Thema spannt sich dabei von Informationskampagnen bis zur 
verankerung von Energieeffizienz und Klimaschutz in Lehrplänen oder der Facharbeiterausbildung. Im rahmen der Initiative 
klimaaktiv wurden bereits wichtige Impulse im Bereich der Bewusstseinsbildung, der Information und der weiterbildung 
besonders relevanter Professionisten gesetzt.

Eine breit angelegte Initiative zur Bewusstseinsbildung soll allen Bürgerinnen und Bürgern die wichtigkeit der Themen Klima-
schutz und Energieeffizienz sowie den sorgsamen Umgang mit Energieressourcen näherbringen. Die erfolgreiche Umsetzung
vieler Maßnahmen der Klima- und Energiestrategie ist davon abhängig, wie sehr sich die Menschen damit identifizieren kön-
nen. wichtig ist es daher, die Konsumentinnen und Konsumenten über diesen breit angelegten Umdenkprozess zu informieren
und von Anfang an entsprechend einzubinden bzw. zu persönlichen Beiträgen zu motivieren.
- - -     Mit Bewusstseinsbildung werden die Ziele der Imagebildung, Identifikation und Integration (vernetzung der beteiligten 
          Stakeholder) verfolgt. 
- - -     Imageaufbau für positive Assoziationen zur Energiestrategie und damit auch verbesserung der Identifikation der Endab-
          nehmer mit der Thematik („Ich mache mit!”).
- - -     verstärkung des gesellschaftlichen Dialogs über Energiefragen und innovative Lösungswege.
- - -     verständnis der verbraucherinnen und verbraucher verbessern (z.B. Komfort bekommt eine andere Qualität) bzw. 
          Bewusstsein steigern, welchen Beitrag die richtigen technologien und Produkte leisten können (ressourcenschonung etc.).
- - -     wissen über die richtige Anwendung von Geräten und technologien verbessern sowie Selbstverantwortung forcieren. 
          richtiges Nutzerverhalten bringt Einsparungen.

BilDung

Die stärkere verankerung der Themen Energienutzung, Energieeffizienz, ressourcen und Klimaschutz entlang der gesamten
Bildungskette soll einerseits zu kurzfristig wirksamen verhaltensänderungen beitragen und andererseits langfristig ein Umden-
ken herbeiführen.
- - -     Erhöhung des Interesses an den Themen Energie, nachhaltige Mobilität, Klimaschutz sowie am Spannungsfeld zwischen 
          Energieverbrauch und ressourcenintensivem verhalten.
- - -     Aufnahme der genannten Themenschwerpunkte in die Lehrpläne von Pflicht- und höheren Schulen.
- - -     verstärkung der Themen in der Lehreraus- und -fortbildung an den pädagogischen Hochschulen.
- - -     Erarbeitung schulspezifischer Unterrichtsmaterialien.
- - -     Kampagne zur Generierung hoch qualifizierter technikerinnen und techniker und verstärkter Aktivitäten zur weiter-
          bildung.
- - -     Stärkung des qualifizierten Handwerks.
- - -     Branchenübergreifender und handwerksübergreifender Know-how-transfer.

forschungsfÖrDernDes umfelD

Für die notwendige transformation des Mobilitäts- und Energiesystems benötigen Unternehmen und (Forschungs)Institutio-
nen auch ausreichend qualifiziertes Personal. Ziel ist daher die deutliche Erhöhung der Anzahl an Forscherinnen und Forschern
im Energiebereich an Universitäten, Fachhochschulen sowie in außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Dazu sollen 
weiterentwicklung und Ausbau der gezielten Nachwuchsförderung im Energiebereich sowie die Schaffung bzw. der Ausbau von
Bildungsangeboten entlang der wertschöpfungskette von Forschung, Innovation und Markt beitragen. Auch wenn es mehr-
heitlich um technisch-naturwissenschaftliche Fragestellungen geht, muss darauf geachtet werden, dass auch sozialwissen-
schaftliche Fragestellungen hinsichtlich technikakzeptanz, Systemtransition und wandel im wirtschaftssystem beantwortet
werden müssen.
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Die vernetzung der Forschung mit Akteurinnen und Akteuren der Umsetzung ist wichtig, um die Lösungsrelevanz von For-
schungsergebnissen zu steigern. Die Erhöhung des wissens- und technologietransfers, insbesondere von Hochschulen in die
Industrie, soll dazu beitragen, mittels der in der Forschung erzielten Ergebnisse auch gesellschaftlich relevante Umsetzungen
bzw. wertschöpfung am Markt zu generieren. Die Schaffung bzw. der Aufbau gemeinsamer Forschungsinfrastrukturen im Ener-
giesystem sowie der integrative Ansatz zwischen Forschung und Überleitung in den Markt (z.B. hinsichtlich ökonomischer,
rechtlicher Anforderungen) unterstützt die österreichischen Energieforscherinnen und Energieforscher und Unternehmen
dabei, sich besser auf dem europäischen und globalen Markt zu positionieren.

energieBeratung

Energieberatung ist ein sehr geeignetes Instrument, um innerhalb der Bevölkerung einen effizienteren Umgang mit Energie 
zu ermöglichen. wissen um Energieeffizienz unterstützt Haushalte beim Energie- und damit Kostensparen. Es ist davon auszu-
gehen, dass in allen Bevölkerungsgruppen Kompetenzen des energieeffizienten Umgangs gestärkt werden müssen, um zu nach-
haltigen Ergebnissen zu gelangen. Daher müssen Energieberatung sowie die vermittlung von Kenntnissen über Einsparungs-
möglichkeiten für alle Haushalte und die wirtschaft zur verfügung stehen. In der Kommunikation wird diesbezüglich nach 
Zielgruppen zu differenzieren sein. Dabei soll auf bestehenden Beratungsstrukturen und Programmen aufgebaut werden. Bei
der vergabe von wohnbauförderungen bzw. bei Baugenehmigungen soll in Zusammenarbeit mit den Ländern eine umfassende
Energieberatung vorgeschrieben werden. 

moBilitätsmanagement unD BeWusstseinsBilDung

Mobilitätsmanagement ist ein zentrales Element zur verbesserung der verkehrsorganisation im privaten und betrieblichen Um-
feld sowie in Städten und regionen und trägt wesentlich zur transformation in richtung nachhaltiger Mobilität sowie einem
dekarbonisierten verkehr bei. Mobilitätsmanagement unterstützt die Einführung und Benutzung neuer und umweltfreundli-
cher technologien, um deren Potenziale voll nutzen zu können sowie kontraproduktive Entwicklungen zu vermeiden. 
- - -     Ziel ist, den Informationsstand sowie das Bewusstsein für nachhaltige Mobilität in der Bevölkerung zu verbessern. Alle 
          österreichischen Unternehmen, Städte, Gemeinden und regionen sowie weitere relevante Akteure im Mobilitätssystem 
          sollen zur Einführung emissionsfreier nachhaltiger Mobilitätslösungen im rahmen von Mobilitätsmanagementprogram-
          men motiviert und bei der Umsetzung unterstützt werden. 
- - -     verkehr und Mobilität haben auch wesentliche Auswirkungen auf die Gesundheit wie etwa im Bereich der verkehrssicher-
          heit oder der Gesundheitsförderung durch aktive Mobilität. Daher sollen mittels Erstellung eines verkehr-Umwelt-
          Gesundheitsplans im Sinne des wHo UNECE Pan Europäischen Programms „verkehr Gesundheit Umwelt“ Gesund-
          heitsaspekte mit Umwelt- und verkehrsaspekten verknüpft werden. 
- - -     Ebenso ist es wesentlich, neben dem Einsatz alternativer technologien speziell auch den Umgang mit neuen intermodalen 
          verkehrsangeboten zu vermitteln. 

vorBilDWirkung Der Öffentlichen hanD

- - -     Insbesondere die nachfrageseitige Stimulierung von Innovationen gewinnt als Ergänzung angebotsseitiger Ansätze stetig 
          an Bedeutung. Durch ein innovationsorientiertes öffentliches Beschaffungswesen soll die Einführung und Etablierung von 
          Energieinnovationen forciert werden.
- - -     Zur Umstellung der wärmeversorgung auf erneuerbare Energie, einschließlich Fernwärme für öffentliche Gebäude von 
          Bund, Ländern und Gemeinden, sollen geeignete rahmenbedingungen geschaffen werden.
- - -     In der öffentlichen Beschaffung bzw. den öffentlichen Flotten soll die öffentliche Hand eine vorbildrolle durch Umstellung 
          auf Null- und Niedrigstemissionsfahrzeuge im rahmen von routinemäßigen Ersatzbeschaffungen von Bedarfsträgern ohne 
          spezielle Einsatzerfordernisse übernehmen. Fahrzeuge sollen dabei gemäß dem Prinzip des total Cost of ownership 
          (tCo) beschafft werden.
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AUFGABE 7: TECHNOLOGIEN FÜR DIE 
DEkaRBONISIERUNG NUTZEN 

viele innovative Erfindungen haben ihren Ursprung in Österreich. Innovative österreichische Unternehmen – von Green-tech-
Start-ups bis zu international erfolgreichen Industriebetrieben – sind nicht nur auf dem Heimmarkt gefragt, sondern zählen zur
absoluten weltspitze. Für Österreich als kleine offene volkswirtschaft ist der Handel essenziell, wobei insbesondere die kompa-
rativen vorteile bei Produktion von Energietechnologien und die Marktentwicklung im rahmen des Pariser Klimaabkommens
genutzt werden sollen. 

Basierend auf einem stabilen Heimmarkt soll das technologieland Österreich konsequent weiter ausgebaut werden. Die Um-
welttechnik-Industrie ist innovativ und wettbewerbsfähig, ihr wachstum ist ein Gewinn für Klima, Standort und Beschäftigung.
Die österreichische Umwelttechnik-Industrie (produzierender Bereich) generierte im Jahr 2015 einen gesamtwirtschaftlichen
Umsatz von rund 18 Milliarden Euro und sichert damit mehr als 90.000 Arbeitsplätze in der österreichischen wirtschaft. Jeder
neue Beschäftigte in der Umwelttechnik-Industrie bewirkt annähernd zwei zusätzliche Arbeitsplätze in anderen Bereichen der
österreichischen volkswirtschaft. 

Die österreichische Energie- und Umwelttechnik-Industrie ist eine in jeder Hinsicht robuste Zukunftsbranche mit großem 
Exportpotenzial. Mit der Forcierung österreichischer Energie- und Umwelttechnologien sind enorme Chancen für wert-
schöpfung und Beschäftigung in Österreich verbunden. Die Steigerung der hohen Exportquote ist auch ein wichtiger Beitrag
zum globalen Klimaschutz.

stärkefelDer forcieren

Die Nachfrage nach Energie- und Umwelttechnologien wird vor dem Hintergrund des Pariser Klimaübereinkommens künftig
weltweit ansteigen. Umso wichtiger ist es, dass die österreichische Energie- und Umwelttechnik auch in Zukunft Innovations-
kraft und technologisches Leadership unter Beweis stellen kann. Besonders innovativ sind die österreichischen Unternehmen in
den Bereichen Elektromobilität, emissionsarme Mobilität und Energieeffizienz. Diese Bereiche sind Stärkefelder der österrei-
chischen wirtschaft, die weiter forciert werden müssen. Daher wird die Exportunterstützung für heimische Umwelt- und Ener-
gietechnologien ausgebaut. Derzeit liegt Österreich innerhalb der EU in den Bereichen verkehr/Mobilität und Energieeffizienz
auf rang 1 bzw. rang 2 der Patent-Neuanmeldungen. 6 

Folgende Handlungsfelder sollen die österreichische Energie-, verkehrs- und Umwelttechnologien unterstützen, die positive
Entwicklung fortzusetzen:
- - -     Stärkung der Umwelt- und Klimaschutzinvestitionen.
- - -     Stärkung des Energie Know-hows in KMUs durch Energiemanagementsysteme.
- - -     verbesserung der rahmenbedingungen für Errichtung und Betrieb von Demonstrations- und Pilotanlagen der Energie-, 
          Mobilitäts- und Umwelttechnologie.
- - -     Nachhaltige und innovationsfördernde Ausrichtung der öffentlichen Beschaffung im Bereich der Energie-, 
          Mobilitäts- und Umwelttechnologie.
- - -     Forcierung der Digitalisierung in den Energie-, Mobilitäts- und Umwelttechnologien.
- - -     Ausbau der Initiativen zur Stimulierung und Unterstützung von Start-ups im Umwelt- und Klimaschutz.
- - -     Forcierung von Aus- und weiterbildung in den Bereichen der Energie-, verkehrs- und Umwelttechnologie, vor allem durch 
          die Schaffung von „Green Jobs“ im rahmen der Ausbildungs- und Förderprogramme.
- - -     weiterentwicklung von Qualitätsstandards und Beratungsinitiativen im Klima- und Energiebereich.
- - -     Forcierung der Internationalisierungs- und Exportunterstützung für heimische Energie-, Umwelt- und verkehrstechno-
          logien.
- - -     Nutzung von Exportchancen durch internationale Klimafinanzierung.
- - -     Export von österreichischem Know-how im Bereich waldbewirtschaftung und Aufforstung.

6 Economica (2016) im Auftrag des BMLFUw. EU28+EFtA, Datenbasis: EP/PCt veröffentlichungen 2006-2015.



5. ÖSTERREICHS WEG ZUM ZIEL: WAS WIR TUN WOLLEN

- - -  43  - - -

grossformatige erproBungsphasen unter realBeDingungen

Der Umsetzung von großformatigen Lösungen, Entwicklungs- und testphasen wird besonderer Stellenwert eingeräumt. Dabei
werden Einzeltechnologien in Gesamtsysteme integriert, deren Zusammenspiel optimiert und unter realbedingungen bzw. mit
Einbeziehung der Nutzerinnen und Nutzer relevante Erkenntnisse bzw. Erfahrungswerte zur breiteren Umsetzung gewonnen.
Um solche großformatigen Erprobungsphasen zu ermöglichen, sind unterschiedliche Finanzierungsinstrumente zu kombinie-
ren und im rahmen einer langfristigen Aufbau- und testphase zu koordinieren. Für derartige testphasen sind neben der For-
schungsförderung auch Investitionsförderungen und private Investitionen abzustimmen bzw. zusammenzuführen.

Ein erstes Beispiel dafür ist die FtI-Initiative „vorzeigeregion Energie” des Klima- und Energiefonds. Die vorzeigeregion Energie
soll zeigen, dass eine Energieversorgung auf Basis von bis zu 100 % erneuerbaren Energien mit Innovationen aus Österreich
machbar ist. Innovative Energietechnologien werden in den vorzeigeregionen getestet und in weiterer Folge durch die Markt-
programme des Klima- und Energiefonds in Österreich ausgerollt. In den kommenden drei Jahren will der Fonds drei ausge-
wählte vorzeigeregionen (Umsetzung 2018 – 2025) unterstützen: wIvA P&G (wasserstoff/Methan), NEFI (versorgung der
heimischen Industrie mit 100 % erneuerbarer Energie) und GreenEnergyLab (Smart Grids/Demand Side Management/
Demand response). Mehr als 200 Projektpartner (Anteil Unternehmen 60 %) sind beteiligt. 

Solche FtI-Initiativen können die Grundlage für die Umsetzung einer „Experimentierklausel“ nach deutschem vorbild gemäß
SINtEG-verordnung sein. Den teilnehmenden Unternehmen soll die Möglichkeit gegeben werden, neue Geschäftsmodelle 
innerhalb eines geschützten regulierungsrahmens zu erproben.

technologietransfer unD internationale positionierung 

Da Internationalisierung für innovationsorientierte Unternehmen – nicht zuletzt aufgrund der Globalisierung sowie des relativ
überschaubaren Heimmarktes – ohne jede Alternative ist, werden Unternehmen in dieser herausfordernden wachstumsphase
unterstützt. Entscheidend für die erfolgreiche Positionierung österreichischer Energietechnologieanbieter sind einerseits die 
aktive vernetzung und Kooperation österreichischer Akteure in internationalen FtI Initiativen (wie z.B. im Strategic Energy
technology (SEt) Plan der EU oder den Kooperationsprogrammen der Internationalen Energieagentur) und andererseits die
strategische Bündelung von einzelnen Stärken zu umfassenden Lösungsangeboten. 

Als Beispiel kann hier die auf österreichische Initiative entstandene transnationale Joint Programing Plattform Smart Energy
Systems herangezogen werden. Das BMvIt koordiniert hier ein Netzwerk von 25 nationalen und regionalen FtI-Förder-
programmen in 23 europäischen bzw. assoziierten Ländern zu den Themen Smart & Digital Energy Systems und integrierte 
regionale Energiesysteme. Ziel ist die Initiierung und Förderung transnationaler FtI-Projekte in Co-creation mit regionalen 
Akteuren und Bedarfsträgern in den beteiligten Ländern. Damit wird für die österreichischen Akteure der Zugang zu inter-
nationalen Innovationspartnern und EU-Mitteln geschaffen. Ebenso wird der weg ins EU rahmenprogramm und auf die inter-
nationalen Märkte geebnet. Auch die Zusammenarbeit mit Marktüberleitungsprogrammen in den beteiligten Ländern und 
Privatinvestoren ist vorgesehen.

moBilität

Die Schaffung von rahmenbedingungen für Co2-arme Mobilität mit Schwerpunkt Elektromobilität bedingt vor allem im Fahr-
zeugbereich einen technologiewandel. Zur Erreichung eines dekarbonisierten verkehrssektors ist der Einsatz von Elektromobi-
lität mit erneuerbarer Energie die technologische Alternative zum verbrennungsmotor. Die Elektrifizierung des verkehrs
umfasst dabei sowohl den Individualverkehr durch Kraftfahrzeuge im Personen- und Güterverkehr als auch den öffentlichen
Straßen- und Schienenverkehr sowie Carsharing und taxis. Neben einer weitaus höheren Effizienz des Antriebs ist auch die
Stromproduktion mit erneuerbaren Energieträgern ein entscheidender Systemvorteil. Zusätzlich zu Energie- und Co2-Einspa-
rungen werden Luftschadstoff- und Lärmemissionen des verkehrs massiv reduziert. Neben der Schaffung geeigneter Lade- und
Betankungsinfrastruktur bzw. dem Ausbau der direkten Energieversorgung der verkehrsmittel (z.B. Elektrifizierung im Schie-
nenverkehr, o-Busse) ist die Elektromobilität langfristig in eine strombasierte Energiezukunft unter Lösung der Energiespei-
cherfrage einzubetten.



5. ÖSTERREICHS WEG ZUM ZIEL: WAS WIR TUN WOLLEN

- - -  44  - - -

Darüber hinaus können auch nachhaltig produzierte Bio-Kraftstoffe, Biogas (Bio-CNG/Bio-LNG) sowie wasserstoff auf Basis
erneuerbarer Energie einen Beitrag zur Substitution der fossilen Kraftstoffe leisten. Die Forschungsaktivitäten in diesem Bereich
müssen deutlich gesteigert werden, um Bio-Kraftstoffe der 2. Generation sowie eine kostengünstige wasserstoffgewinnung, 
-speicherung und Stromerzeugung in Brennstoffzellen zu entwickeln. Signifikante zusätzliche Beiträge daraus sind in der Phase
vor 2030 allerdings nicht zu erwarten. Ein verstärkter Einsatz alternativer technologien auf Basis erneuerbarer Energien ist ins-
besondere dort wünschenswert, wo eine Elektrifizierung aus heutiger Sicht nur eingeschränkt möglich ist (z.B. schwere Nutz-
fahrzeuge, Landwirtschaft, Flugverkehr).
- - -     Zum Ausbau der E-Mobilität (inkl. Brennstoffzelle) und alternativer Kraftstoffe und ihrer Infrastruktur auf Ebene des 
          Bundes, der Länder, Städte und Gemeinden ist die weiterentwicklung des nationalen Strategierahmens für saubere Energie
          im verkehr als österreichweite Plattform der Maßnahmenträger erforderlich.
- - -     Bis zum Jahr 2030 wird bei der Neuzulassung eine Schwerpunktverschiebung zu emissionsfreien PKw und leichten Nutz-
          fahrzeugen angestrebt. Hierfür erforderlich sind Anreize und ordnungspolitische verbesserungen sowie die Positionierung 
          der Bundesregierung auf EU-Ebene für eine Folgeregelung zur Co2-Grenzwertsetzung für neue Pkw und leichte Nutzfahr-
          zeuge im Sinne der treibhausgasemissionen reduktionsziele.
- - -     Bei Lkw und Bussen ist eine Erweiterung der technologischen optionen bis 2030 nötig, beispielsweise durch Förderung 
          und realisierung von alternativen Güterverkehrstechnologien und emissionsfreier Logistik auf Straße, Schiene und im 
          kombinierten verkehr sowie die Positionierung der Bundesregierung auf EU-Ebene für eine anspruchsvolle regelung zur 
          Co2-Grenzwertsetzung für Lkw und Busse im Sinne der tHG reduktionsziele. Bis zum Jahr 2040 wird angestrebt, eine 
          deutliche Steigerung von emissionsfreien LKws und Bussen mithilfe konkreter Anreize zu erreichen.

Intelligente verkehrssysteme haben das Potenzial, über Endkunden-Dienste Mobilitätsangebote bereitzustellen und deren 
Akzeptanz zu beeinflussen. Zukünftige Fahrzeuge werden kooperativ, vernetzt und in weiterer Folge auch automatisiert konzi-
piert. Besonders automatisiertes Fahren hat ebenfalls das Potenzial zur reduktion des Fahrzeugbestandes sowie des Energie-
einsatzes im verkehr. Durch gesteuertes Fahren kann ein gleichmäßigerer verkehrsablauf gewährleistet werden, durch die enge
verknüpfung mit Systemen des öffentlichen verkehrs (Öv) kann eine sinnvolle verzahnung der transportvorgänge mit effi-
zienten transportsystemen erfolgen („Sharing-Elektromobilität-Automatisierung”). Hierfür sind die erforderlichen rechtlichen,
ökonomischen und verkehrsorganisatorischen rahmenbedingungen zu schaffen. Fahrzeuge sollen im Mittel- und Lang-
streckenverkehr als Zu- und Abbringer zum Öv System etabliert werden. Hierfür sind begleitend die erforderlichen IKt 
Systeme zu entwickeln. In Pilotanwendungen soll besonders auf einen nachhaltigen Einsatz geachtet werden, um so mit 
verkehrsflussoptimierungen höhere Sicherheit und ökoeffizientere Nutzung von Infrastruktur zu ermöglichen.

AUFGABE 8: DEN URBANEN UND LÄNDLICHEN 
RaUM KLIMAFREUNDLICH GESTALTEN 

Die Siedlungsstruktur, also die verteilung der verschiedenen raumnutzungen (wohnen, Arbeiten, Erholung, Ausbildung, Ein-
kauf und Dienstleistungen im raum) hat großen Einfluss auf den verkehrsaufwand, der zur verbindung dieser Nutzungsarten
erforderlich ist. In der vergangenheit ist diesen Zusammenhängen nicht ausreichend Gewicht in den Entscheidungsprozessen
zugekommen. Die raumplanung der letzten Jahrzehnte hat stark zum Anstieg der Fahrleistungen im Straßenverkehr, zum 
Energieverbrauch in Gebäuden und damit zum Anstieg der Co2 -Emissionen beigetragen. Die verpflichtende verankerung von
Klima- und Energiezielen in raumordnungskonzepten sowie raumbezogenen Plänen und Programmen der Gebietskörper-
schaften ist ein notwendiger ordnungspolitischer Schritt.

sieDlungsentWicklung im länDlichen raum – flächen sparsam nutZen

Die Nutzung von Flächenressourcen ist ein wichtiger langfristiger Faktor zur Erreichung der Klimaziele und des sparsamen Um-
gangs mit Energieressourcen. In Österreich werden täglich 14,7 ha Fläche verbaut (Durchschnitt 2014-2016). Neuwidmungen
für Bau-, Betriebs- und verkehrsflächen in vielen Gemeinden Österreichs führen zu Zersiedlung der Landschaft und damit 
einhergehend zu einem starken „Flächenverbrauch”. Dieser liegt noch immer deutlich über dem reduktionsziel der Strategie 
für nachhaltige Entwicklung von 2,5 ha pro tag.
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Die raumnutzung muss daher stärker in richtung Eingrenzung des Bodenverbrauchs, verhinderung von versiegelung sowie 
Sicherstellung einer verdichteten, kompakten Siedlungs- und Gewerbegebietsentwicklung gelenkt werden. Die ortskernbele-
bung schafft dazu auch positive gesellschaftspolitische Aspekte. Diese Flächenentwicklung muss in Abstimmung mit den Ein-
zugsbereichen von Öv-Haltestellen erfolgen und eine ausreichende Durchmischung von Funktionen wie wohnen, Arbeiten
und Erholung fördern. Die raumplanung hilft dabei, den ansteigenden trend der Fahrleistungen im Straßenverkehr und damit
zum Anstieg der Co2-Emissionen im Mobilitätsbereich der vergangenen Jahre umzukehren.

Ein wesentliches Anliegen Österreichs ist die Zersiedlung zu stoppen. Die Errichtung von Gebäuden in bestehenden Siedlungs-
strukturen, eine Funktionsdurchmischung der Siedlungsbereiche sowie deren Erschließung mit öffentlichen verkehrsange-
boten sind dafür unverzichtbar. Bauordnungen und Stellplatzregelungen sind weitere wichtige Hebel in richtung einer klima-
verträglichen Mobilität. 

Auch die wohnbauförderung und andere Instrumente zur Investitionssteuerung sollen stärker für Siedlungsentwicklung und
Energieraumplanung genutzt werden. Dies ist im Kontext von zukünftigen verhandlungen zwischen den Gebietskörperschaften
zu sehen.

Mit den Bundesländern zu besprechende Punkte umfassen unter anderem die Auswirkung der raumordnung auf die treib-
hausgasemissionen, die verwendung von „Öv-Güteklassen“ i.S.v. „Mobilitätslables“, Baulandwidmungen oder raumrelevante
Förderungen. Ziel ist eine kosteneffektive und effiziente Ausrichtung der raumordnung entlang der Klima- und Energieziele.
- - -     raumordnung und Flächenwidmung sollen Siedlungsstrukturen fördern, die zur verdichtung und Funktionsmischung 
          beitragen und kurze wege gewährleisten.
- - -     Erarbeitung, Beschluss und Umsetzung eines umfassenden Infrastruktur- und raumordnungsplans in Zusammenarbeit 
          mit Ländern und Gemeinden.
- - -     Flächenverbrauch verantwortungsvoll steuern, Flächenverlust/-versiegelung reduzieren.
- - -     Maßnahmen zur Aktivierung von bestehenden, nicht genutzten Betriebsflächen und wohngebäuden (Anreize zur 
          Nutzung).
- - -     Masterplan gegen Bodenversiegelung.
- - -     Fokus auf raumplanung zur Senkung des Mobilitätsbedarfs.

smart cities vorantreiBen

Städte spielen für einen erfolgreichen Klimaschutz und die transformation des Energiesystems eine maßgebliche rolle. Ziel
muss es sein, die urbanen regionen in Zukunft funktionaler, klimabewusster, energieeffizienter und ressourcenschonender zu
gestalten. Smart Cities verfolgen das Ziel einer nachhaltigeren urbanen Entwicklung und betrachten dabei stets das Gesamt-
system. Für eine energieeffiziente Stadtentwicklung müssen energetische Standards für Stadtteile und Quartiere in verbindung
mit klimaschonenden Energieversorgungssystemen definiert und die Themenfelder Stadtentwicklung, Gebäude, Energie und
Energiesysteme gemeinsam erarbeitet werden. Dazu müssen die Prozesse der Stadtplanung, der Infrastrukturplanung, der 
Netzplanung, der raumplanung und der Energieplanung auf allen Gebietskörperschaftsebenen weiterentwickelt werden.

energieraumplanung

Eine überregional koordinierte und vorausschauende Energieraumplanung, vor allem in Hinblick auf große Infrastruktur-
projekte, führt zu einer reduktion des Konfliktpotenzials und dadurch zu einer höheren Akzeptanz in der Bevölkerung. 

Energieraumplanung ermöglicht auch die Umsetzung innovativer Energiekonzepte mit Fokus auf lokal verfügbarer, günstiger,
erneuerbarer Energie, der Nutzung von Abwärme und integrierter Mobilitätssysteme. Eine Analyse und verortung von Energie-
verbrauch, Energieeinspar- und -gewinnungspotenzialen liefern wesentliche Erkenntnisse über deren räumliche Dimensionen
für eine klimafreundliche Planung. Dabei können moderne, integrierte Energiekonzepte in der raumplanung zur Entschei-
dungsfindung bei Flächenwidmung, der Investition in Infrastruktur sowie vergabe von Förderungen wie der wohnbauförde-
rung eingesetzt werden. 
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Die versorgung von Gebäuden und Betrieben mit effizient aufgebrachter Fernwärme wird auch in Zukunft eine wesentliche
rolle – insbesondere in Ballungsräumen – einnehmen. Neben der Aufbringung aus verschiedenen erneuerbaren Energiequel-
len (Biomasse, Geothermie, Solarthermie, Photovoltaik, etc.) sowie der Kraft-wärme-Kopplung kommt auch der Einspeisung
von Abwärme aus Produktionsbetrieben eine wesentliche Bedeutung zu. Die Potenziale sind diesbezüglich in Österreich bei
weitem noch nicht ausgenutzt. Über Instrumente der Energieraumplanung sollen in Zukunft verstärkte Impulse zur Abwärme-
nutzung gesetzt werden.

In den vom Klima- und Energiefonds unterstützten Klima- und Energie-Modellregionen sowie den Smart Cities werden diese
neuen Systeme und technologien unter realen Bedingungen erfolgreich demonstriert, um eine rasche Markteinführung für die
transformation der Energie- und Mobilitätssysteme zu erreichen.

In diesem Sinne wird eine gemeinsame Arbeitsgruppe zwischen Bund, Ländern und Gemeinden eingesetzt, die
- - -     eine einheitliche Definition zur Energieraumplanung erarbeitet,
- - -     eine Strategie und gemeinsame Leitlinien entwickelt und
- - -     um eine bessere Abstimmung zwischen den Akteuren der raumplanung, Energiewirtschaft und regionalentwicklung zu 
          erreichen. 

moBilität

Zur reduktion von Energieverbrauch und treibhausgasemissionen im Mobilitätsbereich steht die verkehrsvermeidung an 
erster Stelle. Dabei müssen Unterschiede in der Siedlungsstruktur im urbanen bzw. ländlichen raum berücksichtigt werden. Bei
der Erschließung von Bauflächen soll die Anbindung an die öffentliche verkehrsinfrastruktur ein wichtiges Kriterium sein. Auch
die Bedürfnisse der aktiven Mobilität müssen verstärkt im ordnungspolitischen und rechtlichen rahmen sowie in der Infra-
struktur- und raumplanung berücksichtigt werden. Die Qualität der gebauten Umwelt übt einen Einfluss auf die Mobilität aus,
etwa durch die Attraktivität von Fuß- und radwegen. Maßnahmen der raumordnung und der raumplanung sind daher von
hoher relevanz für die Mobilität und damit stark klimarelevant.

Die raumordnung muss künftig das Ausmaß der durch eine bestimmte Siedlungs- und Gewerbegebietsentwicklung induzier-
ten Mobilität als Kriterium für die Planung aufnehmen und durch entsprechende Maßnahmen umsetzen. Die Begünstigung des
Umwelt-verkehrs-verbunds, die Steigerung der Aufenthaltsqualitäten im öffentlichen raum sowie die Stärkung der Standort-
qualitäten für Handel und Gewerbe sollen durch die Bewirtschaftung des ruhenden verkehrs erreicht werden. Besondere 
Beachtung ist dabei einer reform der Stellplatzverordnungen, der Errichtung von radabstellanlagen mit definierten Mindest-
standards wie Zugänglichkeit und witterungsschutz, den Infrastrukturen für E-Mobilität sowie einer Bevorzugung für alterna-
tive Mobilitätsformen (Fußwege, Fahrrad, Car-Sharing) zu schenken.

natürliche ressourcen nutZen

Die Bundesregierung bekennt sich zu einer wettbewerbsfähigen, flächendeckenden und multifunktionalen Land- und Forst-
wirtschaft auf Basis bäuerlicher Betriebe. Die Land- und Forstwirtschaft steht vor der Herausforderung, Strategien und Lösun-
gen zu Klimaschutz und Klimawandelanpassung zu finden und gleichzeitig den gesellschaftlichen Anforderungen in Bezug auf
Lebensmittel- und rohstoffversorgung sowie auf tierschutz gerecht zu werden. Aufgrund der überwiegenden Methan- und
Lachgasemissionen aus viehzucht, Düngemitteleinsatz und Bodenbearbeitung weist sie Besonderheiten gegenüber Sektoren
mit vornehmlich energiebedingten Co2-Emissionen auf. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist in Österreich auch ein wichtiger Lieferant nachwachsender ressourcen (sowie deren Abfall-
produkte) für die heimische Energieversorgung. Insbesondere wälder spielen eine wichtige rolle im globalen Klimasystem. Mit
der Aufnahme des Sektors Landnutzung in die EU-Klimaziele für 2030 (LULUCF-vo) erfolgt nun eine umfassendere Einbin-
dung der Emissions- und Kohlenstoffspeicherung aus Land- und Forstwirtschaft in die nationale Klimabilanz. Maßnahmen
zum Schutz und Aufbau der biogenen Kohlenstoffspeicher – etwa im wald, Grünland und Ackerland – werden dementspre-
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chend als Beiträge zum Klimaschutz angerechnet. Mit jenen Maßnahmen, die im Bereich des Landnutzungssektors wirksam
sind, soll das nationale Ziel bis 2030 gem. Artikel 4 der LULUCF-vo für Österreich erreicht werden. In Zukunft soll eine 
stärkere orientierung der zukünftigen EU-Agrarpolitik und ihrer Instrumente an umwelt- und klimapolitischen rahmenbedin-
gungen unterstützend wirken.

Mit den Maßnahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und dem Masterplan für den ländlichen raum sollen die vielfältigen und
leistungsstarken ländlichen regionen Schlüsselbeiträge für die transformation des Energiesystems leisten:
- - -     Ausmaß der Agrarflächen, insbesondere Grünlandflächen, und deren Produktivität erhalten.
- - -     Flächenverbrauch verantwortungsvoll steuern und Flächenverlust/-versiegelung7 reduzieren.
- - -     Maßnahmen für eine nachhaltige Steigerung des Holzeinschlages auf bis zu maximal 26 Millionen vfm.i.r8, unter 
          Sicherstellung einer langfristigen Stabilisierung bzw. weiteren Zunahme des Holzvorrates und Einhaltung des referenz-
          wertes aus der EU verordnung zu Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (LULUCF-vo). 
- - -     Maßnahmen zur Steigerung der stofflichen Nutzung von heimischem Holz als Baustoff, etwa im öffentlichen raum sowie 
          Nutzung vielfältiger Möglichkeiten im rahmen der Bioökonomie.
- - -     Standortgerechte, an die jeweiligen Umweltbedingungen angepasste Produktion und Nutzung des landwirtschaftlichen 
          Bodens und Schutz der natürlichen ressourcen (Erhalt der Bodenfruchtbarkeit, geringere Umweltbelastung, effizienter 
          Betriebsmitteleinsatz, Kreislaufwirtschaft, Gewässerschutz).
- - -     regionalität und Saisonalität der Produkte (kurze transportwege, geringere Lagerdauer, weniger Lebensmittelabfälle) 
          forcieren.
- - -     reduzierung der CH4- und N2o-Emissionen, durch tierschutzgerechte verbesserungen in der tierhaltung, nährstoff-
          angepasste Fütterung und optimierungen entlang der gesamten Düngungskette, insbesondere durch verlustminderung 
          bei Entmistung, Lagerung, Ausbringung und Einarbeitung.
- - -     Gezielter Humusaufbau in österreichischen Böden und Ausweitung des Biolandbaus, wo regional sinnvoll und 
          zielführend machbar, unter anderem durch Bodenbedeckung und Erosionsschutz.

7 Auftrag an die raumordnung und die Flächenwidmung hinsichtlich reduktion des Flächenverbrauchs landwirtschaftlich nutzbarer Böden und 
vermeidung der Bodenversiegelung.
8 vorratsfestmeter in der rinde.
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6. LEUCHttURMPROJEKTE

um Den proZess der integrierten Klima- und Energiestrategie auf den weg zu bringen, hat sich die Bundes-
regierung folgende Maßnahmen als erste wesentliche Schritte vorgenommen.

LEUCHttURM 1: EFFIZIENTE GÜTERVERKEHRS-
LOGISTIK  

ausgangslage

Güterverkehr und -mobilität sind eine wichtige voraussetzung für wirtschaftlichen Fortschritt und gesellschaftlichen wohl-
stand. Der verkehr gilt aber auch als einer der Hauptverursacher von negativen Umweltauswirkungen. Speziell dem Güterver-
kehr wird dabei ein signifikanter Anteil zugeschrieben. Die Erarbeitung des „Gesamtverkehrsplan für Österreich” im Bereich
Güterverkehr und Logistik durch das BMvIt erfolgte unter breiter Einbindung von vertretern der Industrie-, Handels-, trans-
port- und Logistikdienstleistungsunternehmen sowie Sozialpartnern und wissenschaftlerinnen und wissenschaftlern.

Auf Basis der Analyseergebnisse und der Diskussionen in den Arbeitsgruppen wurde ein umfassender Maßnahmenkatalog 
erarbeitet mit den prioritären Zielen, 
- - -     die wettbewerbsfähigkeit des österreichischen Güterverkehrs- und Logistiksektors zu steigern, 
- - -     die Standortattraktivität zu erhöhen sowie 
- - -     soziale und ökologische Nachhaltigkeit sicherzustellen.

Damit wurden die vorarbeiten zur Konkretisierung der verkehrspolitischen Strategie des Gesamtverkehrsplans im Bereich 
Güterverkehr und Logistik abgeschlossen und gleichzeitig der Grundstein für die Umsetzung eines konkreten Maßnahmen-
katalogs gelegt.

ZielBilD

Die öffentliche Hand, sowie die Logistik- und transportindustrie verfolgen das Ziel, die bestehende und zukünftige verkehrs-
nachfrage effizienter abzuwickeln, negative Effekte des Güterverkehrs zu reduzieren und ein qualitativ hochwertiges verkehrsan-
gebot zu gewährleisten. trotz der erwarteten Zunahme des Güterverkehrs muss hier eine Effizienz des Gesamtverkehrssystems
sichergestellt werden, die auch die speziellen Anforderungen der Gütermobilität berücksichtigt.

massnahmen 

maßnahme 1: effiziente güterverkehrslogistik 
Die Logistikförderung zielt auf die Unterstützung ganzheitlicher Ansätze unter Berücksichtigung der speziellen Anforderungen
von Güterverkehr und Logistik ab. Dies betrifft die Anforderungen des urbanen wirtschafts- und Güterverkehrs (z.B. zur 
Bewältigung von speziellen Herausforderungen wie der verkehrsflächenknappheit, Lieferzeit/Lieferortbeschränkungen,
Schnittstellenprobleme, Kostendruck, Emissionsreduktionen, etc.) ebenso wie die Umsetzung gesamthafter Konzepte im 
ruralen raum.
maßnahme 2: forschung und technologieentwicklung sowie größere pilot-/Demovorhaben in den Bereichen 
automatisierung und organisation zur energieeffizienten güterlogistik
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LEUCHttURM 2: STÄRKUNG DES SCHIENEN-
GEBUNDENEN ÖFFENTLICHEN VERKEHRS (ÖV)

ausgangslage

In Ballungsräumen besteht grundsätzlich ein großes Potenzial für die verlagerung von Kfz-verkehr auf den öffentlichen verkehr
(Öv). Hohe Angebotsdichten sind wirtschaftlich gerechtfertigt und machen den Öv attraktiv. obwohl auf der bestehenden In-
frastruktur mit weiteren Bestellungen von Öv-verkehrsleistungen ein besseres Angebot erreicht werden könnte, unterbleiben
derzeit diese Bestellungen aufgrund begrenzter finanzieller Möglichkeiten der Gebietskörperschaften.

Gerade im Ballungsraum bietet die Öv-Infrastruktur aber nicht durchgängig ausreichende Kapazitäten für eine weitreichende
verlagerung. Es existieren Projektideen und vorschläge mit hohen verlagerungspotenzialen, deren Finanzierung noch nicht 
gesichert ist, darunter fallen beispielsweise:
- - -     Im Bereich von ÖBB-Strecken eine Kapazitätssteigerung im und um den Bahnknoten wien, unter anderem zur verdich-
          tung des Nahverkehrs: darunter die Projekte „Flughafenspange”, viergleisiger Ausbau Meidling-Mödling, Laaer-Berg 
          tunnel, Ausbau der Simmering-Praterkai, innere Aspangbahn). 
- - -     Sonstige städtische Bahnprojekte (Straßenbahn, Stadtbahn, U-Bahn) in und um wien, Graz, Salzburg, Linz, Innsbruck.

Als öffentlicher verkehr mit hohem verlagerungspotenzial gelten auch Nachtzugverbindungen, die Leistungen im Flugverkehr
einsparen können. Mit relativ geringen (Initial-) Unterstützungen könnten neue verbindungen aufgebaut werden. 

ZielBilD

treibhausgaseinsparung aufgrund der veränderung des Modal Split zugunsten des Öv (je nach Höhe der erzielten Einsparung
unterschiedliche Budgetauswirkung)

massnahme

Finanzierung von infrastrukturellen und betrieblichen (bestellerseitigen) Maßnahmen zur Förderung des schienengebundenen
Öv in Ballungsräumen.

LEUCHttURM 3: E-MOBILITÄTSOFFENSIVE
ausgangslage

E-Mobilität bietet viele wachstumsmöglichkeiten in den Bereichen Fahrzeugproduktion, Ladeinfrastruktur und Produktions-
technologien, ebenso für neue Dienstleistungen und Mobilitätsservices. Die österreichische Automobilbranche kann durch den
Ausbau der E-Mobilität bis zu 34.000 Jobs und 3,1 Milliarden Euro an wertschöpfung bis 2030 generieren. Der Anteil von 
E-Fahrzeugen bei den PKw-Neuzulassungen beträgt aktuell 2,25 %, im PKw-Gesamtbestand 0,39 %. 

Das Netz der ÖBB Infrastruktur AG ist aktuell zu etwa 73 % elektrifiziert, mit der Umsetzung bereits beschlossener Maßnah-
men wird der Elektrifizierungsgrad im Netz der ÖBB auf ca. 79 % steigen. 

Dennoch bestehen weiterhin ungenutzte Umsetzungspotenziale aufgrund des Fehlens von ganzheitlichen systemischen Mobili-
tätslösungen und vieler offener Forschungsfragen bezüglich reichweite, Kosten oder Batterietechnologie. Die Bundesregierung
hat sich daher vorgenommen, rahmenbedingungen für Co2-arme Mobilität mit Schwerpunkt E-Mobilität zu schaffen und Ent-
wicklungsziele für die Elektromobilität zu definieren, um die Elektromobilität auszubauen.
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ZielBilD

Bis zum Jahr 2050 will Österreich einen weitgehend Co2-neutralen verkehrssektor erreichen. Im Straßenverkehr soll mittel- 
bis langfristig der Umstieg überwiegend auf Nullemissionsfahrzeuge auf Basis von erneuerbarer Energie sowie auf Niedrigst-
emissionsfahrzeuge erfolgen. Hierfür sollen u.a. rahmenbedingungen geschaffen werden, die bis 2030 eine Schwerpunktver-
schiebung hinzu emissionsfreien Neuzulassungen von Fahrzeugen ermöglichen. 

Bis 2030 soll der Elektrifizierungsgrad der ÖBB-Strecken auf 85 % steigen. Dafür müssen im Schnitt jährlich rund 50 km an 
bestehenden Bahnstrecken elektrifiziert werden, bei Privatbahnen jährlich 20 km. Bis 2030 soll auch der Anteil an E-Bussen und
E-Nutzfahrzeugen signifikant gesteigert werden. Die Mobilitätskonzepte von Städten, Gemeinden und regionen sowie Unter-
nehmen werden mit den E-Mobilitätskonzepten angepasst und neu aufgesetzt.

massnahmen

Die Umsetzung der folgenden Maßnahmenbündel dieses Leuchtturms soll in Form einer konzertierten breiten E-Mobilitäts
offensive erfolgen. Auf Bundesebene sollen das BMvIt und das BMNt in Kooperation mit Ländern, Gemeinden, Fahrzeug-
wirtschaft, Mobilitäts- und Logistikunternehmen die Umsetzung unter Nutzung der bestehenden Förderrichtlinien, Förder-
instrumente und Abwicklungsstellen durchführen.

maßnahmenbündel 1: e-mobilität für straßenfahrzeuge und infrastruktur
Dieses Maßnahmenbündel umfasst im Fahrzeugbereich neue Schwerpunkte wie E-Nutzfahrzeuge und E-Busse sowie eine
starke Infrastrukturkomponente (z.B. Ladeinfrastruktur für E-Busse). Für die E-Fahrzeugförderung soll das Modell der 
Co-Finanzierung mit der Fahrzeugwirtschaft weiter ausgebaut werden. wesentliche zusätzliche Komponenten dieses Pakets
sind auch verbesserungen zur Erhöhung der Alltagstauglichkeit, zum Abbau von Barrieren sowie zur Forcierung privater 
Investitionen. Dazu zählt insbesondere die Anpassung des wohnrechts, um Ladestationen in Mehrparteienhäusern leichter 
realisieren zu können. Darüber hinaus sind weitere Erleichterungen im Straßenverkehr geplant (z.B. Ausnahme von
IG-L-Beschränkungen, Ausnahme von Fahrverboten).

maßnahmenbündel 2: e-mobilität auf der schiene
Über die Elektrifizierung von Eisenbahnstrecken hinaus ist ein neuer Forschungsschwerpunkt für die Dekarbonisierung der
Bahn (Batterie oder Brennstoffzelle für traktionszwecke) geplant. 

maßnahmenbündel 3: e-mobilitätsmanagement, e-flotten und e-logistik
Eine erfolgreiche Einführung der E-Mobilität erfordert parallel zu den fahrzeugtechnischen und infrastrukturellen Maßnahmen
ein intelligentes Mobilitätsmanagement zur Integration der E-Mobilität in bestehende Mobilitätskonzepte der Länder, Städte
und Gemeinden sowie in die Logistik der Unternehmen. Mithilfe eines  E-Mobilitätsmanagements können viele Co2-neutrale
bis hin zu emissionsfreien Mobilitätslösungen und Mobilitätsservices realisiert werden wie beispielsweise E-Carsharing, E-taxi-
systeme, bedarfsorientierte E-Mobilitätservices, elektrische Bedarfsbusangebote, E-Bikeverleihsysteme, E-Zustellservices oder
Logistik. Mit diesem Maßnahmenbündel soll neuen E-Mobilitätsservices zum Durchbruch verholfen werden. Insbesondere
sollen die Akteure im verkehrsbereich (Städte, Gemeinden, regionen, tourismus, Unternehmen, Flottenbetreiber, Mobilitäts-
anbieter, Logistiker, verbände) durch Anreize und Mobilitätmanagement zur Einführung von E-Mobilität motiviert sowie bei
transformation und Umsetzung der E-Mobilität mit Anreizen und Förderinstrumenten unterstützt werden. Dadurch können
positive Systemwirkungen im verkehrs- und Mobilitätssystem sowie in der raum- und wirtschaftsstruktur nachhaltig ausgelöst
und positive wirtschafts- und Beschäftigungsimpulse gesetzt werden.
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LEUCHttURM 4: THERMISCHE 
GEBÄUDESANIERUNG

ausgangslage

Heizung und warmwasserbereitung in Gebäuden (wohn- und betriebliche Gebäude) verursachen derzeit rund 16 % der öster-
reichischen treibhausgasemissionen in Sektoren außerhalb des Emissionshandels. Der trend war seit 2005 deutlich sinkend 
(-35 %), ausgelöst insbesondere durch thermische Sanierungen und Umstellungen auf erneuerbare Energieträger. Zudem um-
fassen Heizung, warmwasser und Kühlung in Gebäuden rund 27 % des gesamten österreichischen Endenergiebedarfs. Großes
Potenzial für Sanierungen besteht insbesondere im Bereich des Gebäudebestands aus den 1950er bis 1980er Jahren. Die 
Erreichbarkeit dieser objekte für Förderungsangebote wird zunehmend schwieriger, unter anderem aufgrund von Eigentums-
struktur und Interessenskonflikten zwischen Eigentümern und Nutzern.

ZielBilD

Längerfristig besteht somit noch ein erhebliches Co2-Einsparungspotenzial im Gebäudesektor. Bis 2030 wird eine reduktion
um zumindest 3 Millionen tonnen Co2-Äquivalent (von derzeit rund 8 auf unter 5 Millionen tonnen) angestrebt, bis 2050 soll
ein möglichst Co2-freier und energieeffizienter Gebäudebestand erreicht werden. Die Sanierungsrate von derzeit rund 1 % soll
auf durchschnittlich 2 % im Zeitraum 2020 bis 2030 angehoben werden. Mehr als 1 Million tonnen an Co2-Einsparungs-
potenzial kann unmittelbar durch thermische Sanierungsmaßnahmen (ohne Heizungstausch) erzielt werden. Dies erfordert ein
Zusammenwirken von Förderungsangeboten, baurechtlichen Adaptierungen und zivilrechtlichen weichenstellungen.

massnahmen

- - -     Konsequente Umsetzung der Anforderungen der EU-Gebäuderichtlinie in Bezug auf die Sanierung von Gebäuden (lang-
          fristige nationale renovierungsstrategien, sozial verträgliche Sanierungsauflagen, insbesondere bei Maßnahmen mit kurzer 
          Amortisationszeit). 
- - -     Förderung der gesamthaften thermischen Sanierung von wohngebäuden aus Mitteln der wohnbauförderung auf der 
          Grundlage von gemeinsamen Mindestanforderungen (Art. 15a-vereinbarung Klimaschutz im Gebäudesektor).
- - -     „Add-on” Förderung durch den Bundes-Sanierungsscheck für Best-Practise bzw. „Musterhaussanierungen” (klimaaktiv 
          Goldstandard, ökologisch nachhaltige Baustoffe, Energiespeicher…).
- - -     „Maßgeschneiderte” Sanierungsförderung für betriebliche Gebäude durch Förderinstrumente des Bundes.
- - -     wohnrechtliche Anpassung zur Erleichterung von Sanierungsmaßnahmen (wohnungseigentumsgesetz, Mietrechtsgesetz).
- - -     Förderung der Sektorkopplung in Gebäuden beispielsweise mittels intelligenter E-Ladeinfrastruktur im/am Gebäude 
          (über die Anforderung der EU-Gebäuderichtlinie hinausgehend).
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LEUCHttURM 5: ERNEUERBARE WÄRME
ausgangslage

Heizung und warmwasserbereitung in Gebäuden (wohn- und betriebliche Gebäude) verursachen derzeit rund 16 % der öster-
reichischen treibhausgasemissionen in Sektoren außerhalb des Emissionshandels. Der trend war seit 2005 deutlich sinkend 
(-35 %), ausgelöst insbesondere durch thermische Sanierungen und Umstellungen auf erneuerbare Energieträger. Zudem 
umfassen Heizung, warmwasser und Kühlung in Gebäuden rund 27 % des gesamten österreichischen Endenergiebedarfs. 
Heizungsanlagen, die mit fossilen Brennstoffen (Öl, Gas) betrieben werden, spielen immer noch eine erhebliche rolle, auch
wenn der Anteil erneuerbarer Energieträger in den letzten Jahren gestiegen ist. Derzeit sind österreichweit noch ca. 700.000 Öl-
heizungen im Einsatz, deren Alter bei durchschnittlich über 20 Jahren liegt. Gasheizungen spielen in Österreich heute eine noch
bedeutendere rolle; zudem wird Erdgas weiterhin auch im Neubau vielerorts eingesetzt. 

ZielBilD

Der Gebäudesektor muss in den nächsten Jahrzehnten den Energiebedarf (wärme und Kälte) drastisch senken. Gleichzeitig
sind fossile Energieträger sukzessive durch erneuerbare Energie zu ersetzen. In den nächsten 20-30 Jahren sollen Ölheizungen
gänzlich aus dem wärmemarkt verdrängt werden. Dazu müssen die notwendigen Schritte möglichst umgehend eingeleitet 
werden. Bis 2030 können bei einer Umstellung der Ölheizungen auf Heizungssysteme auf Basis erneuerbarer Energie gut 
2 Millionen tonnen Co2 gegenüber dem heutigen Stand eingespart werden, weitere 1,5 Millionen tonnen bis ca. 2045. 
Der Ausstieg aus der verwendung von Erdgas im Heizungsmarkt wird sich über einen längeren Zeitraum hinziehen, da vor
allem in Ballungsräumen teils nur eingeschränkte Systemalternativen vorhanden sind.

massnahmen

- - -     Bund und Länder erarbeiten eine gemeinsame wärmestrategie, die den Fokus auf eine deutliche Senkung des 
          wärmeenergiebedarfs der Gebäude sowie auf den Ersatz von fossilen Energieträgern durch erneuerbare Quellen 
          und hocheffiziente Fernwärme legt. Dazu sind die Baustandards für Neubau und Sanierung laufend auf den 
          besten verfügbaren technischen Stand anzupassen.
- - -     Einen wesentlichen teil dieser wärmestrategie bildet der langfristige, sozial verträgliche und vollständige 
          Umstieg von Ölheizungen auf erneuerbare Energieträger.
- - -     Der Ausstieg aus Ölheizungen im Neubau soll in allen Bundesländern ab spätestens 2020 erfolgen (Baurecht). 
- - -     „Erneuerbaren Gebot”: Beim Ersatz bestehender Ölkessel sollen erneuerbare Energieträger zum Einsatz kommen. 
- - -     Sozial verträglicher Ausstieg aus dem Ölheizungsbestand ab spätestens 2025, beginnend mit Kesseln, die älter als 
          25 Jahre sind. 
- - -     Konsequente und harmonisierte Umsetzung der Anforderungen der EU-Gebäuderichtlinie in Bezug auf die 
          „Alternativenprüfung” bei Neubau und Sanierung – damit werden auch Gasheizungen sukzessive durch 
          erneuerbare Alternativen ersetzt werden, wo dies sinnvoll und zumutbar ist.
- - -     Entsprechend dem Gebäudeheizwärmebedarf sind adäquate Auswahlmöglichkeiten erneuerbarer Heizsysteme in 
          der Bauordnung vorzusehen.
- - -     Schaffung attraktiver Förderungsangebote, um Anreize für den vorzeitigen Ausstieg aus fossilen Energieträgern 
          zu geben und soziale Härten zu vermeiden. Gesamthafte Sanierungen (Gebäudehülle und Heizungssystem in 
          abgestimmter weise) sollen besonders begünstigt werden.
- - -     Forcierte Umstellung von fossilen Heizungssystemen in öffentlichen Gebäuden auf erneuerbare Heizungs-
          systeme (vorbildfunktion der öffentlichen Hand). 
- - -     Speicherung von Energie (wärme und Strom) über Bauordnung und Förderangebote vorantreiben. 
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LEUCHttURM 6: 100.000-DÄCHER PHOTOVOLTAIK 
UND KLEINSPEICHER-PROGRaMM

ausgangslage

Photovoltaik-Anlagen leisten einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen Stromerzeugung. Dachflächen von Häusern und Unter-
nehmen bieten derzeit ungenutztes Potenzial für die Gewinnung von Strom aus Sonnenenergie. Im Jahr 2016 konnte in 
Österreich eine ausgebaute Leistung im Bereich der Photovoltaik von 1.096 Mw erreicht werden. So wurden in diesem Jahr
1.096 Gwh Strom erzeugt. Dennoch entsprach die Erzeugungsquote lediglich einem Anteil von 1 % am heimischen, erneuer-
baren Endverbrauch. Entsprechend der Zielsetzung, auf heimische erneuerbare Energieträger zu setzen, wird der weg, mit dem
beispielsweise gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen ermöglicht werden, konsequent weitergegangen werden.

In Österreich gibt es derzeit rund 125.000 Photovoltaik-Anlagen, die 1.096 Gwh Strom erzeugen. Durch die Errichtung und
den Betrieb von Pv-Anlagen werden jährlich etwa 3.400 Arbeitsplätze geschaffen bzw. erhalten sowie ein Umsatz von 500 Mil-
lionen Euro generiert . Durch diese Anlagen werden jährlich bereits über 400.000 tonnen an Co2 Emissionen eingespart. Auch
ist die öffentliche Akzeptanz für Photovoltaik sehr groß: 83 % der Österreicherinnen und Österreicher wollen Strom aus Öster-
reich und 95 % wollen sogenannten Grünstrom.

ZielBilD

In Zukunft werden Gebäude nicht nur hohe energetische Standards aufweisen, sondern vor allem aktiv zur Bereitstellung von
Energie und deren Speicherung für die Eigenversorgung beitragen. Dafür sollen verfügbare Flächen bei Gebäuden (insbeson-
dere Neubau und Sanierung) für gebäudeintegrierte Photovoltaik bestmöglich genutzt werden. Der Ausbau von Photovoltaik
dient der Erhöhung der Eigenversorgung und leistet somit auch einen Beitrag zur systemischen Entlastung des verteil- und
Übertragungsnetzes. Ergänzend zu den Investitionsförderungen des 100.000-Dächer Photovoltaik und Kleinspeicher-
Programms soll eine Steuerbefreiung für den Eigenverbrauch von selbst erzeugtem Strom sowie die Beseitigung von Investitions-
hindernissen im wohn- und Anlagenrecht, Gebäude als Energieerzeuger unterstützen. Dieser Impuls wird sowohl für 
Konsumentinnen und Konsumenten als auch für Unternehmen den kosteneffizienten Ausbau von Photovoltaik beschleunigen.

massnahmen

- - -     Das 100.000-Dächer Photovoltaik und Kleinspeicher-Programm soll eine Investitionsförderung zur verfügung 
          stellen, die Anreize zu einer verstärkten Nutzung der Dachflächen durch Photovoltaik-Module für Privatpersonen 
          und wirtschaftstreibende setzt (Energiegesetz Neu).
- - -     Eigenstromsteuer streichen: Bereits derzeit ist die Eigenstromproduktion der ersten 25.000 kwh steuerbefreit. Damit sind 
          vor allem Kleinerzeuger (private sowie kleinere Unternehmen) bereits jetzt steuerlich begünstigt. wirtschaft und Private 
          sollen auf ihren Dächern vermehrt Photovoltaik-Module zur Energiegewinnung einsetzen. Der wegfall der Eigenstrom-
          steuer soll im rahmen der Steuerstrukturreform behandelt werden.
- - -     Beseitigung von Investitionshindernissen im wohn- und Anlagenrecht. Dies betrifft Zustimmungserfordernisse bei 
          Gemeinschaftsanlagen sowie Genehmigungsfreistellung von Photovoltaikanlagen auf Gewerbedächern (MrG, wEG, 
          wGG).
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LEUCHttURM 7: ERNEUERBARER WASSERSTOFF 
UND BIOMETHAN

ausgangslage

Die Nutzung von wasserstoff auf Basis erneuerbarer elektrischer Energie ermöglicht den weg hin zu einer Dekarbonisierung
von energieintensiven Industriezweigen und bietet sich als hervorragender langfristiger Energiespeicher an (Sommer/winter),
um Stromfluktuationen bei wind und Photovoltaik abzufedern. Österreich als zentrale Energiespeicherregion (geologische 
voraussetzungen), als Knotenpunkt im Energietransport, als volkswirtschaft mit starker Industrie und als bedeutender Standort
für erneuerbare Energieträger ist perfekt für die Nutzung dieses Energieträgers geeignet.

Derzeit ist Erdgas, mit einem dicht ausgebauten Erdgasverteilungsnetz, ein bedeutender Energieträger in Österreich. Es gilt 
diesen sukzessive durch erneuerbares Gas, wie Einspeisung von wasserstoff und Biogas, zu ersetzen.

ZielBilD

Mit dem Energieträger wasserstoff wird die Integration von erneuerbaren Energien unterstützt, was daher ein wesentlicher 
Faktor für ein Gelingen der transformation der Energiesysteme darstellt. wasserstoff soll die Netzstabilität durch dezentrale
Elektrolyseure sowie eine Langfristspeicherung von erneuerbaren Energien unterstützen. Gleichzeitig soll mit einer kosteneffi-
zienten Produktion von wasserstoff der Ersatz von fossilen Energien in der energieintensiven Industrie vorangetrieben werden.

Für die Produktion von Biogas soll die rohstoffversorgung insbesondere aus den Bereichen Landwirtschaft, Abfall/Kompost-
und Abwasserwirtschaft kommen. Ein wesentlicher zusätzlicher Nutzen liegt in der potenziellen vermeidung von Methanemis-
sionen aus der Landwirtschaft (Gülleverwertung) sowie in der Gewinnung von Dünger aus dem Gärrestanfall.

massnahmen

- - -     Die Langfristspeicherung von Strom durch wasserstoff soll ermöglicht und begünstigt werden. Dafür soll geprüft werden, 
          ob branchennahe Zukunftsinvestitionen der Kohlenwasserstoffindustrie (z.B. Power-to-Gas) bei der Berechnung der 
          Förderzinse angerechnet werden können (Mineralrohstoffgesetz).
- - -     Die Produktion von wasserstoff mittels Elektrolyseanlagen soll die Überschussenergie aus der zusätzlichen Erneuerbaren-
          Produktion abfedern. Durch eine verknüpfung von Erneuerbaren-Förderung mit der Bereitstellung von Speicher-
          kapazitäten soll der Ausbau von Speichern bei gleichzeitig verstärkter volatilität im Strommarkt forciert werden 
          (Energiegesetz Neu).
- - -     Begünstigte Einspeisung von wasserstoff/Biogas in das Erdgasnetz (Energiegesetz Neu).
- - -     Infrastruktur für wasserstoff und Biogas forcieren: Um nicht-fossile Energieträger zu forcieren und rechtssicherheit für 
          Investoren zu schaffen, sollen wasserstoff und Biogas dem Erdgasabgabengesetz zugeordnet werden. Dadurch soll für diese 
          Energieträger eine steuerliche Begünstigung entstehen.
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LEUCHttURM 8: GREEN FINANCE
ausgangslage

Das von Österreich ratifizierte Pariser Klimaübereinkommen sieht – neben der Beschränkung des Anstiegs der Erdtemperatur
unter 2° C und einer klimawandelresilienten Entwicklung – gemäß Artikel 2.1.c auch vor, dass „die Finanzmittelflüsse in Ein-
klang gebracht werden mit einem weg hin zu einer hinsichtlich der treibhausgase emissionsarmen und gegenüber Klima-
änderungen widerstandsfähigen Entwicklung”. Unter dem Stichwort „Green Finance” gilt es nun zu analysieren, welche Poten-
ziale für den Privatsektor am Standort Österreich vorliegen und welche „Green Finance”- Instrumente (u.a. Green Bonds) in
welchem Ausmaß zur Einhaltung der EU Klima- und Energieziele beitragen können. wichtige, potenzielle Zielbereiche sind
unter anderem die Sektoren Energie und Gebäude bzw. die generelle Infrastruktur. wesentlich ist jedenfalls eine kosteneffektive
Mobilisierung privaten Kapitals unter vermeidung von Marktverzerrungen und der Sicherstellung der Finanzmarktstabilität.

ZielBilD / massnahmen

Auf Basis einer umfassenden Marktanalyse und unter direkter Einbindung des Privatsektors wird in Abstimmung mit dem 
Aktionsplan der Europäischen Kommission zu Nachhaltigen Finanzierungen eine österreichische „Green Finance” Agenda ent-
wickelt. Hierfür werden – neben der Identifikation relevanter Finanzinstrumente – fundierte Nachhaltigkeitskriterien im Sinne
der Zielvorgaben des Pariser Übereinkommens erarbeitet (verstärkte Ausrichtung auf Impact). Dabei gilt es letztlich, das risiko
von Stranded Investments zu minimieren und Anreizstrukturen für Investitionen in klimafreundliche Infrastrukturen, im Ein-
vernehmen mit dem BMF,  zu schaffen.   

LEUCHttURM 9: 
ENERGIEFORSCHUNGSINITIATIVE 1 – BAUSTEINE 
FÜR DIE ENERGIESYSTEME DER ZUKUNFT

ausgangslage

Die zukünftigen Energiesysteme werden aus vernetzten teilsystemen bestehen, die eine vielzahl von technologien und Akteu-
ren integrieren müssen. Durch technologieoffene, missionsorientierte Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkte sollen er-
folgreiche technologien und Lösungen entwickelt werden, mit denen sich Österreich als Innovations-Leader auf den globalen
technologiemärkten positionieren kann. Neben der Integration über Energieträger und Infrastrukturen spielt das Zusammen-
wirken verschiedener Branchen und Sektoren (Mobilität, Gewerbe und Industrie, Landwirtschaft …) eine ebenso wichtige
rolle wie das Ineinandergreifen unterschiedlicher Innovationssysteme (z.B. regionale Akteure und globale Start-Ups). In ver-
bindung mit den technologischen werden auch ökonomische und organisatorische Fragen zu lösen sein. Akzeptanzprozesse
und Nutzerverhalten müssen besser verstanden und berücksichtigt werden. Die frühzeitige Einbindung zukünftiger Bedarfs-
träger in Co-creation Prozesse und vergleichbare Formate wird dabei für den nachhaltigen Erfolg entscheidend sein.

ZielBilD

plus energie areale, die durch optimierung der baulichen Infrastruktur - höchste Effizienz in allen Bereichen des energeti-
schen Endverbrauchs sowie die Entwicklung geeigneter Geschäftsmodelle - in der Lage sind, ihren gesamten Energiebedarf aus
erneuerbaren Quellen zu decken. Sie stellen eine wichtige voraussetzung für Co2-neutrale Städte und urbane räume dar. Dabei
wird Energie aus lokaler Erzeugung durch Flexibilisierung des Endverbrauchs in verbindung mit der Nutzung von Speichern
und Synergieeffekten von Infrastrukturen überwiegend lokal genutzt.
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intelligente systeme und netze, die in absehbarer Zeit bis zu 100 % erneuerbare Energie in der lokalen und regionalen 
Energieversorgung ermöglichen und die teilnahme von Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürgern an regionalen wert-
schöpfungsketten und überregionalen Märkten unterstützen. Derartige Systeme und Netze sind eine wichtige voraussetzung
für die Flexibilisierung der Energiesysteme zur sektor-, energieträger- und inftrastrukturübergreifenden Integration, Bereitstel-
lung und Nutzung signifikant hoher Anteile erneuerbarer Energie. Sie befähigen Gemeinden und regionen zur Umsetzung am-
bitionierter Energieziele, zum Aufbau regionaler wertschöpfungsketten sowie zur teilnahme am überregionalen
Energieaustausch. 

Break-Through technologien für die industrie, die eine sprunghafte reduktion von rohstoff- und Energieverbrauch,
deutlich geminderte Emissionen sowie höhere rohstoff- und Energieunabhängigkeit bei gleichem output ermöglichen. Sie
sind eine wichtige voraussetzung für die Dekarbonisierung industrieller Prozesse und Produkte, insbesondere auch in der 
energieintensiven Industrie. Die neuen Produkte und Prozesse sollen auf die hocheffiziente Nutzung der eingesetzten Energien
und ressourcen möglichst in kaskadischer Nutzung fokussieren sowie die Abstimmung des Energiebedarfs von industriellen 
Anlagen und der Energieversorgung aus fluktuierenden erneuerbaren Energien ermöglichen. Dabei spielen Fragestellungen im 
Zusammenhang mit der Co2-neutralen Stahlerzeugung eine ebenso wichtige rolle wie die auf biobasierten rohstoffen aufbau-
enden Prozesse und Produkte.

energieeffiziente mobilitätssysteme der Zukunft 
Intensive Mobilitätsforschung ist notwendig, um die verpflichtenden EU-Ziele zu erfüllen und Strafzahlungen zu vermeiden.
Gleichzeitig ist die wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Automotive- und Aeronautik-Industrie im laufenden technologi-
schen Umbruch in richtung Elektromobilität, Leichtbau sowie automatisierten verkehr durch F&E-Förderung zu sichern
sowie organisatorische und soziale Innovationen zu nutzen. weiters gilt es, EU-Initiativen wie jene für eine Batteriezellenpro-
duktion in Europa durch komplementäre nationale Förderprogramme zu begleiten, um der E-Mobilität zum Durchbruch zu
verhelfen. Darüber hinaus ist die heimische Industrie in internationale wertschöpfungsketten im Gesamtsystem Batterie-Fahr-
zeug-Energieversorgung von der Herstellung bis zum recycling zu integrieren. 

massnahmen

- - -     FtI Förderprogramme (technologiereifegrade - trL 1 bis 8)
- - -     Aktivierung europäischer Fördermittel (z.B. SEt-Plan, EU rahmenprogramm)
- - -     Beteiligungen an europäischen und internationalen Kooperationen wie EU Strategieplan für Energiete-
          chnologien (SEt-Plan) oder Internationale Energieagentur
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LEUCHttURM 10: 
ENERGIEFORSCHUNGSINITIATIVE 2 – PROGRaMM 
MISSION INNOVATION AUSTRIA

ausgangslage

Um die Umsetzung auf europäischen Heimmärkten zu stimulieren und die internationale Sichtbarkeit österreichischer Lösun-
gen auf globalen Märkten zu erhöhen, ist die großflächige Erprobung von technologien und Lösungen im realbetrieb erforder-
lich. Dieser Living-Lab Ansatz ist bei der erforderlichen transformation der Energie- und Mobilitätssysteme wichtig, da die
Umsetzung der Forschungsergebnisse oft bei Implementierung in realumgebungen oder bei der Skalierung scheitert.

ZielBilD

In großflächigen testregionen werden mit innovativen Energietechnologien aus Österreich Musterlösungen für intelligente, 
sichere und leistbare Energie- und verkehrssysteme der Zukunft entwickelt und demonstriert. Ausgehend von den drei thema-
tisch unterschiedlichen „Energie-vorzeigeregionen” und den verkehrsrelevanten reallaboren (Urbane Mobilitätslabore und
testumgebungen für automatisiertes Fahren) sollen Projekte mit einer breiten Palette von Innovatoren aus wirtschaft, wissen-
schaft, regionalen Akteuren und Bedarfsträgern entwickelt werden. Folgende Ziele werden verfolgt:
- - -     Entwicklung und beispielgebende Anwendung von heimischen Energietechnologien und energierelevanten verkehrs-
          technologien zur großflächigen Praxiserprobung von intelligenten Systemlösungen im realbetrieb. 
- - -     Stärkung und Ausbau Österreichs als Leitmarkt für innovative Energietechnologien und energierelevante verkehrs-
          technologien sowie technologiebasierte Dienstleistungen. 
- - -     Das Zusammenwirken von teilsystemen und technologien soll in realumgebungen getestet werden.
- - -     Lösungen sollen an konkreten regionalen oder lokalen Bedarfssituationen ausgerichtet und erprobt werden, sowie die 
          Spezifika des jeweiligen Innovations-Ökosystems berücksichtigt werden. 
- - -     Mithilfe der Labore wird Systemwissen gesammelt und bereitgestellt, indem ein gemeinsamer Lernprozess unterstützt 
          sowie die Anpassung von erforderlichen rahmenbedingungen ermöglicht wird. 
- - -     Zeitlich befristete regulatorische Innovationszonen bieten den Akteuren der Innovationsregionen die Möglichkeit, neue 
          technologien, verfahren und Geschäftsmodelle unter innovativen (ggfs. unterschiedlichen) rechtlichen und regulatori-
          schen rahmenbedingungen ohne wirtschaftliche Nachteile zu testen. 
- - -     Anschlussfinanzierungen mit Mitteln aus Marktüberleitungs- und Umsetzungsförderprogrammen ermöglichen die 
          Entwicklung von Projekten der Innnovationsregionen bis zu technologiereifegrad (trL) 9. 
- - -     offene Experimentierräume befähigen sowohl lokale Innovatoren als auch die Bevölkerung dazu, derzeitige Probleme in 
          Lösungen zu verwandeln. Sie unterstützen Forschung und Innovation bei der Entfaltung ihrer Potenziale, indem sie 
          zukünftige technologienutzer und Bedarfsträger in den Entwicklungsprozess als test-User einbinden.

Dafür sind Instrumente für möglichst alle Innovationsphasen in richtung Markteinführung sowie die Einbindung privater 
Investoren erforderlich.
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massnahmen

- - -     Einrichtung eines Förderprogramms „Energie.Frei.raum” als vorbereitungsphase für die Expermentierklausel  
          als Experimentierraum für Unternehmen zur Erprobung der systemischen Implementierung neuer Integrations- 
          und Marktmodelle zur Systemintegration von erneuerbaren Energietechnologien sowie von Speicher- und 
          Energieeffizienztechnologien. 
- - -     Schaffung der rechtlichen voraussetzungen für regulatorische Innovationszonen („Experimentierklausel” nach 
          deutschem vorbild). 
- - -     Beteiligungen an europäischen und internationalen Kooperationsinitiativen wie „Mission Innovation”, SEt-Plan.
- - -     Aktivierung europäischer Förder- und Finanzierungsmittel (z.B. EU Struktur- und Innovationsfonds (ESIF), EU-
          Innovationsfonds) durch gezielte Einprogrammierung in die entsprechenden EU Programme für die nächste 
          Förderperiode.
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7. KLIMAWANDELANPASSUNG

in Österreich WurDe, gemäß Österreichischem Sachstandsbericht Klimawandel (AAr 2014), seit 1880
ein Anstieg der durchschnittlichen Jahrestemperatur von rund 2° C verzeichnet. Dieser Anstieg liegt beträchtlich über der welt-
weiten temperaturerwärmung von 0,9 °C (IPCC 2013). Die Auswirkungen des Klimawandels zeigen bereits deutliche Konse-
quenzen: zunehmende Anzahl an Hitzetagen, Abnahme der Frosttage, rasantes Abschmelzen der Gletscher, Auftauen der
Permafrostböden, längere vegetationsperiode, Zunahme der Häufigkeit von starken Niederschlagsereignissen, Etablierung
neuer Krankheitserreger etc.

Selbst das Erreichen des im internationalen Klimavertrag verankerten Zieles, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur
auf weniger als zwei Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, kann die Folgen des fortschreitenden Klima-
wandels nur mehr teilweise verhindern. wegen der trägheit des Klimasystems und der Langlebigkeit der treibhausgase ist bis
Mitte des Jahrhunderts ein weiterer temperaturanstieg unausweichlich. Die ökonomischen Auswirkungen extremer wetterer-
eignisse in Österreich sind bereits jetzt erheblich und haben in den letzten drei Jahrzehnten zugenommen. Die Schadenspoten-
ziale durch den Klimawandel steigen für Österreich in der Zukunft weiter (CoIN, 2015).

Mit dem Übereinkommen von Paris wurde die Anpassung an den Klimawandel nunmehr gleichwertig neben den Klimaschutz
gestellt. Österreich verfolgt schon seit einigen Jahren dieses 2-Säulen-Prinzip in der Klimapolitik und war auch unter den ersten
EU-Staaten, die ein strategisches Konzept zur Klimawandelanpassung mit einem umfassenden Aktionsplan zur Umsetzung
konkreter Handlungsempfehlungen verknüpften (Österreichische Strategie zur Anpassung an den Klimawandel, 2012).

Die Überschneidungen zwischen Klimawandelanpassung und Klimaschutz sind in den Bereichen Energie sowie Bauen, woh-
nen und wirtschaft besonders ausgeprägt und in ihrer wirkung eng miteinander verbunden. Hier gibt es eine reihe von Maß-
nahmen, die sowohl emissionsmindernd als auch positiv im Sinne der Klimawandelanpassung wirken. So verringert die
thermische Sanierung von Gebäuden nicht nur den Energiebedarf für die raumwärme im winter (Klimaschutz), sondern trägt
auch zur vermeidung sommerlicher Überhitzung (Anpassung) bei. Grundsätzlich ist darauf zu achten, dass Maßnahmen der
Klimawandelanpassung bzw. des Klimaschutzes einander nicht konterkarieren, sondern im Gegenteil wechselseitig voneinander
Nutzen ziehen und mögliche Synergien wirksam werden lassen. 

Anpassung an den Klimawandel muss sich am jeweils aktuellsten wissenschaftlichen Kenntnisstand sowie an aktuellen politi-
schen rahmenbedingungen orientieren. Es bedarf dabei einer „Politik der kleinen Schritte” mit durchgängiger Berücksichtigung
von Aspekten des Klimawandels bei allen einschlägigen Planungen. wesentlich erscheint, dass künftig mögliche Folgen des 
Klimawandels in allen relevanten Planungs- und Entscheidungsprozessen auf der nationalen bis hin zur lokalen Ebene 
systematisch berücksichtigt werden.

Österreichs strategie Zur anpassung an Den klimaWanDel

Die Österreichische Strategie zur Anpassung an den Klimawandel wurde im oktober 2012 vom Ministerrat verabschiedet und
im Mai 2013 von der Landeshauptleutekonferenz zur Kenntnis genommen. Seither läuft die Implementierung von darin 
genannten Maßnahmen (132 konkrete Handlungsempfehlungen zur Anpassung in 14 Aktivitätsfeldern). Im Jahr 2015 wurde
entsprechend dem Auftrag aus dem regierungsprogramm eine erste Evaluierung des Umsetzungsstands veröffentlicht. Dieser
Fortschrittsbericht wurde ebenfalls von Bund und Ländern beschlossen.

wie man konkret mit den Auswirkungen des Klimawandels in den regionen umgehen und deren volkswirtschaftliche Kosten
durch konkrete regionale Maßnahmen mindern kann, zeigt das Förderprogramm „KLAr!”. Der Klima- und Energiefonds hat
2016 mit KLAr! ein europaweit führendes Klimawandel-Anpassungsprogramm gestartet, welches auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen basiert und erstmals regionen die Möglichkeit gibt, ausgehend vom aktuellen Stand des wissens die negativen
Folgen des Klimawandels zu minimieren und Chancen zu nutzen. Das Programm ist sowohl mit der Bundes- als auch mit den
Landesstrategien abgestimmt und adressiert komplementär als einziges bundesweites Programm die regionale Ebene. Nach-
dem die relevanz des Themas zunehmen wird, sollte dieses Programm weitergeführt werden.
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WechselWirkung mit Dem Öffentlichen haushalt

Das Ziel der budgetären Nachhaltigkeit ist auch eng mit kosteneffektiven Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel
sowie der internationalen Klimafinanzierung verknüpft. Für Initiativen gemäß (i) der „österreichischen Strategie zur Anpassung
an den Klimawandel” (Nationale Anpassungsstrategie, NAS 2017) und (ii) der „Strategie Österreichs zur internationalen 
Klimafinanzierung” (KFS 2013 bzw. KFS-rev 2017) ist das Element der „Budgetären Nachhaltigkeit” ausdrücklich zu berück-
sichtigen. Für die nationale Anpassungsstrategie gilt in diesem Zusammenhang auch die vermeidung des risikos einer 
ineffektiven, fehlerhaften oder schädlichen Anpassung.
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8. LAUFENDES MONITORING UND 
NÄCHSTE SCHRIttE

Die klima- unD energiestrategie soll sicherstellen, dass sowohl die einschlägigen vorhaben des 
regierungsprogramms 2017-2022 in den Bereichen Energie und Umwelt als auch die vorgaben der EU erfüllt werden. Dies 
betrifft Anforderungen, Ziele und richtwerte, die in den richtlinien der EU zu erneuerbarer Energie, zur Energieeffizienz und
Gebäudeenergieeffizienz sowie in den verordnungen zum „Effort-Sharing”, zur Landnutzung und zur Governance der Energie-
union festgelegt sind. Im rahmen von konkretisierenden Maßnahmenkatalogen sowie bei der Erstellung des Integrierten 
Nationalen Energie- und Klimaplans (s.u.) sind diese vorgaben zu berücksichtigen. Zur Lösung der drängenden Herausforde-
rungen im verkehrssektor hat das BMvIt bereits in Zusammenarbeit mit BMNt, Ländern und Gemeinden einen Prozess zur
Erstellung eines Aktionsplans „wettbewerbsfähige und saubere Mobilität 2030” gestartet.

EIN LERNENDER STRaTEGIEPROZESS
Die integrierte Klima- und Energiestrategie ist ein Auftakt für eine längerfristige energiepolitische Neuorientierung. Die innova-
tive vorgehensweise des energiepolitischen Multi-Stakeholder-Dialogs soll fortgeführt werden. viele Maßnahmen sind Hand-
lungsaufträge, bedürfen der Konkretisierung und näheren Ausgestaltung. Neue Daten und neue Erkenntnisse sollen in die
Umsetzung einbezogen werden. Für die Erreichung der Ziele ist der Einsatz unterschiedlicher Instrumente unumgänglich.
Neben Förderungen sind das insbesondere ordnungsrechtliche und fiskalische Maßnahmen. Nur durch einen ausgewogenen
Mix wird erreicht werden können, dass die Belastung öffentlicher Haushalte im rahmen bleibt und die für die Erreichung der
Ziele unumgängliche Innovation gefördert wird. In diesem Sinne ist ein laufendes Monitoring zur Umsetzung der Maßnahmen
und deren Effektivität einzurichten.

Diese Strategie soll im Einklang mit den nationalen Energie- und Klimaplänen  regelmäßig durch die Bundesregierung evaluiert
werden. weitere Überprüfungen sollen im Einklang mit den künftigen EU-vorgaben zu den Integrierten Nationalen Energie-
und Klimaplänen erfolgen. Aufgrund möglicher finanzieller Implikationen wird bei der Evaluierung der vorliegenden Strategie
ein wesentliches Augenmerk auf die Einhaltung des treibhausgas- sowie des Erneuerbare-Energien-Zielpfads gelegt werden.

Geänderte externe Faktoren müssen bei der regelmäßigen Evaluierung berücksichtigt werden:
- - -     reaktion auf geänderte rahmenbedingungen (wirtschaftslage, Preise, technologien, internationale und EU-vorgaben) 
          sowie die Erfüllung von EU-Berichtspflichten (Synergiepotenziale).
- - -     Überprüfung der Umsetzungsfortschritte hinsichtlich Zielerreichung.
- - -     wirtschaftlichkeit der Maßnahmen.
- - -     Überprüfung der erzielten Effekte und die Möglichkeit des Nachjustierens von Instrumenten.
- - -     Übergeordnete wirkungen: tragen die Maßnahmen zur Erreichung übergeordneter Ziele (Beschäftigung, wettbewerbs-
          fähigkeit, Umweltverbesserung etc.) bei?
- - -     Nachhaltigkeit: Sind die positiven wirkungen von Dauer? 

Sollte auf Grundlage des laufenden Monitorings, des Maßnahmenumsetzungsstands sowie auf Basis der Projektionen absehbar
sein, dass die Zielpfade Österreichs nicht eingehalten werden können, so wird die Bundesregierung umgehend weitere Möglich-
keiten prüfen und geeignete Schritte setzen: einerseits, um den Anteil der erneuerbaren Energien anzuheben, andererseits um
die Co2-Emissionen aus Sektoren, die derzeit nicht dem EtS unterliegen, im Einklang mit dem vorgegebenen Zielpfad zu 
limitieren.
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INTEGRIERTER NATIONALER ENERGIE- UND 
KLIMAPLAN 

Im rahmen der Energieunion entwickelt die EU ein Governance-System.9 Dieses soll sicherstellen, dass die Klima- und Ener-
gieziele auf europäischer Ebene eingehalten werden und jeder Mitgliedstaat seinen Beitrag dazu leistet. Darüber hinaus soll da-
durch gewährleistet werden, dass Strategien und Maßnahmen zur transformation des Energiesystems auf den verschiedenen
Ebenen kohärent, komplementär und ausreichend ambitioniert sind. Das Governance-System soll transparent sein und den
Mitgliedstaaten Flexibilität und Freiheit zur Festlegung ihres Energiemix ermöglichen.

Die vorliegende Strategie, insbesondere die Zielfestlegungen, ist die Basis für die Erstellung des Integrierten Nationalen Energie-
und Klimaplans für Österreich und die Festlegung von strategischen Zielen in den fünf Dimensionen der Energieunion (Ener-
gieversorgungssicherheit, Energiebinnenmarkt, Energieeffizienz, Dekarbonisierung, wettbewerbsfähigkeit und Energiefor-
schung). Die Integrierten Nationalen Energie- und Klimapläne sollen jeweils für einen Zeitraum von 10 Jahren erstellt werden
und einen Überblick über die aktuelle Situation des nationalen Energiesystems sowie über die Strategien und Maßnahmen zur
Erreichung der nationalen Zielsetzungen geben. Die konkreten Bestimmungen zu den Nationalen Energie- und Klimaplänen
werden zurzeit auf europäischer Ebene verhandelt. Dementsprechend werden die österreichischen Festlegungen in einem noch
zu erarbeitenden Prozess getroffen werden. 

9 vorschlag für eine verordnung über das Governance-System der Energieunion (CoM(2016) 759final).
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